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1.Jänner 2000: Günther Nenning, der seit einiger Zeit in der Farbbeilage der KRONEN ZEITUNG Dichter vorstellt 
(und solche, die er dafür hält), ist dabei einmal ganz links: Er stellt Franz Kain vor. Er muss dabei natürlich den 
alten Bolschewiken desavouieren. Kain wird zu einem gütigen Verständnisvollen, der Nazis, Monarchisten und 
Stalinisten gleichermaßen mit Feingefühl gegenüberstand. Und: „In der KP ist Franz Kain nie was Höheres ge-
worden, weil er immer gegen alles war”. Das hat sich Franz Kain nicht verdient. Er war immerhin mehr als 60 (!!) 
Jahre Mitglied der KPÖ, gehörte viele Jahre der oö. Landesleitung und dem Zentralkomitee an, war Chefredakteur 
der "Neuen Zeit", der oö. KPÖ-Zeitung (solange es sie gab) Gemeinderat in Linz (die höchste öffentliche Position, 
die die KP in OÖ. innehatte), und es gab eine Menge Sachen, für die er war. Zum Beispiel für den Sozialismus. 
Mit Leuten, die "seine Partei" kritisierten, (wie Euer Chronist) hat er nie so recht eine Freude gehabt. Der Antifa-
schist, der Widerstandskämpfer, der NS-Sträfling, der Schriftsteller Franz Kain war eben Kommunist, sogar einer 
mit mehreren "höheren" Funktionen, davon beißt ihm auch ein Wetschi wie der Nenning nix ab. 

3.Jänner 2000: Umfrageergebnis im STANDARD: welche Politiker haben "ihre Sache gut gemacht". Es siegt Kli-
ma mit 42% gut (22% nicht gut), das ist ein Minus von 5% bei gut und ein Plus von 4% bei nicht gut im Vergleich 
zum August. Zweiter Van der Bellen (39/12 / +8/-1), 3. Heinz Fischer (37/11 / +2/-3), 4. Haider (35/36 / -9/+8). 
VP-Chef Schüssel ist mit 19/37 / -7/+9 nur Neunter. 

3.Jänner 2000:England weist den mutmaßlichen Kriegsverbrecher Kalejs nach Australien aus, ein Verfahren wird 
nicht eingeleitet. 

3.Jänner 2000: Nach dem Tode des kroatischen Nationalisten Tudjman, der mit Hilfe so kurzsichtiger Politiker 
wie Alois Mock Jugoslawien auseinanderbrechen ließ und damit den Weg in nationalistische Kriege freigab, brin-
gen die Parlamentswahlen in Kroatien eine Niederlage für die weit rechtsstehende Tudjman-Partei HDZ. Von 
45% fällt die Partei auf 28, Wahlsieger ist das Bündnis Sozialdemokraten und Sozialliberale mit rund 40%. 

5.Jänner 2000: Der STANDARD berichtet über eine beginnende Vergangenheitsaufarbeitung in der Steiermark. 
Zwei Historiker haben begonnen, sich durch die Akten der Arisierungen zu kämpfen. Seit 1929 gab es in der 
"Stadt der Volkserhebung", wie Graz wegen der Nazi-Unruhen vor dem "Anschluss" 1938 genannt wurde, Kam-
pagnen gegen jüdische Geschäfte, 1938 beteiligten sich viele der jetzigen Innenstadtgeschäfte an den "ko-
stengünstigen" Arisierungen. 

5.Jänner 2000: Haider kritisiert Klestil, dieser werde erkennen müssen, dass es „eine Fixierung auf eine Partei 
nicht geben kann”. Er meint, eine Regierungsbildung von SPÖ und ÖVP werde sehr schwer sein, eine FPÖ-ÖVP-
Koalition wäre eine Chance. 

6.Jänner 2000: Mit den österreichischen Banken CA und Bank Austria gibt es eine Einigung über die Entschädi-
gung für die Holocaust-Opfer. Insgesamt werden Zahlungen von 531 Millionen Schilling geleistet. Grund dafür 
war, dass die Länderbank sich an Besitztümern von NS-Opfern bereichert hatte (die Länderbank ging in CA und 
BA auf). In der KRONEN ZEITUNG erscheinen wieder Leserbriefe, die Entschädigungen kritisieren. 

8.Jänner 2000: Heute wäre Elvis Presley 65 Jahre alt. Dazu ward u.a. zu lesen, dass ein Vorfahre mit Namen Va-
lentin Preslar 1709 aus Deutschland in die USA eingewandert sei. Warum das im ANTIFA-INFO steht? Weil der 
Chronist ein ROCK'N'ROLL-Fan ist! 

8.Jänner 2000: Haider-Interview im STANDARD: „Entweder wir sind Teil einer Reformregierung oder wird sind 
die Opposition, die sich vorbereitet, beim nächsten Mal die Nummer eins zu sein”. 

9.Jänner 2000: Die KRONEN ZEITUNG mutmaßt Geheimabsprachen zwischen FPÖ und ÖVP. Demnach will man 
eine Koalition für zwei Wahlperioden bilden, zuerst mit Schüssel als Kanzler, ab der nächsten Wahl stellt die stär-
kere Partei der beiden den Kanzler. Beide Parteien dementieren. 

10.Jänner 2000: Im PROFIL äussert sich die als neue SPÖ-Chefin in Kärnten diskutierte Melitta Trunk kritisch 
über die Parteilinie. Sie empfiehlt die französischen Sozialisten als Vorbild, weil dort noch sozialistische Politik 
gemacht werde. 

10.Jänner 2000: Die FPÖ will in Kärnten eine Volksbefragung für die Einführung des Kinderschecks abhalten. 

10.Jänner 2000: In Mannersdorf am Leithagebirge soll anhand eines Pilotprojektes versucht werden, das Zu-
sammenleben von Alteingesessenen und Zuwanderern zu verbessern. Im Ortsteil Wasenbruck leben nebeneinan-
der 543 Inländer und 245 Ausländer. Es sollen nun in getrennten und gemeinsamen Zusammenkünften die beste-
henden Probleme artikuliert und nach Lösungen gesucht werden. 

12.Jänner 2000: Die Hauptwahlkommission für die Tiroler Arbeiterkammerwahl hat die Kandidatur von drei tür-
kischen Staatsbürgern (je einer bei FSG, FCG und Grünen) zugelassen. 1999 waren in Vorarlberg fünf türkische 
Kandidaten abgelehnt worden. 

12.Jänner 2000: Die Hinrichtung des zum Tode verurteilten Kurdenführers Öcalan wird von der türkischen Re-
gierung ausgesetzt. 

12.Jänner 2000: Eine interessante Sendung im Kabelsender ARTE (überhaupt ein Sender, den man sehr der Be-
achtung empfehlen kann!): "Banking with Hitler" - 1930 wurde (die heute noch bestehende) BANK FÜR INTERNA-
TIONALEN ZAHLUNGSAUSGLEICH (BIZ) in Basel gegründet. Ursprünglich sollte sie die deutschen Reparationszah-
lungen abwickeln, dann wurde sie zu einer Clearingstelle des Zahlungsverkehrs, speziell zwischen den Sie-
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gerstaaten des 1. Weltkrieges und Deutschland. Dem deutsche Bank-Chef Hjalmar Schacht, offenbar ein genialer 
Banker, (Hitler soll ihn für einen Gauner gehalten und deshalb dort beschäftigte haben) gelang es während der 
Hochkonjunktur von 1933 bis 1938, erhebliche ausländische Mittel (294 Millionen Schweizer Goldfranken) über 
diese Bank nach Deutschland zu holen. Ebenso wurden ab 1938 Goldbestände von besetzten Ländern (Österreich, 
CSR) über die BIZ lukriert. Trotz ihrer engen Verquickung mit den Nazigeschäften, inklusive des Handels mit 
Naziraubgold, blieb die Bank nach 1945 bestehen. In der Sendung erwähnt wurde auch, dass englische und ameri-
kanische Bankniederlassungen in Frankreich während der deutschen Besetzung eng mit Deutschland zusammen-
arbeiteten und beispielsweise in vorauseilendem Pflichteifer jüdische Kontos sperrten, ohne überhaupt darum ge-
beten worden zu sein. 

Ja, der heilige Profit! Wie hat schon Marx gesagt? Bei über 300% Profit gibt es kein menschliches Gesetz, dass 
nicht dafür in den Boden getreten würde. Und Brecht meinte, was sei schon ein Bankraub gegen die Gründung ei-
ner Bank! 

13.Jänner 2000: Aus Gesundheitsgründen will die britischen Regierung den Faschisten Pinochet heimreisen las-
sen. Der ehemalige Diktator ist angeblich so krank, dass er einem Prozeß nicht mehr folgen könnte. 

13.Jänner 2000: NEW-Umfrage, wer sollte Kanzler werden?: 32% für Klima, 15% für Haider, 9% für van der Bel-
len, 8% für Schüssel. 

13.Jänner 2000: Bundespräsident Klestil äussert seinen Unmut über die schleppenden Regierungsverhandlungen 
und droht mit Neuwahlen. 

14.Jänner 2000: Haider schimpft deswegen Klestil. 

14.Jänner 2000: Schon hatte man geglaubt, der Goebbels-Fan Gebhard Arbeiter sei politisch entsorgt, da läßt 
man uns wissen, dass er wahrscheinlich doch auf seiner Funktion als Landtagsabgeordneter bleiben wird. Eine 
endgültige Entscheidung soll Ende der lfd. Woche fallen. 

14.Jänner 2000: Die NEWS-Meldung, dass Rudas nur noch bis April SPÖ-Bundesgeschäftsführer sei, wird von 
diesem sofort dementiert. Wahrscheinlich soll man noch längere Zeit allein durch Augenschein wahrnehmen, dass 
die SPÖ keine Partei der Arbeiterbewegung mehr, sondern eine Partei der Globalisierung ist. 

14.Jänner 2000: Ergebnis einer Meinungsumfrage: "Sollten die Spitzenpositionen der Parteien bei einer rot-
schwarzen Koalition neu besetzt werden?" 41% sind der Meinung, dass beide Parteien ihre Spitzen auswechseln 
sollten. Wogegen nichts zu sagen wäre.  

Der alte VP-FP-Fanatiker Mock mach sich auch in der Pension noch für eine Haselnuss-Koalition stark. Er bedau-
ert es, nicht 1986 eine Koalition mit der FPÖ gebildet zu haben. Wahrlich, ein großer Verlust für Österreich, dass 
der Mock nie Bundeskanzler war, wo er es doch so gerne sein wollte! 

16.Jänner 2000: Warum ist Dichand jetzt für die Große Koalition? In der SONNTAGSKRONE erklärt es der CATO. 
Wenn eine VP-FP-Regierung die dem Dichand als notwendig erscheinenden Sparmaßnahmen durchzusetzen ver-
suchten, könnte die „linksideologische Hochburg Arbeiterkammer” ihre Muskel spielen lassen, wenn dazu dann 
die zur FP abgewanderten enttäuschten SP-Wähler stießen, dann könnte sich die Politik auf die Straße verlagern. 

Übersetzt heißt das: Dichand fürchtet, dass in diesem Fall von AK und Gewerkschaft die Interessen der arbei-
tenden Bevölkerung wahrgenommen werden könnten und nimmt also somit richtigerweise an, dass eine SPÖ in 
der Regierung solche Ungehörigkeiten verhindere. 

Apropos "linksideologische Hochburg": Dem Dichand ist ja alles, was links vom Staberl sein könnte, sehr ver-
dächtig, in derselben Ausgabe der KRONEN ZEITUNG wird DIE PRESSE als "linkskatholisch" bezeichnet. Wenn 
schon DIE PRESSE linkskatholisch ist, was ist dann "linkskatholisch? Alles was links vom Hexenhammer steht? 

16.Jänner 2000: In Chile siegt bei der Präsidentenstichwahl der Sozialist Ricardo Lagos. Er hatte einen Prozeß in 
Chile gegen Pinochet, wenn dieser in England freigelassen wird, nicht ausgeschlossen. Lagos ist der erste Sozia-
list in diesem Amt seit Salvador Allende, der 1973 von Pinochet und seiner Bande umgebracht wurde. 

17.Jänner 2000: Ab heuer wollen die christlichen Kirchen den 17.1. immer als "Tag des Judentums" begehen, mit 
dem die gemeinsamen Verwurzelung im Judentum ins Bewusstsein gerufen werden soll. Und: „Die jahrhunderte-
lange Verfolgung der Juden durch Christen macht es notwendig, dass auf dem Weg der Busse und der Neubesin-
nung eine Haltung gegenüber den Juden heranreift, die dem Evangelium entspricht”. 

Mitte Jänner 2000: In der Heimatgemeinde von Peter Turrini wollte der SP-Bürgermeister dem Dichter die Eh-
renbürgerschaft verleihen, was aber von ÖVP und FPÖ verhindert wurde, jetzt ließ die Kärntner Landesregierung 
bei Turrini anfragen, ob ihm LH Haider einen Orden überreichen solle, womit Turrini nicht einverstanden war, da 
die FPÖ ihn seit Jahren in der österreichischen Öffentlichkeit diffamiert. Er wolle Gegensätze und Unvereinbar-
keiten nicht hinter einer Ordensverleihung verschwinden lassen.  

17.Jänner 2000: Wir haben überlegt, ob wir den Abschluss der Koalitionsverhandlungen noch abwarten sollten, 
aber was soll es! Rot-schwarz ist kein Thema fürs ANTIFA-INFO und eine FPÖ-ÖVP-Koalition auszuverhandeln 
würde ja auch noch ein Weilchen dauern. Also finito für diese Nummer! 
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Jänner 2000: Ab der letzten Jännerwoche soll im Toplitzsee wieder einmal eine Suche nach versenkten Nazi-
Gütern durchgeführt werden, diesmal mit bester technischer Ausrüstung. Seit den Fünfzigerjahren waren solche 
Suchen unternommen worden, ausser einigen Kisten mit gefälschten Pfundnoten war nichts Wichtiges gefunden 
worden. Vielleicht kann in der nächsten Chronik über Sensationsfunde berichtet werden... 

14.Jänner 2000: Der Salzburger FP-Vizebürgermeister Mittendorfer (seit 1997 Antifa-Chronik-bekannt) ist einer 
der volkstümlichsten Menschen wo gibt! Er fordert, dass den Salzburger Schülern die Landeshymne beigebracht 
wird und dass allen amtlichen Schreiben und Bescheiden in Salzburg Text und Noten der Landeshymne beigelegt 
werde. Welch heimattreue Idee! 

16.Jänner 2000: Gesprächsbereit zu einer Erhöhung von Pensionsbeiträgen und Pensionsalter zeigt sich Jörg Haider. 

17.Jänner 2000: Die Koalitionsverhandlungen zwischen SPÖ und ÖVP scheinen vor dem Abschluss zu stehen. Die 
Vertreter des ÖGB betonen, dass sie der Absicht von SPÖ-Minister Edlinger zu massiven Verschlechterungen des 
Pensionsrechtes, nicht zustimmen können. 

18.Jänner 2000: Eine Drogenrazzia im Flüchtlingslager Traiskirchen gegen Schwarzafrikaner ruft massive Kritik 
hervor. Unbeteiligte und Verdächtige sollen unmenschlich behandelt worden sein. 

18.Jänner 2000: Kurz vor ihrem 103. Geburtstag stirbt in Wien Margarete Schütte-Lihotzky. Die erste österreichi-
sche Architektin gehörte ab 1940 der KPÖ an und wurde als Widerstandskämpferin zu einer langjährigen Haftstrafe 
verurteilt. Das offizielle Österreich verzieh ihr diese Widersetzlichkeit nicht und trug den "Kalten Krieg" auch auf 
den Schultern der Frau aus, die u.a. aus Erfinderin der Einbauküchen gilt: Sie erhielt so gut wie keine Aufträge in Ös-
terreich, erst als sie längst im Ruhestand war, ließ man sich zu Anerkennungen und Ehrungen herab.  

19.Jänner 2000: Der ÖGB lehnt das Koalitionsabkommen SP-VP weiterhin ab, die ÖVP fordert plötzlich das Fi-
nanzministerium. 

20.Jänner 2000: Eine Neuauflage der SP-VP-Koalition wird langsam unwahrscheinlich, auch wenn NEWS eine Re-
gierung in "rot-schwarz" vorstellt. 

21.Jänner 2000: Die SP-VP-Koalition ist gescheitert, Klima bemüht sich um die Bildung einer Minderheitsregie-
rung. Die ÖVP schiebt als Grund für das Scheitern, die Weigerung des ÖGB-Vertreters, das Koalitionsabkommen zu 
unterschreiben, vor.  

22.Jänner 2000: Peter Turrini zum Scheitern der Koalition: „Mich interessiert nicht so sehr, wer mit wem eine Re-
gierung bildet, sondern mehr, wer gegen diese Schamlosigkeit, mit der die Ungerechtigkeit zur Notwendigkeit erklärt 
wird, auftritt: Im Augenblick machen das nur die Gewerkschaft und engagierte Jugendliche”. 

23.Jänner 2000: Die ÖVP beginnt sich nun auch offiziell über eine Regierungsbildung mit der FPÖ zu richten. 
Denn mit der FPÖ wird man sich voraussichtlich über das allerwichtigste Sachthema der Zweiten Republik einigen 
können: Über die Bestellung des "Tlanan Woifi" zum "Dross'n Bundestanzla"! 

24.Jänner 2000: Im PROFIL spricht der Obmann der Israelitischen Kultusgemeinde, Ariel Muzicant, von 200 Milli-
arden Schilling an offenen Restitutionsforderungen. Das erscheint nun doch ein bißchen eine Zahl aus dem Traum-
büchel zu sein, dies hieße ja, dass praktisch jede jüdische Familie 1938 in Österreich einen Millionenbesitz gehabt 
haben müßte. 

24.Jänner 2000: Bundeskanzler Klima versucht im Auftrag des Bundespräsidenten in Einzelgesprächen mit den an-
deren Parteien die Chancen für eine SPÖ-Minderheitsregierung abzuklären, FPÖ und ÖVP sind zu einer Duldung ei-
ner solchen Regierung nicht bereit. 

24.Jänner 2000: Eine Abschätzung zum Auslandsecho auf eine FP-VP-Regierung: Der Politologe Anton Pelinka 
meint, Österreichs Handlungsfähigkeit würde eingeschränkt, eine internationale Isolierung wie zur Waldheim-Zeit 
wäre aber nur bei einer Kanzlerschaft Haiders zu erwarten.  

24.Jänner 2000: FPÖ und ÖVP sehen wenig Gegensätze in ihren Positionen und rechnen mit einer raschen Eini-
gung auf eine Regierungsbildung. Schüssel rechnet mit acht Verhandlungstagen. 

25.Jänner 2000: Israel kündigt für den Fall einer FPÖ-Regierungsbeteiligung den Abzug des Botschafters an. 

25.Jänner 2000: Das SPÖ-Präsidium beschließt den Gang in die Opposition. 

26.Jänner 2000: In Stockholm wird ein dreitägiges Forum über den Holocaust eröffnet. Der schwedische Premier 
Göran Persson bezeichnet in seiner Eröffnungsrede eine Regierungsbeteiligung der FPÖ in Österreich als "Problem 
für Europa". 

26.Jänner 2000: Eine Sprecherin des französischen Aussenministeriums sagt, Österreich werde sich in "einer bekla-
genswerten Lage" wiederfinden, wenn die FPÖ an der Regierung beteiligt ist, sie verweist auf eine Kritik von Aus-
senminister Védrine vom Oktober. 

26.Jänner 2000: Ein Sprecher des deutschen Aussenministeriums weist auf besorgte Stimmen in Deutschland und in 
der EU über eine FPÖ-Regierungsbeteiligung in. 

26.Jänner 2000: Der israelische Ministerpräsident Barak spricht von einem "äusserst beunruhigenden Signal aus Ös-
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terreich für jeden einzelnen Juden auf der Welt", wenn die FPÖ an die Regierung gelangt. Der ehemalige israelische 
Regierungschef Peres sagt, eine solche österreichische Regierung müsse mit "einem Bann seitens der zivilisierten 
Völker der Welt rechnen", wenn eine Koalition mit Leuten gebildet werde, die "für FremdenHass und Rassismus" 
sind. Auch Hitler sei in Deutschland durch demokratische Wahlen an die Macht gekommen, Hitler sei Österreicher 
gewesen. 

26.Jänner 2000: Friedensnobelpreisträger Elie Wiesel kündigt an, er werde bei einer FPÖ-Regierungsbeteiligung 
nicht mehr nach Österreich kommen. 

26.Jänner 2000: Der Generalsekretär des Europarates, der Österreicher Walter Schwimmer, sagt, es gebe Vorbehal-
te gegen die FPÖ "quer durch alle Parteien", der schwedische Vertreter im Europarat warnt vor einer "Selbstisolation 
Österreichs". 

26.Jänner 2000: Der Führer der FPÖ ist fünfzig. Am folgenden Wochenende gibt es eine gebirgige Geburtsfeier in 
Kärnten. 

26.Jänner 2000: Der Vorsitzende des Verwaltungsrates der in Wien eingerichteten "Stelle zur Beobachtung des 
Rassismus", Jean Kahn, sagt, im Falle einer FP-VP-Koalition wäre in der EU zum ersten Mal eine politische Kraft in 
der Regierung, die sich "offen für den FremdenHass ausspricht". 

27.Jänner 2000: Eine Regierungsbeteiligung der FPÖ sei "nicht tolerierbar", sagt die konservative Präsidentin des 
Europaparlaments, Nicole Fontaine. 

27.Jänner 2000: Der französische Präsident Chirac ruft Bundespräsident Klestil an und teilt ihm seine "große Sorge" 
über die Entwicklung in Österreich mit. 

27.Jänner 2000: Für EU-Agrarkommissar Franz Fischler zeichnen sich unangenehme Zeiten ab, bei den täglichen 
Pressekonferenzen gibt es kein anderes Thema als die mögliche Regierungsbeteiligung einer rechtsextremen Partei in 
einem EU-Mitgliedsland.  

27.Jänner 2000: Besorgt über Österreich äussern sich der französische Premier Jospin und der italienische Regie-
rungschef D'Alema. 

27.Jänner 2000: Bundespräsident Klestil vergibt keinen neuen Auftrag zur Regierungsbildung, er habe alles Men-
schenmögliche getan, um eine Regierung ohne FPÖ-Beteiligung zu bilden. 

27.Jänner 2000: Dominique Moisi, Chef des französischen Politikinstitutes bezeichnet es als "moralisch inakzepta-
bel", wenn in einem der beiden Ursprungsländer des Nationalsozialismus die extreme Rechte in die Regierung ein-
tritt. 

27.Jänner 2000: Zeitungen in Nordeuropa und in den Beneluxstaaten vertreten die Ansicht, Österreich würde mit 
einer FPÖ-Regierung isoliert. 

27.Jänner 2000: Vom französischen Rechtsextremisten Le Pen und von der Enkelin Mussolinis, Alessandra M., 
werden die Verhandlungen zwischen ÖVP und FPÖ begrüßt. 

27.Jänner 2000: Durch die Enthüllung von zwei Hinweistafeln in Anwesenheit von Bundeskanzler Schröder und 
Bundespräsident Rau wird der Baubeginn für das deutsche Holocaust-Denkmal in Berlin signalisiert. Wirklich be-
gonnen soll im Jahre 2001 werden. 

27.Jänner 2000: Ein Parteischiedsgerichtsverfahren soll sich jetzt mit dem Goebbels-Spruch des Kärntner SP-
Landtagsabgeordneten Gebhard Arbeiter befassen ("das Volk muss fühlen, wer das Sagen hat").  

28.Jänner 2000: Der konservative spanische Regierungschef ruft Klestil an und äussert seine Besorgnis vor einer 
FP-VP-Regierung.  

28.Jänner 2000: Die christlichen und die konservativen Parteien Europas warnen die ÖVP vor einer Koalition mit 
der FPÖ. Die belgischen Christdemokraten drohen mit einem Ausschluss aus der Fraktion.  

28.Jänner 2000: International ist von einem "wahren Feuerwerk tiefer Besorgnis" über die Entwicklung in Öster-
reich die Rede. Selbst in der VP spricht man von "katastrophalen Reaktionen". 

28.Jänner 2000: EU-Kommissar Franz Fischler berichtet Bundespräsident Klestil über seine Sorge um das Ansehen 
Österreichs. 

28.Jänner 2000: Der größte Mißgriff der Ära Klima wird entsorgt, Spin-Doctor Rudas wird als Geschäftsführer der 
SP abgelöst und wechselt in den gewerkschaftsfeindlichen Stronach-Konzern.  

28.Jänner 2000: Die Holocaust-Konferenz in Stockholm verlangt die Öffnung aller Archive (auch der Firmenarchi-
ve) über den NS-Völkermord. 2001 wird eine weitere Konferenz veranstaltet. 

28.Jänner 2000: Österreich zeigt sich wieder einmal voll in seiner Tradition: In Oberwart erhält die Straße, die zur 
Ghetto-Siedlung der Roma führt, wo 1995 vier Menschen durch den Bombenanschlag der "Bajuwarischen Befrei-
ungsarmee" des Franz Fuchs ermordet wurden, den Namen "Dr. Smital-Weg". Dieser Dr. Smital war Spitalsprimar 
und seit 1933 illegaler Nazi, 1937 Gau-Ärzteführer, Mitglied von SA und SS. 1949 wurde er als belasteter Nazi vom 
Bundespräsidenten begnadigt. Zur Straßenbenennung meint der Oberwarter Bürgermeister Racz (ÖVP), damals sei 
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"jeder" Nazi gewesen. Nach heftiger Kritik durch SOS-Mitmensch überlegt der Bürgermeister, ob man nicht doch 
einen anderen Namen für die Straße wählen könnte. Ein Denkmal für die ermordeten Romas musste man schier auf-
stellen. Seine illegalen Nazis ehrt man hingegen ganz freiwillig! Heil Hitler! 

29.Jänner 2000: Haider bringt das Bierzelt nach Europa: Der französische Präsident Chirac habe in den letzten Jah-
ren alles falsch gemacht, was man falsch machen kann, die belgische Regierung sei korrupt und schütze Kinder-
schänder. 

30.Jänner 2000: Ein geradezu wunderbarer Gesinnungswandel läßt sich an Hand einer einzigen Sonntagsausgabe 
der KRONEN ZEITUNG dokumentieren: Früher war das Dichand-Blatt faktisch nur für den Haider, danach für den 
Haider und den Schüssel, dann fast nur noch für den Schüssel und jetzt ist man gegen Haider und der verHassteste 
Politiker für die KRONEN ZEITUNG scheint (statt Einem) Schüssel zu sein.  

In der heutigen Ausgabe wird über die ausländische Kritik an der geplanten VP-FP-Regierung sachlich berichtet, als 
mäßigende Stellungnahme zum "Europa-Wirbel" wird ein Beitrag der FAZ zitiert, in der Haider als charakter- und 
prinzipienlos bezeichnet wird, der "Herr Strudel" hat 4 Sonntagssprüche: 2 gegen die ÖVP, 2 gegen die FPÖ, Grün-
Kritik an Schüssel wird unkommentiert wiedergegeben ("Schüssel führt Österreich in die Isolation und steht vor den 
Trümmern seiner Europapolitik"), ebenso die von SP-Fischer, auch der Bericht über Absage einer TV-Diskussion 
mit Haider im ARD gibt bloß die Absagegründe von SPD und jüdischen Gästen wieder: "Haider keine Plattform ge-
ben! Haider nicht regierungsfähig machen!".  

Auch der große Krone-Poet ist dem Gesinnungswechsel gefolgt: 

 

Dichand scheint eine Höllenangst vor einer SPÖ in Opposition zu haben - er befürchtet ein Erstarken der politischen 
Linken - und daran hätte für Dichand unweigerlich Schüssel die Schuld! 

Gegen Ende Jänner 2000: In der BRD wird bekannt, dass die hessische CDU ihre Schwarzgelder als angebliche jü-
dische Erbschaften weißzuwaschen versuchte. In Paraguay wurden dazu 200 falsche Totenscheine ausgestellt, man 
hatte sogar einen Friedhof im Auge, auf dem im Bedarfsfall die entsprechenden Scheingräber eingerichtet werden 
sollten. 

31.Jänner 2000: Aussage eines ungenannten Diplomaten in FORMAT: „Das wird alles viel schlimmer als zu Wald-
heim-Zeiten. Schüssel hat das nur noch nicht begriffen” . Eine Proteststurzflut setze ein, die in der Geschichte der EU 
einmalig ist. 

31.Jänner 2000: Laut Meinungsumfrage halten 53% der Österreicher die FPÖ für „eine demokratische Partei wie-
der jede andere”. Die Auslandskritik an der geplanten Regierungsbildung halten 76% für ein Problem, 20% für kei-
nes. 

31.Jänner 2000: Der französische Aussenminister Védrine sagt in einem Radiointerview, eine Regierungsbeteili-
gung der extremen Rechten in Österreich sei ein absurder und fehlerhafter Weg. Österreich werde wie kein anderes 
Land jeden Augenblick überwacht. Die französische Regierung stellt die Rückberufung der EU-Botschafter zur Dis-
kussion.  

31.Jänner 2000: Der deutsche Aussenminister Fischer warnt Schüssel vor einem historischen Fehler. Belgien über-
legt die Abberufung des Botschafters. 

31.Jänner 2000: Der amtierende EU-Ratspräsident, der portugiesische Regierungschef Guterres, warnt mit Nach-
druck vor einer FPÖ-Regierungsbeteiligung. 

31. Jänner 2000: Der spanische Regierungschef Aznar spricht sich für eine gemeinsame Deklaration der EU zu Ös-
terreichs Regierungsbildung aus. 

31.Jänner 2000: Der stellvertretende CSU-Vorsitzende Seehofer vergleicht Haider mit dem Gründer der deutschen 
REPUBLIKANER, den ehemaligen SSler Franz Schönhuber, Haider und Schönhuber seien ihm "ähnlich unsympa-
thisch". 

31.Jänner 2000: Nach der Ausladung Haiders zu einer ARD-Talk-Show am Samstag schreibt die BILD-Zeitung auf 
Seite 1, Haider werde immer mehr zur unerwünschten Person. 

31.Jänner 2000: Nach einem Gespräch mit Klestil sagt Jörg Haider, dass sich die FPÖ an der Regierung beteiligen 
werde. Offenbar auf Druck Klestils entschuldigt er sich dann für die kurz zuvor wiederholten Beschimpfungen Chi-
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racs und der belgischen Regierung (diese hatte er zudem mit der früheren dortigen Regierung verwechselt): „Mei-
netwegen ziehe ich die Äusserungen mit Bedauern zurück”. 

31.Jänner 2000: Der grüne Europa-Abgeordnete Johannes Voggenhuber über Jörg Haider: „Er ist kein Nationalso-
zialist, er hat auch keine Großmachtträume ... er ist ein Faschist und die FPÖ eine faschistische Partei” . Die beab-
sichtige Regierungsbeteiligung der FPÖ habe eine Schockwelle in Europa ausgelöst, die sich in absehbarer Zeit nicht 
legen werde, der FPÖ-Aufstieg werde als Infektionsherd betrachtet. 

Anmerkung 2000: Verboten ist es in Österreich, sich im Sinne der NSDAP zu betätigen. Ein Faschist im ideologi-
schen Sinne von Dollfuss, Franco oder Mussolini zu sein, ist hingegen nicht verboten. 

31.Jänner 2000: Die anderen 14 EU-Staaten beschließen am späten Abend einstimmig, dass im Falle einer FPÖ-
Regierungsbeteiligung Österreich diplomatisch isoliert werden soll:  
�� Keine zwischenstaatlichen Kontakte auf Regierungsebene,  
�� keine Unterstützung österreichischer Kandidaten für internationale Positionen,  
�� Botschafterkontakte nur noch auf technischer Ebene. 

31.Jänner 2000: Nach der Abweisung einer Klage Belgiens und von sechs Menschenrechtsorganisationen in Lon-
don dürfte leider die Heimreise des Chilo-Faschisten Pinochet bald zu erwarten sein. 

1.Februar 2000: ÖVP und FPÖ halten an der geplanten Koalition fest. Schüssel sagt, die Regierungsbildung werde 
in Wien entschieden. Immerhin ist es ja das Lebensziel des kleinen Wolfgang, Bundeskanzler zu werden. Wegen der 
Probleme, die sich Österreich damit eintritt, wird sich der Schüssel nicht viel scheißen: Hauptsache, er ist endlich die 
Nummer eins statt der Nummer drei. Was Schönes, so ein unbeirrbarer Ehrgeiz! 

1.Februar 2000: Der ehemalige SJ-Vorsitzende Alfred Gusenbauer wird neuer Bundesgeschäftsführer der SP. Er 
sagt zum EU-Beschluss: „Das ist das größte aussenpolitische Debakel der 2. Republik, für das  ausschließlich Aus-
senminister Schüssel verantwortlich ist. Wir befinden uns in einer veritablen Staatskrise, in der Österreich schwerer 
Schaden in Form weitgehender internationaler Isolation droht”. Schüssel sei von verschiedenen Staatsmännern aus-
drücklich gewarnt worden. 

1.Februar 2000: Zum Beschluss der EU sagt Grünen-Chef van der Bellen: „Österreich steht vor der größten aus-
senpolitischen Krise seit 1945”. Die Grünen wollen auf einer Sondersitzung des Nationalrats einen Mißtrauensantrag 
gegen Schüssel einbringen. 

1.Februar 2000: Auch die USA äussern sich sehr kritisch über eine FPÖ-Regierungsbeteiligung und wollen sich den 
EU-Sanktionen anschließen. 

1.Februar 2000: Der ehemalige VP-Chef Busek empfiehlt Haider den Rücktritt, wenn es die FPÖ ernst mit einer 
Regierungsteilnahme meine, Haider sei ein Wiederholungstäter, der die EU mit einem Bierzelt verwechsle und wer-
de sich nicht ändern: „50 Jahre und kein bißchen weise”. 

2.Februar 2000: Leserbrief in den OÖN: „..Wir Österreicher, gleichgültig welcher politischer Richtung angehörig, 
können mit Antisemitismus und dergleichen nichts anfangen. Mögen diese Herrschaften in aller Welt damit aufhören, 
diese Antipathien durch ihr Verhalten und ihre Wortmeldungen zu fördern und zu schüren.” 

Interessant! Zwar äusserten letzten Herbst rund 50% der befragten Österreicher antisemitische Vorurteile, aber mit 
dem Antisemitismus können "wir Österreicher" nichts anfangen. Dafür kann der Leserbriefschreiber aber auch gleich 
die Schuldigen dazu feststellen: Wer sind die, die durch ihr Verhalten den Antisemitismus nicht fördern und schüren 
sollten? Die Berber? Die Watussi? Und klarerweise ist es also eine Verschwörung der Berber und Watussi, die "uns 
Österreicher" wieder einmal völlig unschuldig anprangert! 

2.Februar 2000: Die Regierungsverhandlungen FPÖ-ÖVP sind beendet, man hat sich auf ein gemeinsames Regie-
rungsprogramm geeinigt. Allerdings ist Bundespräsident Klestil nicht bereit, einen Auftrag zur Regierungsbildung 
auszusprechen. Er lädt Schüssel und Haider in die Hofburg vor.  

Die Koalition FPÖ-ÖVP ruft zahllose Wortmeldungen hervor. Wir sparen uns hier den Platz, alle Politiker zu 
zitieren, die die neue Koalition kommentierten. 

2.Februar 2000: In Chile läßt ein Richter eine Klage wegen Folterungen gegen Pinochet zu. Der Oberste Gerichts-
hof müßte dazu die Immunität des "Senators auf Lebenszeit" auflassen. 

3.Februar 2000: Ergebnis einer ersten Meinungsumfrage: 13% halten die ausländische Kritik völlig, 40% zum Teil 
für berechtigt, 18% für weniger und 28% für gar nicht berechtigt. 

3.Februar 2000: Klestil lehnt zwei der von der FPÖ vorgeschlagenen Minister ab: Prinzhorn als Finanzminister und 
Hilmar Kabas als Verteidigungsminister. Prinzhorn hatte Klestil einen "blutigen Kopf" angekündigt und Kabas führ-
te in Wien zur NRW 1999 einen besonders ausländerhetzerischen Wahlkampf. Schüssel und Haider müssen eine von 
Klestil vorgelegte "Deklaration zu den Grundwerten der Europäischen Union" unterschreiben.  

3.Februar 2000: Der oö. Landesschulratspräsident Johannes Riedl spricht sich für mehr antifaschistische Aufklä-
rung in den Schulen aus. „Braune Brühe sickert in Europa ein und vergiftet respektvolles Miteinander. Alltagsfa-
schistische Tendenzen und Sündenbockmentalität scheinen wieder salonfähig zu werden”. 
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4.Februar 2000: Klestil gelobt die FP-VP-Regierung an. Bundeskanzler Schüssel (VP), Vizekanzlerin Riess-Passer 
(FP), Aussenminister Ferrero-Waldner, Innenminister Strasser, Wirtschaftsminister Bartenstein, Landwirtschaftsmi-
nister Molterer, Bildungsministerin Gehrer (alle VP), Finanzminister Grasser, Infrastrukturminister Schmid, Vertei-
digungsminister Scheibner, Justizminister Krüger, Sozialministerin Sickl (alle FP), dazu die Staatssekretäre Morak 
und Finz (VP), sowie Rossmann und Waneck (FP). 

Klestil, der alles versuchte hatte, diese Koalition zu verhindern, führt die Regierungsernennung mit deutlich sichtba-
rem äussersten Widerwillen durch. 

Das neue Regierungsprogramm sieht aus wie zu erwarten war: Die Reichen sollen reicher werden. 

Der Chronist hat in der Chronik nachgeschlagen und kann z.B. zum Finanzminister Grasser folgenden Lesestoff aus 
seiner bisherigen politischen Laufbahn anbieten: 13.Jänner 1994: Die FPÖ stünde der ÖVP für eine Regierungskoalition ab 
Herbst 1994 zur Verfügung, sagt FP-Generalsekretär Grasser. 29.März 1994: Als Bestätigung eines Trends zu Reformparteien 
bezeichnet FP-Generalsekretär Grasser das italienische Wahlergebnis. Er könne sich die Gründung eines europäischen Dachver-
bandes dieser Reformparteien vorstellen. Einbeziehen in einen solchen Verband könne man die LEGA NORD, die FORZA und die 
Schweizer FREISINNIGEN. 12.Mai 1994: FP-Generalsekretär Grasser konkretisiert die Anti-EU-Kampagne: Die FPÖ sage nein zu 
70.000 zusätzlichen Arbeitslosen, grenzenloser Kriminalität und 15 Milliarden jährlich für dunkle Kanäle. 7.Mai 1995: Die Teil-
nahme an der Kranzniederlegung am Mahnmal der Opfer für ein freies Österreich in Klagenfurt verweigert der freiheitliche Lan-
deshauptmannstellvertreter Grasser, weil es sich bei den Widerstandskämpfern "teilweise um Feinde Kärntens" gehandelt habe. 
12.September 1995: Gegen ein Minderheitenmandat im Kärntner Landtag für die slowenische Volksgruppe spricht sich LH-Stell-
vertreter Grasser aus. 27.August 1996: Grasser (FPÖ) meint, Kärnten habe keine Nachhilfestunden in Sachen Vergangenheitsbe-
wältigung nötig. 9.Februar 1997: Der freiheitliche LH-Stellvertreter Grasser in Kärnten erteilt die Weisung, Aufträge der Hoch- 
und Tiefbauabteilung des Landes nur noch an Firmen zu vergeben, die keine Ausländer beschäftigen. 25.Februar 1997: In der 
TV-Sendung REPORT befragt Josef Broukal den Kärntner FPÖ-LH-Stellvertreter Grasser zu seiner Weisung betreffend Landesauf-
träge nur an Firmen ohne Ausländer zu vergeben. Grasser weicht der Frage, ab wieviel Jahren Beschäftigung in Österreich ein 
Ausländer ein anständiger Ausländer ist, aus, worauf Broukal die Frage mehrfach laut und deutlich wiederholt. Effekt dieses Ver-
haltens: ORF-Chef Zeiler ruft auf Grund der FP-Proteste Broukal als Report-Präsentator ab. Der Journalist habe es an der „gebo-
tenen Fairneß“ missen lassen. Zweite Aprilhälfte 1998: Jahreshauptversammlung der Kärntner Ulrichsberggemeinschaft. Lan-
deshauptmann Zernatto (ÖVP) und LH-Stellvertreter Grasser (FPÖ), Militärkommandant Ebner und andere Personen erhalten 
Vereinsauszeichnungen. 3.Juni 1998: Der freiheitliche Landeshauptmannstellvertreter in Kärnten, Karl-Heinz Grasser gibt seine 
Funktion auf und wechselt in die Privatwirtschaft. 

Zu Schmid haben wir gespeichert:. 20.September 1993: Die steirischen ÖVP- und FPÖ-Häuptlinge, Hirschmann und Schmid, 
fordern gemeinsam ein Zusammenrücken ihrer Parteien auf Bundesebene. 16.Februar 1995: In der Steiermark wird endlich die 
Subvention für die AULA gestoppt. Den Stop der staatlichen Geldmittel hatte zwar vor einiger Zeit schon die SPÖ gefordert, als 
dann aber bekannt wurde, dass das rechte Monatsblatt im SP-nahen Leykam-Verlag gedruckt wird, war man wieder ganz still. Ein 
Artikel in einer Vorjahrnummer („Die Zigeuner sind ein Indien entstammendes Wandervolk, Ehrlichkeit zählt nicht zu den Glanz-
seiten des Volkes (…) sie ziehen stehlend und betrügend durchs Land (.) sie werden Lumpenpack genannt..“ veranlaßt nun sogar 
den zuständigen FPÖ-Landesrat Schmid zur Geldsperre.  

Zu Krüger ward gefunden: 7.August 1994: Ein Kommentar aus der Kronen Zeitung. Im Gegensatz zu den Meinungen der Her-
ren Nimmerrichter, Gnam oder Pust gibt es unter den Lokalredakteuren doch auch welche, die andere Ansichten vertreten. Auf 
den oberösterreichischen Lokalseiten fand sich zu den Vorgängen um den Rücktritt des Filmemachers und VP-Stadtrates Andreas 
Gruber in Wels folgender Text: „Rasch zeigt sich, dass der neue Linzer FP-Nationalrats-Spítzenkandídat Dr. Michael Krüger ke-
íne eigenständiger politischer Kopf ist, sondern auch nur ein Sprachrohr, aus dem die alten Haider-Töne heraussprudeln. Seine 
neueste Botschaft: Der Rücktritt des Welser VP-Kulturstadtrates Andreas Gruber, der wieder ganz als Filmemacher arbeiten will, 
sei ein "Freiheitlicher Erfolg gegen díe línke Kulturschickeria". "Dass Gruber nun das Feld räumt, stimmt mich hocherfreut, da er 
als Förderer der linken Kulturmachos bekannt war"; sagt Krüger und droht der "línken Kulturschickeria" mit einem "Rückzugs-
gefecht". Hinter diesen sonnenstichigen Worthülsen verbirgt sich wohl eher der FP-Ärger über Grubers Kampf gegen "braune 
Flecken" in Wels und seine engagierte flmische Aufarbeitung des Nazi-Faschismus und seiner Folgen. Aber das zuzugeben, ist 
Krüger zu feig.” 

Was findet sich bei Scheibner: 15. Oktober 1992: Ablehnend äussert sich Bundespräsident Klestil über das von Haider ange-
drohte 'Volksbegehren zur Ausländerfrage'. In der FPÖ führt der Vorstoß des Parteichefs wieder einmal zu einem Konflikt mit 
seiner Stellvertreterin Heide Schmidt. Generalsekretär Scheibner sagt, Schmidt müsse sich die Frage stellen, ob sie noch weiter 
Stellvertreterin sein könne, so wie sie bisher agiert habe, sei das nicht mehr tragbar. 11.Dezember 1992: FP-Generalsekretär 
Scheibner beschuldigt die Plattform 'SOS Mitmensch' der Doppelzüngigkeit, sie mobilisiere gegen einen imaginären Radikalis-
mus. 23.-24.April 1993: Parteitag der Wiener FPÖ. Der scheidende Obmann Hirnschall spricht sich vehement für einen Pro-EG-
Kurs aus, nach seiner Meinung habe es zur EG bloß "mißverständliche Äusserungen" gegeben. Bei den Wahlen in den Wiener 
Parteivorstand fällt Haiders Protege Herbert Scheibner, mit Bomben und Granaten durch, er erhält nur ca. ein Viertel der 
Delegiertenstimmen. 7.April 1994: FP-Generalsekretär Scheibner sagt zur österreichischen Neutralität: „Wir brauchen die 
Neutralität nicht zu streichen, weil sie ja längst obsolet ist, Österreich handelt ja nicht wie ein Neutraler in Friedenszeiten - denn 
dann hätten wir ein absolutes Verbot von Überflügen und der Durchfuhr von Kriegsmaterial für Kriegsparteien zu befolgen 
gehabt.“ Schlussfolgerung des Freiheitlichen daher: Österreich soll möglichst bald einen Beschluss über einen NATO-Beitritt fäl-
len. 6.März 1998: Zum 150-Jahr-Jubiläum der Revolution 1848 erklärt Jörg Haider die FPÖ als direkte Fortführung der 
damaligen Revolution und sieht sich heute von Metternich umzingelt. Parteifreund Scheibner vergleicht Haider mit dem Bau-
ernbefreier Hans Kudlich. 13.April 1999: Nachfolger von Stadler im FPÖ-Parlamentsklub wird Wehrsprecher Scheibner. 
19.August 1999: FP-Klubobmann Scheibner fordert von der katholischen Kirche „die christlich-abendländische Wertetradition 
in das nächste Jahrtausend zu tradieren”, er kritisiert, dass sich die Kirche über das Anwachsen der muslimischen Glaubens-
gemeinschaft in Österreich freue. 
Über Riess-Passer waren nur belanglose Funktionsangaben zu finden, zu Frau Sickl habe ich in der Chronik nichts 
gefunden, allerdings war bald aus den Medien zu erfahren, dass ihr Sohn der Neonazi-Szene zuzurechnen war, jüngst 
aber viel braver wurde, jetzt ist er in einer schlagenden Verbindung. So ein Ordentlicher! Stammen tut die Frau Sickl 
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aus einer SSler-Familie. 

Anfang Februar 2000: „Die Fahne flattert uns voran, unsere Fahne ist die neue Zeit. Und die Fahne führt uns in 
die Ewigkeit. Ja die Fahne ist mehr als der Tod” - das ist auf einer Internet-Homepage zu lesen. Gestaltet von der 
Linzer Ortsgruppe des Kameradschaftsbundes. Der Text stammt aus einem berüchtigten Nazilied, die Kameraden 
vermuten vorsichtshalber den Lied-Ursprung in den napoleonischen Kriegen und hätten gerne eine Verbindung ihrer 
Homepage mit der stadteigenen Internetseite. Die Fahne ist mehr als der Tod, darum sind diese Helden wahrschein-
lich auch seinerzeit nicht für Führer, Volk und Vaterland gefallen, sie wollten die Fahne noch ein bißchen weitertra-
gen ... 

4.Februar 2000: Die OÖNachrichten kündigen den Redakteur Gerhard Marschall, der „angesichts der neuen politi-
schen Situation nicht tragbar” sei. Eine organisierte Hetzkampagne aus schwarzbraunen Leserkreisen hatte Stim-
mung gegen den für dieses Blatt aussergewöhnlich weltoffenen politischen Redakteur gemacht. Mit Antritt der neuen 
Regierung reagierten die erzkonservative Eigentümerfamilie Cuturi und der ebenso konservative Chefredakteur 
Köppl wie schon im Falle Haderer solidarisch mit den Gestrigen. Für oö. Zeitungsleser ist es ein echtes Problem: es 
gibt die oö. Ausgabe der KRONEN ZEITUNG, die VP-Parteizeitung VOLKSBLATT und die ebenso schwarzen OÖN. 
Lokal und regional kann man sich politisch nur schwarz, schwärzer, am schwärzesten informieren. Die OÖN besit-
zen noch die absolute Frechheit sich als liberal, offen und aufgeschlossen zu bezeichnen! Für die ANTIFA-INFO-
Chronik war das Blatt auch immer völlig unbrauchbar. Die Thematik wurde entweder gemieden oder rechtslastig 
(Bregartner!) behandelt. 

Ab 4.Februar 2000: Täglich gibt es vielerorts Demonstrationen gegen die neue Regierung, am ersten Tag kommt es 
dabei auch zu Gewalttätigkeiten. Meine Mutter (86) sieht Schüssel als Reinkarnation von Dollfuss. Ihn mit Pflaster-
steinen zu bewerfen, sähe sie als Errungenschaft. 

Die Regierung verkehrt unterirdisch, oberirdisch marschiert die Polizei martialisch auf. 

Spärlich sind die Pro-Regierungskundgebungen. Einmal marschieren einige Dutzend schlagende Burschenschaftler 
mit ihren zersäbelten Visagen auf. 

Ab 4.Februar 2000: Die angekündigten internationalen Sanktionen gegen die neue österreichische Regierung treten 
in Kraft.  

Anfang Februar 2000: Haider erhält ein Einreiseverbot nach Israel. Dadurch wird er zu einer Art Held bei den is-
lamitischen Fundis: In Österreich werde die Demokratie vom Zionismus geknechtet. 

5.Februar 2000: Haider droht im Bayrischen Rundfunk mit einer EU-Blockade durch Österreich: aufgrund des Ein-
stimmigkeitsprinzips gebe es ohne Österreich keine Entscheidungen. Am nächsten Tag sagt er in einer N-TV-
Talkshow, er habe dies nie gesagt. 

6.Februar 2000: TV-Pressestunde im Jörg Haider. Die Schuldigen am Desaster werden entlarvt: Klima und Klestil 
hätten eine internationale Verschwörung gegen die FPÖ organisiert! 

Eindrucksvolle Fähigkeiten, die da enthüllt werden, Klima und Klestil diktieren das Geschehen in Europa! Sogar die 
Konservativen folgen aufs Wort! Erstaunlich, erstaunlich! Als sich auch Grüne und SPÖ bereit für einen Untersu-
chungsausschuss zeigen, hat die FPÖ ganz plötzlich kein Interesse mehr daran. Warum wohl? 

Haider will Landeshauptmann in Kärnten bleiben und sich nicht in die Regierungsarbeit einmischen. Er bekennt sich 
zur Entschädigung für die Zwangsarbeiter, aber fordert solche auch für die österreichischen Kriegsgefangenen. Für 
ihn sind offenbar Täter und Opfer weiterhin dasselbe. 

6.Februar 2000: In Paris bezeichnen sich französische Rechtsextremisten als "Kinder Haiders". 

6.Februar 2000: Die Landwirtschaftskammerwahlen in Salzburg bringen Gewinne des ÖVP-Bauernbundes (plus 3 
Sitze auf 23), Verluste der Freiheitlichen (von 5 auf 3), der Grünen (sie verlieren eines ihrer zwei Mandate), die SPÖ-
Bauern halten ihr einziges Mandat. 

7.Februar 2000: Demonstration vor den OÖN gegen die politische Kündigung des Redakteurs Marschall. Eigentü-
mer und Chefredakteur werfen ihm jetzt vor, seine Beiträge hätten "Überparteilichkeit, Äquidistanz und Objektivität" 
vermissen lassen. Objektiv ist schließlich das, was Eigentümer und Chefredakteur vertreten, eine Meinung, die von 
Weltsichten a la CV und ÖTB abweicht, kann einem OÖN-Redakteur nicht genehmigt werden. 

7.Februar 2000: Der portugiesische Präsident Sampaio sagt den für März geplanten Staatsbesuch ab. Aus Platz-
gründen verkneift sich jetzt Euer Chronist das Eingehen auf weitere kritische Äusserungen gegen die neue österrei-
chische Regierung von Israel bis USA. 

7.Februar 2000: Peter Westenthaler wird Nachfolger von Scheibner als FP-Klubchef. 

8.Februar 2000: EU-Kommissär Fischler sagt, wenn sich Haider wieder fremdenfeindlich äussere oder die EU-
Menschenrechtsprinzipien verletze, werde er aus der ÖVP austreten. 

8.Februar 2000: Mißtrauensantrag der Grünen gegen Bundeskanzler Schüssel, weil er Österreich „international in 
Quarantäne geführt” habe. Er hätte als Aussenminister die Gefahr der politischen Isolation durch die EU erkennen 
müssen, die diese für den Fall der Beteiligung einer rechtsextremen Partei an der Regierung angedroht hatte. Van der 
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Bellen liest aus der Dokumentation Klestils vor, in der dieser die zahlreichen Warnungen, die ihm und der Regierung 
in den letzten Wochen und Monaten zugegangen sind, zusammengestellt hatte. 

Bundeskanzler Schüssel meint in seiner Antwort, er habe nichts davon gewusst, dass mit solchen Sanktionen zu rech-
nen sei. Vermutlich hatte er als Aussenminister auch nicht die vielfältigen Möglichkeiten, die z.B. Euer ANTIFA-
INFO-Chronist besitzt. (Siehe in dieser Chronik ab 25. Jänner: Lauter ganz konspirative Vorgänge, die Euer Chronist 
klammheimlich aus dem STANDARD bezogen hat. Dem Schüssel hat man die Zeitung sicherlich vorenthalten). 

8.Februar 2000: Khol wird VP-Klubobmann, Fasslabend dritter Nationalratspräsident. 

9.Februar 2000: Der älteste FPÖ-Fan in der ÖVP, der steirische Landesrat Hirschmann, attackiert den französischen 
Präsidenten Chirac und andere ausländische Kritiker als "Heuchlerpartie" und spricht von einer "zweideutigen Rol-
le", die Klestil gespielt habe. 

9.Februar 2000: Die ehemalige Nationalbank-Chefin Schaumayer wird zur Regierungsbeauftragten für die Abwick-
lung der Entschädigung für die NS-Zwangsarbeiter in Österreich bestellt. Das Regierungsprogramm enthält einen 
Punkt über Wiedergutmachung für Zwangsarbeiter, Kriegsgefangene und Vertriebene. Damit kommt auch die ÖVP 
einer Junktimierung nach, wie sie von der FPÖ und in Leserbriefen von alten Nazis Gesinnungstreuen in der KRO-
NEN ZEITUNG gefordert wurden. 

9.Februar 2000: In Mölzers rechtsrechts Blatt ZUR ZEIT deckt der Denker Dieman die Zusammenhänge auf. Die 
Welt wird von den Freimaurern regiert, die 30 Jahre auch Österreich beherrschten. Aus Furcht durch das Ausschei-
den der SP und den Eintritt der FP in die österreichische Regierung wichtige Schlüsselpositionen zu verlieren, 
kommt es zur Hetze gegen Österreich. Na sowas! Keine Verschwörung vom Klima und vom Klestil, sondern von 
den Freimaurern!  

Aber lieber Dieman, das ist noch nicht die ganze Wahrheit! Wer steckt hinter den Freimaurern? Ein bedeutender 
Ostmärker hat in einem bedeutenden Buch schon 1925 geschrieben: " Endlich aber wächst die jüdische Einfluss-
nahme (..) unheimlich schnell an. (..) Zur Stärkung seiner politischen Stellung versucht er (der Jude), die rassischen 
und staatsbürgerlichen Schranken einzureißen, die ihn zunächst noch auf Schritt und Tritt beengen. Er kämpft zu 
diesem Zwecke mit aller ihm eigenen Zähigkeit für die religiöse Toleranz - und hat in der ihm vollständig verfallenen 
Freimaurerei ein vorzügliches Instrument zur Verfechtung wie aber auch zur Durchschiebung seiner Ziele. Die Krei-
se der Regierenden sowie die höheren Schichten des politischen und wirtschaftlichen Bürgertums gelangen durch 
maurerische Fäden in seine Schlingen, ohne dass sie es auch nur zu ahnen brauchen."  

10.Februar 2000: Die Tochter des einstigen Bärentalbesitzers (ein Italiener jüdischer Herkunft) kündigt in Israel ei-
ne Restitutionsklage an. Sie will die Rückgabe des Bärentales fordern. Haider reagiert gelassen, sein Großonkel Josef 
Webhofer habe 1954 mit der Witwe des Besitzers einen oberstgerichtlichen Vergleich geschlossen und diese mit 
120.000 U$ abgefertigt. Der heutige Wert des Bärentales wird auf 180 bis 200 Millionen Schilling geschätzt. 

10.Februar 2000: Die Europäische Volkspartei (Dachverband der christdemokratischen und konservativen Parteien) 
leitet ein Ausschlussverfahren gegen die ÖVP ein. Der Antrag wird von Mitgliedsparteien aus Belgien, Frankreich 
und Italien eingebracht. Der ehemalige Aussenminister Mock äussert dazu seine eigenen Wahrheiten. So sei die FPÖ 
schon "unter SPÖ-Verantwortung" in der Regierung gewesen. Er vergißt hinzuzufügen, dass dies unter dem liberalen 
FP-Chef Steger war und die Koalition anläßlich der Übernahme der FPÖ durch Haider aufgelöst wurde. 

11.Februar 2000: In einem STANDARD-Interview sagt Vizekanzlerin Riess-Passer, man brauche nicht zu sagen, Na-
zis raus aus der FPÖ, weil es keine Nazis in der FPÖ gebe. Überhauptst keine Nazis nicht in der FPÖ? 

Wer hätte das gedacht! Wohin sind sie gegangen, all diese charakterfesten Anständigen, die ihrer Gesinnung treu ge-
blieben 1 sind! 

11.Februar 2000: Sozialministerin Sickl erlebt in Lissabon die neue Realität für österreichische Regierungsmitglie-
der. Unbegrüßt wird sie empfangen, niemand spricht mit ihr. 

11.Februar 2000: Nach ausländerfeindlichen Krawallen in Südspanien sind 23 Gewalttäter in Haft. Nach der Er-
mordung einer Spanierin durch einen Marokkaner war es El Ejido zu Ausschreitungen gekommen. 

12.Februar 2000: In einem Interview in der griechischen Zeitung ELEFTHEROTYPIA bezeichnet Haider die EU-
Sanktionen als Ergebnis eines Komplotts korrupter Sozialdemokraten und meint, die Reaktionen auf die FP-VP-
Koalition müsse man ostentativ ignorieren.  

12.Febuar 2000: In Budapest veranstaltet die rechtsextreme und antisemitische Wahrheits- und Lebenspartei 
(MIEP) eine Solidaritätsdemonstration für die neue österreichischen FPÖ-ÖVP-Regierung.  

                                                           
1 14.Dezember 1995: Der ARD strahlt ein Amateurvideo aus, welches am Vorabend des berüchtigten Ulrichsberg-Treffens 
gedreht wurde. Es zeigt Haider bei einer Rede vor SSlern aus verschiedenen Ländern, darunter waren auch wegen 
Kriegsverbrechen verurteilte. Originalton: „..ich freue mich, dass es in dieser Welt einfach noch anständige Menschen gibt, die 
einen Charakter haben, die auch bei größtem Gegenwind zu ihrer Überzeugung stehen und ihrer Überzeugung bis heute treu 
geblieben sind.“ Und schließlich: „Ein Volk, das seine Vorfahren nicht in Ehren hält, ist sowieso zum Untergang verurteilt.“ 
Man werde noch beweisen, dass „wir nicht umzubringen sind und dass sich Anständigkeit in unserer Welt allemal durchsetzt, 
auch wenn wir momentan vielleicht nicht mehrheitsfähig sind. Aber wir sind geistig den anderen überlegen.“ 
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12.Februar 2000: Chirac habe Schüssel über die bevorstehenden Maßnahmen der EU informiert, sagt ein Beamter 
aus dem Stab des französischen Präsidenten. Ein Versuch von Mock und Khol, im Dezember mit Chirac zu spre-
chen, war von diesem zurückgewiesen worden, wenn die beiden über eine Regierungsbeteiligung der FPÖ sprechen 
wollten. Beim EU-Gipfel in Helsinki Mitte Dezember habe Schüssel Chirac gar nicht mehr richtig zugehört, „er war 
ganz in seine Logik des Einzuges ins Kanzleramt verfangen”, sagt ein Ohrenzeuge. 

14.Februar 2000: Chirac verweigert Khol und Mock einen Gesprächstermin. In Brüssel versucht Aussenministerin 
Ferrero-Waldner eine Distanzierung von Haider, dieser sei Landeshauptmann in Kärnten, sie sei die Aussenministe-
rin. 

14.Februar 2000: FORMAT wollte wissen, für wie geeignet die Mitglieder der neuen Regierung gelten. Die meisten 
"Ungeeignet" erhält Schüssel gefolgt von Riess-Passer. 

15.Februar 2000: FP-Klubobmann Westenthaler redet in einem Interview ("Täglich Alles") von altlinken Zellen im 
ORF, die hinterfotzig und einseitig berichteten. Damit beginnt eine massive Hetzkampagne gegen den ORF. 

15.Februar 2000: Aus Regierungskreisen in Belgien, Frankreich und Deutschland werden die Behauptungen Schüs-
sels zurückgewiesen, die Sanktionen gegen Österreich wegen der FPÖ-Regierungsbeteiligung seien "völlig überra-
schend" gekommen, es gebe „nicht den Hauch eines Zweifels”, dass Schüssel „voll im Bilde”  war, Chirac habe „mit 
ultimativen Worten seine Position verdeutlicht, auch was die Konsequenzen betrifft”. 

15.Februar 2000: Die Innsbrucker Universität entzieht den rechtsextremistischen Burschenschaftern die Genehmi-
gung, an der Uni im Mai eine "Festakademie Europa 2000" abzuhalten. Die Gewichsten wollten wieder einmal „für 
den Erhalt und die Freiheit der Deutschen und ihrer Lebensart” eintreten. 

Erste Februarhälfte 2000: Der ehemalige ÖGB-Chef, Innenminister und CIA-Beistand Franz Olah steuert auf sei-
nen 90. Geburtstag zu und glaubt deswegen seine politischen Ansichten verkünden zu müssen: Für Haider, gegen 
Klestil.  

Erste Februarhälfte 2000: In Braunau überlegt man im Hitler-Geburtshaus eine Gedenkstätte einzurichten, aus der 
immer noch von Faschisten aus allen Himmelsrichtungen besuchten Wallfahrtsstätte soll „eine internationale Stätte 
der Begegnung werden”, so der Braunauer Bürgermeister Skiba. 

15.-16. Februar 2000: Haider fliegt nach Kanada, weil er von einer jüdischen Sekte zu einer Hochzeit eingeladen 
worden sei. Die fundamentalistische Sekte weiß nichts davon und hat auch noch nie was über Haider gehört oder ge-
lesen, weil man aus religiösen Gründen Massenmedien ablehnt. Offenbar ist da jemand ein guter Gag eingefallen und 
hat den Jörg schon im Februar in den April geschickt. 

16.Februar 2000: Nach einigen Debatten über die Nachfolge des abgetretenen SP-Chefs Klima einigt man sich ei-
nigermaßen überraschend auf den neu bestellten Bundesgeschäftsführer Alfred Gusenbauer als neuen Parteivorsit-
zenden. Nach den politischen Mißgriffen Vranitzky und Klima will man es jetzt mit einem Sozialdemokraten als 
Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei versuchen, was keine so schlechte Idee ist. 

16.Februar 2000: Die KRONEN ZEITUNG hat sich wieder gefangen und schreibt so wie in Österreich von einer er-
folgreichen Boulevardzeitung zu erwarten ist. Stramm antisemitisch dichtet Wolf Martin: „Dass Juden jetzt aus Ös-
terreich flüchten, steht zu befürchten wohl mitnichten, denn selbst für ärgste Haiderfresser lebt es sich wohl besser 
im "Nazi-Land" der blauen "Schande" als im gelobten heil'gen Lande”. Dass die Juden gar nicht nach Israel wollen, 
hat schon ein anderer Ostmärker vor vielen Jahren geschrieben: „Sie (die Juden) denken gar nicht daran, in Palästi-
na einen jüdischen Staat aufzubauen, um ihn etwa zu bewohnen, sondern sie wünschen nur eine mit eigenen Hoheits-
rechten ausgestattete, dem Zugriff anderer Staaten entzogene Organisationszentrale ihrer internationalen Weltbe-
gaunerei; einen Zufluchtsort überführter Lumpen und eine Hochschule werdender Gauner”. Wie heißt das Buch? 
Wer weiß es? 

16.Februar 2000: Die israelischen Botschafter werden angewiesen, nicht an österreichischen Empfängen und Ver-
anstaltungen teilzunehmen. 

16.Februar 2000: Justizminister Krüger droht der Wochenzeitschrift FALTER mit einer Klage, weil diese berichtet 
hatte, dass René Schimanek, der Bruder des verurteilten Neonazis Hans-Jörg Schimanek junior, eine Zeit für Krüger 
gearbeitet habe. Der zweite Schimanek war auch im Dunstkreis von Gottfried Schüssel und der VAPO aufgetaucht. 
Da der im FALTER geschilderte Sachverhalt von Krüger nicht bestritten wird, erhebt sich die Frage: Was will er ein-
klagen? 

16.Februar 2000: Die schwarze Kleinformatausgabe von Haider, der steirische Landesrat Hirschmann, schlägt die 
Abschaffung des Bundespräsidenten vor und kritisiert Klestils Abneigung gegen die FPÖ. 

16.Februar 2000: Die Historiker-Kommission berichtet, dass mit ungefähr 239.000 noch lebenden ehemaligen NS-
Zwangsarbeitern zu rechnen ist. Laut einer Meinungsumfrage ist die Mehrheit der Österreicher für eine Entschädi-
gung dieser NS-Opfer. 

17.Februar 2000: Werner Schneyder in NEWS über Haider: „Er plakatiert Verhetzung, er frisiert Zitate, er leugnet, 
beleidigt, entschuldigt sich, frißt Kreide und beißt Gurgeln”. 

17.Februar 2000: Auch die amerikanische Aussenministerin Albright läßt ausrichten, sie habe Wolfgang Schüssel 



 12

wiederholt auf die Gefahren hingewiesen, die vom Aufstieg der FPÖ Haiders ausgehen. 

18.Februar 2000: In Italien ist man regierungsseitig empört, weil der deutsche Kanzler Schröder eine ähnliche Hal-
tung wie gegen die FPÖ gegen die italienischen Neofaschisten forderte, flugs versucht man den italienischen Rechten 
Persilscheine auszustellen, die Partei hätte sich glaubhaft von ihrer Vergangenheit distanziert. 

Was lächerlich ist. Die ALLEANZA NAZIONALE ist gewiß nicht weiter von Mussolini weg als die FPÖ von Hitler. 

18.Februar 2000: Bei den Parlamentswahlen im Iran erleiden die Klerikalfaschisten eine schwere Niederlage, die 
vorsichtigen Reformer erreichen eine Zweidrittelmehrheit. 

19.Februar 2000: Großkundgebung in Wien. 60.000 ausländische Kommunisten demonstrieren gegen die FP-VP-
Regierung (gezählt, herkunftsmäßig und politisch zugeordnet vom FPÖ-Klubobmann Westenthaler). Von der FPÖ 
war auch die alberne Lüge verbreitet worden, Demonstranten würden bezahlt, vom ÖGB ein "Taggeld" bekommen. 

Die Polizei schätzt 150.000, die Veranstalter 250 bis 300.000. Eine Erfassung der tatsächlichen Teilnehmerzahl ist 
wegen der Weitläufigkeit der Veranstaltung kaum möglich. Anzutreffen ist dort alles, was nicht haselnussfärbig ist. 

Diese Demonstration gegen Rassismus, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit hilft mit, das lädierte Bild Österreichs 
im Ausland zu verbessern. Vor allem zeigt sie, dass der historische Hang der Österreicher ins Rechtsextreme heute 
eine starke Gegenkraft hat. Zwar muss man annehmen, dass immer noch eine Mehrheit in der Bevölkerung nach 
rechtsaussen tendiert, aber hier ist die SPÖ gefordert, durch eine Politik für die arbeitende Bevölkerung eine Akzent-
verschiebung zu erreichen. 

19.Februar 2000: Die NPD kündigt an, zum "Anschluss"-Jahrestag am 12.März eine Solidaritätsdemonstration 
durch das Brandenburger Tor in Berlin führen zu wollen: "Nationale Solidarität mit Wien - wir sind ein Volk" - Heil 
Hitler! 

19.Februar 2000: In einem STANDARD-Interview sagt Exkanzler Klima, die SPÖ sei bei den Regierungsverhand-
lungen hinters Licht geführt worden, es sei der Wille Schüssels und eines Teiles des ÖVP-Vorstandes gewesen, dass 
die ÖVP den Bundeskanzler „selbst um den Preis, den das Land jetzt zahlen muss”, bekommt. 

20.Februar 2000: Die KLEINE ZEITUNG richtet einen offenen Brief an Jörg Haider, er solle endlich seine Verantwor-
tung als Landeshauptmann wahrnehmen. Das bisher dem FP-Chef wohlwollend gesonnene Blatt sieht diesen jetzt als 
Ursache für das negative Österreichbild im Ausland. Wenn er seinem Ego zuliebe Weltreisender bleiben will, dann 
sollte er als LH abtreten. 

20.Februar 2000: Bischof Kurt Krenn setzt sich in seiner Kronenzeitungssonntagspredigt als "Christanus" für seine 
Regierung ein. Zuerst kanzelt er alle herab, die gegen Haider-Schüssel sind, dann begegnet er diesen Unrecht tuen-
den Heuchlern in christlicher Liebe, bezweifelt aber die "europäische Wertegemeinschaft", denn ohne Gott ginge 
nichts: „In dieser Stunde mögen die Agnostiker und Gottesverneiner in Europa einsehen, dass nur Gott selbst die 
letzten und dauernden Werte beurteilt und begründet. Seine Zehn Gebote schützen die Werte zu allen Zeiten”, 

Na super, wer braucht da noch Verfassungen, Menschenrechte, Wertegemeinschaften und all dieses Zeug? 

21.Februar 2000: Haider will weiterhin als Mitglied des Koalitionsausschusses in Wien mitregieren. Witzekanzler 
Schüssel sagt, Haider sei „ernsthafter und verantwortlicher” geworden. 

21.Februar 2000: Erste Amtshandlung von Justizminister Krüger: Er möchte so gerne einen Jaguar als Dienstauto. 

22.Februar 2000: In einem Interview im britischen DAILY TELEGRAPH vergleicht sich Haider mit dem britischen 
Labour-Chef Tony Blair., die FPÖ und Labour stünden für „Chancengleichheit, Fairness, Verantwortung und Ver-
trauen”. 

Zweite Februarhälfte 2000: Die Einkommensobergrenze für FPÖ-Politikern von 60.000 Schilling netto wird zum 
innerparteilichen Zankapfel. Weil vom offiziellen Nettoeinkommen sehr viele Aufwendungen abgezogen werden 
können, zahlen ohnehin nur sieben FPÖ-Politiker meist geringe Beträge in den dafür eingerichteten Fonds ein. Fi-
nanzminister Grasser weigert sich nun, auf einen nennenswerten Teil seines Einkommens zu verzichten, da er bei 
Stronach besser verdient habe denn als Minister. Haider hat ihm zuerst eine Ausnahme von der 60.000er-Grenze zu-
gestanden, nun verlangt er auch von Grasser (vergeblich) deren Einhaltung. 

23.Februar 2000: Gallup-Umfrage in der BRD: 63% der Befragten sagen "ja" auf die Frage, ob die FPÖ eine Partei 
mit nationalsozialistischem Gedankengut sei. 43% (gegen 48%) halten die FPÖ trotzdem für eine demokratische Par-
tei. 

24.Februar 2000: Die FPÖ betätigt sich europäisch: Die nö. FPÖ läßt Flugzettel gegen die Osterweiterung drucken, 
der burgenländische FP-Chef Rauter ist für den EU-Austritt, den Euro nennt Haider eine Fehlgeburt. Die ÖVP hat al-
so ständig ihre stille Freude am Koalitionspartner. 

Finanzminister Grasser hatte die Lage der Staatsfinanzen gehörig dramatisiert und macht einen "Kassasturz": und 
kommt dann zu ungefähr den gleichen Zahlen wie sein SPÖ-Vorgänger. 

Die Sozialministerin Sickl ist der Ansicht, dass für die Ministerfunktion statt Kompetenz "gewisse Charaktereigen-
schaften" ausreichend seien, sie flüchtet aber vorsichtshalber vor der Öffentlichkeit und meidet Journalisten.  
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26.Februar 2000: Der Bombenterrorist Franz Fuchs, höchstwahrscheinlich Gründer und einziger Soldat der BA-
JUWARISCHEN BEFREIUNGSARMEE,  begeht in der Grazer Haftanstalt Selbstmord durch Erhängen. 

27.Februar 2000: Bei den Landtagswahlen in Schleswig-Holstein verliert die CDU an die FDP, Rot-grün behält 
die Mehrheit. 

28.Februar 2000: FORMAT bringt eine Reihung der Kanzlerkandidaten nach Beliebtheit: 1. Van der Bellen, 2. 
Gusenbauer, 3. Schüssel, 4. Haider. 

28.Februar 2000: Jörg Haider gibt seinen Rücktritt als Vorsitzender der FPÖ bekannt. Über die Ursachen laufen die 
verschiedensten Spekulationen durch die Medien. Er sei verärgert, weil sich Finanzminister Grasser nicht an die 
Sechzigtausendschillingregelung halten wolle, weil Justizminister Krüger ausgewechselt werden müsse, weil er we-
gen der internationalen Kritik beleidigt sei, um die Regierung zu unterstützen usw. Eine ganze Reihe von Vollkoffern 
meldet sich mit der Hoffnung, Haider werde nun ein anderer. Trotteln gibt's! 

Der Kabarettist Werner Schneider stellt ganz richtig fest, Jörg Haider sei nicht als Jörg Haider zurückgetreten. Damit 
ist alles gesagt. Er will sich als "gewöhnliches Parteimitglied" alle Möglichkeiten offenlassen: Sachwalter der Regie-
rung und erster Oppositionssprecher mit großer Goschen. Geschäftsführende Obfrau wird die Susanne Kakadu. 

In den anderen EU-Staaten bleibt der formale Haider-Rücktritt ohne Wirkung. Die Sanktionen wurden ja wegen der 
FPÖ-Regierungsbeteiligung beschlossen. 

28.Februar 2000: Justizminister Krüger wird zurückgetreten, seine Partei läßt "Rücktritt aus Gesundheitsgründen" 
verlautbaren, Krüger war schon in er Vergangenheit mehrfach wegen psychischer Probleme (manisch-depressiv) in 
Behandlung. Im PROFIL hatte er sich seines ausgiebigen Sexuallebens gerühmt (Rudelbudern mit der Miss Vienna). 
Jetzt hat er nach 24 Tagen im Amt ein "Überlastungssyndrom". Sein Nachfolger wird der bisherige FP-Anwalt Die-
ter Böhmdorfer, ein ausgewiesener Deutschnationaler. Bekannt wurde er hauptsächlich durch seine zahllosen Presse-
prozesse für Haider und die FPÖ, die er allerdings auch häufig verlor, z.B. gegen Peter Pilz, dem per Gerichtsurteil 
die Aussage, Haider sei der „politische Ziehvater des rechtsextremen Terrors” bestätigt wurde.  

29.Februar 2000: Israel wird die Aufzeichnungen des 1962 hingerichteten "Endlösers der Judenfrage", Adolf Eich-
mann, zur Veröffentlichung freigeben. Ein schwerer Schlag für Neonazis und Holocaustleugner, weil Eichmann den 
Holocaust nie geleugnet, sondern nur seine eigene Rolle heruntergespielt hat.  

März 2000: Durch Österreich zieht wieder einmal das Selbstmitleid. Ganz demokratisch haben wir Österreicher eine 
demokratische Partei gewählt, die hat eine demokratische Regierung gebildet und die _____ (nach politischem Be-
dürfnis einsetzen: Sozialisten, Freimaurer, Juden, Klima&Klestil, Linkslinken,Nestbeschmutzer, belgischen Kinder-
schänder) mischen sich jetzt in unsere inneren Angelegenheiten ein und wollen uns vorschreiben, was wir zu tun hät-
ten. Dieses "WIR" und dieses "UNS" ist uns ja schon lange abgegangen. In diesem Land ist nicht nur der Schoß 
fruchtbar, aus dem das kroch, die Volksgemeinschaft kriecht und kriecht! Die zähnefletschenden Leserbriefe in allen 
Zeitungen sind jedenfalls ein Genuss. 

2.März 2000: In einem NEWS-Interview spricht sich FP-Klubobmann Westenthaler für eine Kürzung der Kultursub-
ventionen aus und teilt auch gleich mit, wen er nicht für Künstler hält. Speziell die "Politruks", die bewusst gegen die 
FPÖ agieren. 

2.März 2000: Der Opernball findet ohne ausländische Prominenz statt, dafür gibt es vor der Oper eine Demonstration 
gegen die Regierung. Dabei wird von den Grünen folgender Sachverhalt aufgedeckt: Unter den vermummten Autono-
men sind auch vermummte Polizisten. Eine parlamentarische Anfrage wird vorbereitet. 

2.März 2000: Laut Helmut Peter kennen sich Haider und Böhmdorfer aus einer "rabiat antisemitischen" Burschen-
schaft. 

3.März 2000: Prodi und Moscovici erneuern die Kritik an der österreichischen Regierung. 

3.März 2000: Der in England laufengelassene Faschist Pinochet landet gesund, munter und militärisch begrüßt in 
Chile. Seine gesundheitlichen Probleme scheint der mutmaßliche Massenmörder überwiegend simuliert zu haben. 
Aber jetzt traut man sich vielleicht sogar in Chile, ihm den Prozeß zu machen, entsprechende Bemühungen werden 
eingeleitet.  

3.März 2000: Im Verfahren über das angeblichen Goebbels-Zitat des Kärntner SP-Politikers Arbeiter wird ein Ver-
gleich geschlossen, die Zeitung bringt eine Gegendarstellung. 

Anfang März 2000: Eine FP-Initiative "Plattform evangelischer Christen" startet eine Hetzkampagne gegen die Su-
perintendentin Gertraud Knoll, weil diese an der Demonstration am 19.2. teilgenommen hat. 

4.März 2000: Der grüne Abgeordnete Öllinger deckt einen unglaublichen Skandal auf: Das Unterrichtsministerium 
hatte zu Jahresbeginn ein Rundschreiben an die Schulen ausgeschickt, eine "Initiative Wehrbereitschaft" wurde er-
mächtigt, "Zeitzeugen der ehemaligen Wehrmacht" an die Schulen zu vermitteln. Die Liste wimmelt von Apologeten 
des NS-Regimes. Verteidigungsminister Fasslabend hatte die Initiative im Rahmen der "Geistigen Landesverteidi-
gung" der Ministerin Gehrer empfohlen. Vorsichtshalber wird das Angebot (vorläufig??) zurückgezogen. Die Grü-
nen starten eine parlamentarische Anfrage nach den Verantwortlichen für die Empfehlung von Nazi-Zeitzeugen. 

6.März 2000: Wahlmeinungsumfrage: SPÖ 35%, FPÖ 25%, ÖVP 23%, Grüne 12%, andere 5%.  
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6.März 2000: In der neuen Ausgabe des Rechtsrechtsblattes ZUR ZEIT erscheint ein zustimmender Leserbrief: „We-
nige ausser Ihnen wagen heute noch, die de facto Weltherrschaft des Judentums und ihres verlängerten Armes, der 
Freimaurer, anzusprechen...” Andreas Mölzer, Haiders Kulturbeauftragter, ist für dieses Blatt verantwortlich. Wäre 
hier nicht die Einleitung eines Verfahrens nach dem Verbotsgesetz fällig? 

8.März 2000: Hirschmann kopiert weiter Haider: Chirac und Michel könnten sich brausen gehen. 

8.März 2000: So schnell wird aus einer blöden Lüge eine nachgewiesene Wahrheit. Die extrem regierungsnahe 
PRESSE schreibt über Klestil „..nachdem nachgewiesen worden ist, dass er sich die Sanktionen gegen Österreich (..) 
erbeten hat”. Wird dann demnächst die jüdisch-freimaurerische Weltverschwörung auch nachgewiesen? 

8.März 2000: Die rechtsextreme Gruppierung FASCHISMUS UND FREIHEIT plakatiert in Mailand Solidarität mit Hai-
der: Der Slogan "Nationalismus ist kein Verbrechen" und ein Haider-Bild zieren das Plakat.  

8.März 2000: Haider am Aschermittwoch in Ried im Innkreis. Diese Veranstaltung hat Tradition, Eintritt zahlende 
Besoffene können ihrem Anstand fleißig Auslauf lassen, weil vorne einer steht, der die mit Sicherheit primitivsten 
Politsprüche des Jahres serviert. Da kann man dann grölen um sein Geld! Er lügt wieder vom Taggeld für Demonst-
ranten, aus Frankreich kommt ein Topfen, Joschka Fischer ist ein verkappter Turnschuh-Terrorist, SP-Chef Grusel-
bauer ißt mit Hammer und Sichel und mit dem Westentaschennapoleon meinte er hinterher nicht Chirac. So eine 
Gaudi.  

Die diversen Reaktionen darauf sparen wir uns, es ist ohnedies nimmer viel Platz in der Chronik. 

10.März 2000: Die FPÖ ist keine Nazi-Partei. Es ist wohl bloß ein ganz bedauerlicher und völlig unerklärlicher Zu-
fall, dass ein FP-naher Christenverein eine Kampagne gegen die evangelische Superintendentin Gertraud Knoll we-
gen ihrer Beteiligung an der Demo vom 19.2. startet, gleichzeitig Frau Knoll einer Flut von anonymen Bedrohungen 
ausgesetzt ist, sie sei unwertes Leben, gehöre auf den Scheiterhaufen, es sei schade, dass der Adolf nicht mehr da ist, 
bis zu Drohungen gegen Familie und Mitarbeiter. 

10.März 2000: Vor kurzem hatte er die Fernsehzuschauer noch wissen lassen, man könne Gift darauf nehmen, dass 
sich auch Grasser an die 60.000-Schilling-Regelung halten müsse, jetzt bestätigt Haider wieder eine Ausnahmerege-
lung für den Finanzminister. Ja, was interessiert ihn die Wahrheit von gestern, wenn es heute schon wieder eine neue 
Wahrheit gibt! 

10.März 2000: Der Ausschuss für internationale Beziehungen des US-Repräsentantenhauses bedauert die Regie-
rungsbeteiligung der FPÖ. 

10.März 2000: Auf einem Parteikongreß in Linz plaziert Schüssel seine ÖVP, man glaubt es kaum!, in der politi-
schen Mitte. Zu Haiders Aschermittwoch meint er, man solle jetzt in der Fastenzeit auch eine gewisse sprachliche 
Enthaltsamkeit üben. Heißt das jetzt, Haider schweigt bis Ostern? Oder ist diese Aussage ein Beleg für Schüssels 
fortgesetztes intellektuelles Fasten? 

10.März 2000: Der Führer des rechtsextremen belgischen Vlaamsblok, Dewinter, sieht in der Regierungsbeteiligung 
der FPÖ eine Chance für seine Bewegung, die von der EU-Kritik profitiert habe. 

10.März 2000: 500 österreichische Musiker unterzeichnen einen Protest gegen die FP-VP-Regierung "Nicht mit 
uns". In OÖ. wendet sich die Kulturvereinigung MAERZ gegen die FP-Regierungsbeteiligung. 

10.März 2000: Das DÖW erstattet gegen FP-Kulturberater Mölzer Anzeige wegen Verhetzung (siehe 6.März). 

11.März 2000: Interessanter Bericht im STANDARD über die Multimillionenpleite von Michael Passer, Ehemann der 
Frau Vizekanzler. Ein 1993 gescheitertes Projekt hinterließ einen Schuldenberg von rund 70 Millionen Schilling. 
Jetzt arbeitet er Teilzeit für seine Frau um 10.000 öS, kann daher die Schulden nimmer zahlen. Der jetzige Justizmi-
nister Böhmdorfer half ihm allerdings, indem er ihn kostenbevorschusst in den Privatkonkurs schickte. 

11.März 2000: Der französische Historiker Alexandre Adler 2 befürchtet in einem STANDARD-Artikel einen neuen 
"germanischen" Rechtsextremismus: Haider, Stoiber von der bayrischen CSU, der Schweizer Blocher, der belgische 
Vlaamsblok, der italienische Separatist Bossi. 

12.März 2000: In Berlin gibt es eine Solidaritätsdemonstration der NPD mit der österreichischen Regierung. In Ös-
terreich wurde die Norbert Burgers NDP als NSDAP-Nachfolgeorganisation aufgelöst, in der BRD dürfen die Neo-
nazis den Jahrestag des "Anschlusses" gerichtlich sanktioniert mit einem Aufmarsch feiern. "Wir sind ein Volk - So-
lidarität mit Wien - Jörg Haider und die FPÖ sind erst der Anfang". Heil Hitler!  

Gegen den Aufmarsch der 500 Nazis demonstrieren 7.000 ihre Solidarität mit dem Widerstand in Österreich. 

12.März 2000: Der Papst entschuldigt sich für die Verbrechen der katholischen Kirche. Allerdings bei Gott und 
nicht bei den Opfern. 

12.März 2000: In Spanien erringt die konservative Volkspartei die absolute Mehrheit, die Linksparteien verlieren 
rund drei Millionen Wähler. 

                                                           
2 bestimmt ein jüdisch-bolschewistischer Saujud! 
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12.März 2000: Bei den spanischen Parlamentswahlen siegt die konservative Volkspartei und gewinnt 5,7% hinzu, 
die Sozialdemokraten verlieren 3,5%. 

13.März 2000: In einem FORMAT-Interview bestätigt Sichrovsky inhaltlich seine Vorwürfe gegen Ariel Muzicant 
(geldgieriger Berufsjude, intelligenter Idiot). 

13.März 2000: Laut einem FORMAT-Interview will Ariel Muzicant in einem Ehrenbeleidigungsprozeß, den Hai-
der gegen den Präsidenten der Israelitischen Kultusgemeinde angestrengt hat, den Wahrheitsbeweis antreten, dass 
Freiheitliche antisemitisch sind. 

13.März 2000: Israel Singer vom JÜDISCHEN WELTKONGREß legt ein US-Dokument vor, das den Gesamtwert der 
arisierten Liegenschaften in Österreich mit einem heutigen Wert von 10 Milliarden Dollar (ca. 140 Milliarden 
Schilling) ansetzt. 
Die Vermögenserhebung der Nazibehörden vom April 1938 bezifferte das jüdische Vermögen in Österreich mit 
2,295 Milliarden Reichsmark, das wären nach der Geldwertfortschreibung heute zirka 120 Milliarden Schilling, 
wobei das Kapitalvermögen allerdings nicht in dieser Höhe umgerechnet werden kann, da nach 1945 Kapitalver-
mögen durch die Währungsreformen weitgehend an Wert verloren. Aber auf gut 45 Milliarden Schilling würde 
sich alleine das Sachvermögen belaufen, wozu hier wiederum die Arisierungserlöse bewertet werden müßten, so-
weit diese tatsächlich von den ehemaligen Eigentümern realisiert werden konnten, ebenso die Wiedergutmachun-
gen, aber in die Multimilliarden gingen die Ansprüche auf alle Fälle. 

14.März 2000: Die USA weisen einen gewissen Ferdinand Hammer nach Österreich aus. Er war 1955 in die USA 
ausgewandert und hatte verschwiegen, dass er Mitglied der SS-Totenkopfverbände (KZ-Wachmannschaften) ge-
wesen war. Eilfertig stellt das österreichische Justizministerium fest, dass gegen Hammer keine Unterlagen über 
eine Beteiligung an Kriegsverbrechen vorliegen. 

14.März 2000: Zur Entschuldigung des Papstes für die Sünden der Christen3 kommen auch kritische Stimmen, 
der Vatikan ordne den Holocaust immer noch einem heidnischen Regime und einem Antisemitismus, der seine 
Wurzeln ausserhalb des Christentums hätte, zu, während die 2000 Jahre herrschende offizielle Doktrin der Kirche 
eine Wurzel des NS-Antisemitismus gewesen sei. 

15.März 2000: Der ehemalige FPÖ-Abgeordnete Peter Rosenstingl erhält in erster Instanz wegen schweren, ge-
werbsmäßigen Betruges sieben Jahre Haft, sein Bruder Herbert bekommt achteinhalb Jahre, der ehemalige nö. FP-
Obmann Bernhard Gratzer bekommt drei Jahre, davon sieben Monate unbedingt. 

15.März 2000: Der ORF veranstaltet eine Fernsehdebatte über die österreichische Situation, die von den Vertre-
tern der Regierungsparteien ausgiebig zur Selbstbeweinung benutzt wird. Es zeichnet sich hier die später recht 
wirkungsvolle Propagandamethode der Regierung ab: Wir sind so brav und so gut und so arm und so klein und 
werden so ungerecht verfolgt. 

Übrigens auch eine Methode Hitlers: er jammerte sich durch die Dreißigerjahre als Führer eines armen, von aus-
ländischen Mächten zu Unrecht verfolgten braven Landes voller biederer, rechtschaffener Bürger. Womit jetzt na-
türlich der Regierung Schüssel-Haider nicht unterstellt wird, aus Österreich eine faschistische und kriegerische 
Großmacht machen zu wollen, es ist bloß dieselbe Richtung des Propagandaansatzes: auf den dumpfen Patriotis-
mus der Minderwertigkeitskomplexler. Man lese dazu die einschlägigen Leserbriefe! 

16.März 2000: Stammtisch-Zitate aus Graz (KLEINE ZEITUNG): „A Verbrechen, wie uns der Klestil verkauft hat - 
Die Berufsdemonstrierer inklusive dem Gusenbauer in die Jauchegrube tunken, damit sie so richtig stinken - Die 
Juden, die Pfaffen und Genossen ham' die Republik schon einmal zugrunde gerichtet - Noch nie hat die Welt so 
einen Führer wie den Jörg Haider gesehen, sogar der Napoleon und der Adi waren nix dagegen ... ”. Aber Nazi 
gibt es in Österreich keine, bloß lauter Biedermänner und Biederfrauen. Wer von uns hat bisher nicht diese trottel-
haften Nazisprüche gehört? Vorsichtiger Blick nach links und rechts und dann die aufgeregte Mitteilung, da ste-
cke bestimmt "der Jude" dahinter, man sei absolut kein Antisemit, aber was sich die frechen Juden heute wieder 
herausnehmen... 

17.März 2000: In Salzburg legen die Grünen symbolisch einen Grundstein für das seit zehn Jahren geplante Anti-
fa-Denkmal am Bahnhofsplatz. Die FPÖ ist sowieso dagegen, die ÖVP will eine Erinnerung an den Naziterror 
den Besuchern Salzburgs nicht zumuten und die SPÖ hat kein Geld dafür. Für die denkmalerische Ehrung der 
Helden der Hitlerwehrmacht hatte man allerorts schon vor Jahrzehnten ausreichend Geld und ausreichenden Wil-
len. Aber Antifaschisten? Die waren doch damals verboten und gegen Führer, Volk und Vaterland, denen geschah 
eh recht! Heil Hitler! 

17.März 2000: Bei den Betriebsratswahlen im VOEST-Konzern verlieren die Schwarzen und die Freiheitlichen 
zugunsten der sozialdemokratischen Gewerkschafter. Das gegen die arbeitenden Menschen gerichtete Regie-
rungsprogramm trägt erste Wahl-Früchte.  

                                                           
3 Johannes Paul II. sagte explizit, es habe nur Sünden von Kirchenmitgliedern gegeben, die Kirche als Institution wurde von 
ihm freigesprochen. Im Strafrecht gibt es den Begriff der Bandenbildung (kriminelle oder terroristische Vereinigung), im Kir-
chenrecht offensichtlich nicht 
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19.März 2000: Die KRONEN ZEITUNG hat sich politisch wieder erfangen. Nachdem Dichand vorerst die Hasel-
nussregierung abgelehnt hatte, weil Schüssel nicht seinen Anordnungen folgte, ist nunmehr alles wieder so, wie 
gewohnt: Der Feind ist wieder der ehemalige Minister Einem, Herr Martinek behübscht die neue Regierung mit 
unsäglichen Reimen, Herr Nimmerrichter verwahrt sich dagegen, dass es in Österreich Rechtsgerichtete geben 
könnte und Herr Trost kritisiert die EU. Auf der Leserbriefseite dürfen Leser zusammenfassen: Wir Österreicher 
sind alle einer Meinung über die ausländische Kritik. 

Anscheinend fliegt im Massenblatt die Blödheit schon so tief, dass man überhaupt nicht auf die Idee kommt, es 
könnte gerade diese verbissene Kronenzeitungsvolksgemeinschaft sein, welche die Basis für Kritik an Zuständen 
in Österreich bildet. 

Euer Chronist befürwortet jedenfalls in vollster Übereinstimmung alle Kritik aus aller Welt, wenn er so einen Dö-
selbrief von der "Wir-Österreicher-Partei" liest. 

19.März 2000: Gemeinderatswahlen in der Steiermark. Die ÖVP erreicht 43% (+1%), die SPÖ knapp 39% 
(+0,5), die FPÖ bleibt mit etwas über 11% gleich (obwohl sie in mehr Gemeinden antrat), gleich bleiben auch die 
Grünen mit etwas über 2%. In Graz wurde nicht gewählt. 

20.März 2000: Die evangelische Superintendentin für das Burgenland, Gertraud Knoll, geht in Sonderurlaub 
nachdem sie anonym ständig wegen ihres Engagements für Toleranz und gegen Fremdenfeindlichkeit bedroht 
wird. Die aus dem Umkreis der FPÖ stammende "Plattform evangelischer Christen" fordert mit einer Unterschrif-
tenaktion die Absetzung Knolls (zur Erläuterung: im Gegensatz zur katholischen Kirche werden bei den Evangeli-
schen die Funktionäre der Kirchenhierarchie gewählt und nicht von oben eingesetzt). 

21.März 2000: Der Prozeß gegen den mutmaßlichen Mörderarzt Heinrich Gross wird nach 40 Minuten Verhand-
lung vertagt, der 84jährige Angeklagte sitzt mit stumpfen Gesichtsausdruck auf der Anklagebank und scheint 
nicht verhandlungsfähig zu sein. Aber am selben Tag wird im Fernsehen ein Interview mit Gross gesendet, in dem 
er durchaus in der Lage ist, Frage und Antwort zu stehen, seine Demenz aus dem Gerichtssaal ist verschwunden. 
Was in der Folge Anlaß dafür ist, die beabsichtigte Verfahrenseinstellung fallen zu lassen. 

22.März 2000: Leserbrief in den OÖN: „Es ist nur mehr eine Frage der Zeit, dann haben die Verbalradikalisten 
normal sterbliche Bürger von Stammtisch und aus Saunarunden mit der Faschismuskeule verjagt. Dann gute 
Nacht Österreich!” Oh diese Radikalisten! Nicht einmal am Stammtisch und in der Sauna darf ein ordentlicher 
Österreicher mehr anständig sein! 

23.März 2000: Die Frau Aussenminister äussert sich zur FPÖ: „Die FPÖ ist eine auf der Verfassung beruhende, 
im Parlament seit Ende des Krieges vorhandene Partei” . 

Liebe Frau Ferrero-Waldner, das haben wir nicht gewusst! Wir haben immer geglaubt, die FPÖ sehr erst 1955 und 
ihre Verläuferpartei, der VdU, 1949 gegründet worden. Aber vielleicht hat der Krieg auch länger gedauert als wir 
angenommen haben? War er erst mit dem Sieg über die Besatzungsmächte mittels des Staatsvertrages aus? Oder 
haben Frau Aussenminister bloß keine Ahnung von Zeitgeschichte? Darum:  Kriegsende war 1945, bei den Wah-
len in diesem Jahr waren bundesweit die drei Gründungsparteien der 2. Republik, SPÖ, ÖVP und KPÖ, zugelas-
sen. Die ehemaligen Mitglieder der am 8.5.1945 verbotenen NSDAP hatten bei diesen Wahlen weder das aktive 
noch das passive Wahlrecht. 1949 wurde der FPÖ-Vorgänger "Verband der Unabhängigen" (VdU) zugelassen, 
der (zusammen mit anderen Gruppierungen) als vierte Partei ("Wahlpartei der Unabhängigen") zu den Wahlen an-
trat, 489.273 Stimmen erhielt und mit 16 Mandaten in den NR einzog. 1948 hatte man mit dem Gesetz über die 
Minderbelastetenamnestie 487.067 vormaligen NSDAP-Mitglieder mit ihren vollständigen staatsbürgerlichen 
Rechten auch das Wahlrecht gegeben und der neuen Partei damit eine anständige Wählerbasis bereitgestellt. 

23.März 2000: Nach einer Umfrage fühlen sich drei Viertel der in Österreich lebenden Ausländer als von den 
Eingeborenen abgelehnt. Bei einem Lokaltest in Linz wird dies praktisch bewiesen: Personen, denen man "ihre 
Herkunft ansieht", wie dies seinerzeit der LH Ratzenböck formulierte, haben in viele Discos keinen Zutritt. 

23.März 2000: Auf seiner Pilgerreise in Jerusalem beklagt der Papst das Leiden des jüdischen Volkes unter der 
Naziherrschaft und bekundet die Reue der Kirche „für Hass, Verfolgung und antisemitische Akte, die von Christen 
gegen Juden verübten wurden”. Nichts sagt er zum Schweigen von Pius XII. zum Holocaust und dazu, dass der 
Antijudaismus durch Jahrhunderte offizielle Kirchenpolitik war. 

23.März 2000: In Berlin einigt man sich über die Entschädigungen für NS-Zwangsarbeiter auf eine Summe von 
umgerechnet 58 Milliarden Schilling. Zwangsarbeiter in KZs und Ghettos sollen je 15.000 DM erhalten, andere 
5.000 DM. Für die Zwangsarbeiter in der Landwirtschaft gibt es noch keinen Abschluss (diese Zwangsarbeiter 
wurden zwar ins "Reich" verschleppt, hatten bei den Bauern aber den Status landwirtschaftlicher Hilfskräfte, ihre 
Lage war deutlich besser). 

24.März 2000: Der CSU-Chef Stoiber ist zwar gegen die Sanktionen der EU-Staaten gegen die österreichische 
Regierung, meint aber, dass ein Haider ausserhalb der Mitte des politischen Spektrums stehe und nur möglich sei, 
weil sich Österreich zuwenig mit der Vergangenheit auseinandergesetzt habe. Wie er schon früher geäussert hatte, 
wäre in der BRD die Regierungsbeteiligung einer Haider-Partei unmöglich.  
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25.März 2000: Das chilenische Parlament verabschiedet mit den Stimmen der dortigen Faschisten und der Christ-
lichen eine Rechtsänderung, die dem Oberfascho Pinochet lebenslange Immunität geben soll. Die EU-
Parlamentspräsidentin Fontaine bezeichnet diesen Beschluss als Provokation. 

26.März 2000: Präsidentenwahlen in Russland. Es siegt Wladimir Putin (52,5%) vor dem Gelegenheitsstalinisten 
Sjuganow (29,4%) und dem Neoliberalen Jawlinski (5,8%), der Rechtsextremist Schirinowski erhielt nur 2,7%. 

27.März 2000: Ergebnis der Arbeiterkammerwahlen in Tirol. Die ÖAAB-FCG-Liste Dinkhausers erreicht die 
Zweidrittelmehrheit an Mandaten, sie steigt von 45,6 auf 64,4%, die Sofra fällt von 35,6 auf 18,5%, die Freiheitli-
chen verlieren 5% und fallen auf 8,6%, die Grünen halten ihre gut 5%. Dieses sensationelle Ergebnis ist vor allem 
auf die politische Linie Dinkhausers zurückzuführen: Er tritt so auf, wie man es sich als unselbständig Erwerbstä-
tiger von den Sozialdemokraten erwarten würde, der schwarze Dinkhauser steht (zumindest in seinen Aussagen) 
weit links von der SPÖ. 

27.März 2000: Der SPIEGEL berichtet, dass unter den Akten der DDR-Staatssicherheit Unterlagen aus dem Wie-
ner Büro Adolf Eichmanns aufgefunden worden sind. Diese Akten waren 1945 von der ROTEN ARMEE sicherge-
stellt und später an die DDR weitergegeben worden. 

28.März 2000: Haider verlangt eine Senkung der Arbeiterkammerumlagen von 0,5 auf 0,3%, mit dem Geld sollen 
die Krankenkassen saniert werden. Diese Idee wird sofort auch von ÖVP-Politikern aufgenommen, die Arbeiter-
kammern stehen der unsozialen Politik der neuen Regierung recht kritisch bis kämpferisch gegenüber, daher will 
man ihnen das Budget um 40% verkleinern und sie so lahmlegen. 

28.März 2000: Haiders Token Jew Peter Sichrovsky berichtet, dass er auf seiner Israel-Tournee mit diversen Poli-
tikern Gespräche geführt habe. Die genannten Personen dementieren entweder solche Gespräche oder äussern, sie 
hätten nicht gewusst, dass Sichrovsky von der FPÖ sei. Eigentlich erstaunlich, wie lange sich Sichrovsky schon 
konfliktfrei in der FPÖ hält. Aber ihm bleibt ja gar nichts anderes über, wohin sollte er sich bei einem Bruch mit 
Haider wenden? 

29.März 2000: In der FPÖ ist man teilweise anderer Meinung zur Pensions"reform". Man will die extremen, von 
der ÖVP geplanten Verschlechterungen nicht alle mittragen. Schließlich hat man ja bisher in der Opposition im-
mer die Partei des "Kleinen Mannes" darzustellen versucht. 

Gegen Ende März 2000: Der neue SPÖ-Chef Gusenbauer will die braunen Flecken in seiner Partei aufarbeiten. 
Anlaßfall ist die Nachkriegskarriere des mutmaßlichen Behindertenmörders Gross, der nicht nur nicht verurteilt 
wurde, sondern abgesichert durch seine SPÖ-Mitgliedschaft Karriere machte. Gusenbauer wird zu dieser Brau-
nen-Flecken-Aufarbeitung tief in die Parteigeschichte greifen müssen. Josef Hindels (1916 - 1990), SPÖ-
Gewerkschafter jüdischer Herkunft, hielt in seinen Erinnerungen eines linken Sozialisten fest, dass 1948 oder 
1949 der damalige SP-Chef Schärf zu ihm gesagt habe, vor 1938 seien die Juden in der Parteiführung und der 
Presse überrepräsentiert gewesen, „diese jüdischen Intellektuellen fehlen uns heute in der Partei nicht. Manche 
von ihnen haben im Ausland Karriere gemacht. Das ist gut für sie und gut für uns.” Hindels forderte er (vergeb-
lich) auf, als Korrespondent der AZ ins schwedische Exil zurückzukehren. Bei einer solchen Gesinnungslage 
selbst in der Nachkriegs-SP-Führung darf es niemanden wundern, wenn die alten Nazis leicht Unterschlupf fanden 
und Karriere machten. Probleme hatten in diesem Land nur Linke und Nazigegner wie z.B. Hindels oder die heuer 
verstorbene Schütte-Lihotzky.  

Erinnert sei in diesem Zusammenhang an Friedrich Peter, Ex-FPÖ-Chef und ehemaliges Mitglied der 1. SS-
Infanteriebrigade, die 1941/42 in der Sowjetunion im Massenmordeinsatz war. Bundeskanzler Kreisky schloß mit 
ihm 1970 einen stillen Pakt (parlamentarische Tolerierung gegen Wahlrechtsreform) und nahm ihn in Schutz als 
1975 die konkrete SS-Vergangenheit Peters aufkam. Die Behauptung Friedrich Peters, er hätte an keinen Verbre-
chen mitgewirkt, blieb von der Rechtspflege unhinterfragt.  

 30.März 2000: Wegen ausufernder Kosten wird in Berlin der geplante Bau eines Dokumentationszentrums über 
die NS-Verbrechen vorerst gestoppt, man rechnet inzwischen mit (umgerechnet) rund einer halben Milliarde 
Schilling 

Ende März 2000: Der oö. Landtag beschließt eine Informationskampagne über die Nebenlager des KZ Mauthau-
sen und den Todesmarsch der ungarischen Juden, dazu soll bis Jahresende eine Dokumentation fertiggestellt wer-
den. Erinnert sei in diesem Zusammenhang daran, dass schon vor rund 15 Jahren von Aktivisten um das ANTIFA-
INFO nach den Materialien von Professor Kammerstätter die Erstellung einer Diashow von Peter Witz über den 
Todesmarsch der ungarischen Juden organisiert wurde.  

Irgendwann im Frühjahr 2000: In Oberwart wird die Straßenbenennung 4 nach dem illegalen Nazi-Arzt Dr. 
Smital zurückgenommen, die Straße heißt jetzt "Wartweg".  

                                                           
4 28.Jänner 2000: Österreich zeigt sich wieder einmal voll in seiner Tradition: In Oberwart erhält die Straße, die zur Ghetto-
Siedlung der Roma führt, wo 1995 vier Menschen durch den Bombenanschlag der "Bajuwarischen Befreiungsarmee" des Franz 
Fuchs ermordet wurden, den Namen "Dr. Smital-Weg". Dieser Dr. Smital war Spitalsprimar und seit 1933 illegaler Nazi, 1937 
Gau-Ärzteführer, Mitglied von SA und SS. 1949 wurde er als belasteter Nazi vom Bundespräsidenten begnadigt. Zur Straßenbe-
nennung meint der Oberwarter Bürgermeister Racz (ÖVP), damals sei "jeder" Nazi gewesen. 
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1.April 2000: Der Film "1.April 2000", ein Propagandafilm der österreichischen Regierung aus dem Jahr 1952, 
wird gesendet und vielfältig kommentiert. Der Film handelt davon, dass Österreich im Jahre 2000 immer noch 
von den Alliierten besetzt ist und wegen Unbotmäßigkeit bestraft werden soll. Salbungsvoll wurde damals für das 
so brave Österreich Propaganda gemacht, ein Land mit einer so glanzvollen Kultur und Geschichte und lauter gu-
ten Menschen so schlecht zu behandeln! Die NS-Zeit kam mit keiner Sekunde vor, warum das Land überhaupt be-
setzt war, ebenso nicht. Man fühlte sich sofort mit der Gegenwart verbunden, heute kann man ja es auch ü-
berhaupst gar nicht verstehen, warum diese bösartigen Ausländer im Ausland uns ordentliche Österreicher so 
schäbig behandeln! Bei uns gibt es doch gar keine Rechtsrechten, auch wenn das die Linkslinken von der Sozialis-
tischen Internationalen immer behaupten, die FPÖ und die ÖVP sind Parteien der österreichischen Mitte! 

2.April 2000: Gemeinderatswahlen in Niederösterreich und Vorarlberg, während sich ÖVP und SPÖ im unter-
schiedlichen Ausmaß halten konnten, wurden die überzogenen Erwartungen der FPÖ enttäuscht, in Niederöster-
reich verliert man trotz vermehrter Kandidaturen leicht an Stimmen. 

3.April 2000: Gegen eine Gebühr von 3.400 bis 10.200 Schilling sollen laut Innenminister Strasser hinkünftig 
Firmen Aufnahmebewerber von der Staatspolizei überprüfen lassen können.  

Euer Chronist wurde mindestens 20 Jahre von der Stapo wegen seiner linksgerichteten Gesinnung bespitzelt, da-
bei wurden nicht nur offizielle Informationen verarbeitet, sondern auch Erkenntnisse, die durch "informelle Mitar-
beiter" (Spitzel) gewonnen wurden, wie ich mir seinerzeit aus dem Auszug aus meinem Stapo-Akt leicht errech-
nen konnte. Jetzt soll die geheimpolizeiliche Bespitzelung der Österreicher sogar zu einem Geschäft zwischen den 
Spitzlern und der Privatwirtschaft werden? Müssen wir bald wieder nachweisen, von der einschlägig rechten Ge-
sinnung zu sein, damit wir vor den Herren im Staat und in den Konzernen Gnade finden? 

3.April 2000: In England werden von der neoliberalen (nominell "sozialdemokratischen") Regierung die Asylge-
setze verschärft, Asylswerber erhalten nur noch Warengutscheine und kein Bargeld mehr, für Schleuser werden 
die Strafen erhöht, die Häfen sollen besser gegen illegale Einwanderer überwacht werden. Die Konservativen for-
dern die Einrichtung von geschlossenen Lagern. 

Anfang April (? 5) 2000: Die Frau Aussenminister geht uneingeladen; ja sogar dezidiert ausgeladen auf eine Ver-
anstaltung der Beobachtungsstelle gegen Rassismus. Und wird dort natürlich ignoriert. 

4.April 2000: Unten eine blendende Karikatur im STANDARD, die österreichische Realität wird auf ihre Füße ge-
stellt. 

 

                                                           
5 leider hat Euer Chronist den Zeitungsbericht darüber verlaboriert, daher weiß er das Datum nimmer genau 
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4.April 2000: Das amerikanische Repräsentantenhaus drückt in einer Resolution ihr tiefes Bedauern und Entset-
zen über die Regierungsbeteiligung der FPÖ aus, was von Schüssel als überflüssige "Belehrung von aussen" zu-
rückgewiesen wird.  

4.April 2000: Das Verfahren gegen den mutmaßlichen Behindertenmörder Heinrich Gross wird nach einem Be-
schluss des Oberlandesgerichtes Wien mit der Wiederaufnahme eines 1951 eingestellten Verfahrens fortgesetzt. 

6.April 2000: Die ÖVP setzt ihre Mitarbeit in der EVP (Europäischen Volkspartei) wegen des laufenden Aus-
schlussverfahrens bis Juni aus. 

6.April 2000: Kärntner Künstler legen eine Unterschriftenliste gegen Haiders Kulturberater Andreas Mölzer auf, 
ein rechtsextremer Journalist als Kulturbeauftragter schade dem Ansehen des Landes.  

6.April 2000: Die Regierung will die Wehrfreudigkeit der Österreicher heben, der Innenminister streicht den Zi-
vildienern die Essenbons und beschränkt die tägliche Entschädigung auf 43 Schilling. Die Zahl der Zivildienststel-
len wird erheblich eingeschränkt. Zu den Waffen, Männer! 
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8.April 2000: Ergebnis der AK-Wahlen in OÖ.: Die Sofra gewinnt 10% hinzu (66%), die Schwarzen verlieren 
5% (19%), die Freiheitlichen ebenfalls 5% (jetzt 10%), die Grünen erreichen 3%. Die Reformen gegen den von 
Haider angeblich so geliebten "Kleinen Mann" kommen nicht so gut an. Speziell die massiven Verschlechterun-
gen im Pensionsrecht alarmieren die Bevölkerung. 

9.April 2000: Hauchdünn kann bei den Parlamentswahlen in Griechenland die sozialistische PASOK die Mehr-
heit gegen die Konservativen halten. 

10.April 2000: Meinungsumfrage zum Wahlverhalten. Die SPÖ liegt demnach bei 34%, die FPÖ und die ÖVP 
wären gleichauf mit 24%, die Grünen kämen auf 11%, das LiF auf 2, andere (?wer?) auf 4%. Das könnte folgen-
den Mandatsstand ergeben: 90 Mandate für Rotgrün, 96 Mandate für die Haselnuss. 

11.April 2000: Der britische Hitler-Beschützer David Irving hat es nun gerichtlich bestätigt: Er ist ein "Rassist, 
Antisemit und Holocaust-Leugner". Der rechtsextreme Schriftsteller hatte eine Buchautorin, die ihn dieser Eigen-
schaften beschuldigte, geklagt und verloren. Der bei Veranstaltungen von Alt- und Neonazis gerne gesehene Eng-
länder hat in Österreich schon seit 1989 ein Auftritts- und Aufenthaltsverbot. Seine Spezialität ist es, das Ausmaß 
des Holocaust möglichst zu minimalisieren und zu verbreiten, Hitler hätte keine Weisungen zu Judenverfolgungen 
gegeben, diese wären quasi hinter seinem Rücken erfolgt. 

12.April 2000: Dichand vergleicht in der Kronenzeitung: „Weil Österreichs Bürger sich nicht daran (keine nicht 
EU-genehme Regierung zu installieren) gehalten haben, werden sie nun, wie seinerzeit die Juden, kollektiv für 
schuldig erklärt und wie Verbrecher und Aussätzige behandelt”. Da grenzen die EU-Staaten die Haider-FPÖ aus 
und dabei ist Europa selber eine nationalsozialistische Gemeinschaft! Und die Kronenzeitung führt uns anständige 
Österreicher an im antifaschistischen Kampf! 

13.April 2000: AK-Wahlergebnis Burgenland: Sofra 64% (+6%), Schwarze und Freiheitliche verlieren. 

13.April 2000: Ed Fagan bringt zur Entschädigung für NS-Opfer in New York eine Sammelklage gegen Öster-
reich über 260 Milliarden Schilling ein. 

14.April 2000: Die Regierung führt die "erweiterte Gefahrenabwehr" ein. Die Staatspolizei und die Bundes-
heergeheimdienste dürfen endlich die Bürger wieder so richtig gesinnungsmäßig bespitzeln. Sogenannte "extreme 
Gruppen" dürfen schon überwacht werden, bevor sie irgendein Gesetz verletzt haben (also z.B. Antifa-Gruppen 
bevor sie Torten werfen?), das Bundesheer darf bundesheerkritische Gruppen geheimdienstlich überwachen. Na, 
endlich haben wir endlich was in der Ostmark, wo wir nicht sagen müssen: Das hat es beim Hitler nicht ge-
geben! 
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14.April 2000: Laut Innenminister haben 1999 die Anzeigen wegen rechtsextremer Delikte um 83% zugenom-
men (von 392 auf 717), die Zahl der Gewalttaten stieg von 283 auf 378. Als Ursache wird angegeben, dass in den 
letzten Jahren durch die Briefbombenermittlungen die Rechtsextremisten "verunsichert" waren. Registriert wird, 
dass sich die deutsche NPD in der Ostmark zu etablieren versucht, den schlagenden Burschenschaften wird „un-
terschwelliger und verklausulierter Rechtsextremismus” bescheinigt. Also, die Schlagenden, die ich kenne, sind 
weder unterschwellig noch verklausuliert, die sind ganz offene, überschwellige, unverschlüsselte Nationalsozialis-
ten. 

15.April 2000: Ergebnis der AK-Wahlen in Salzburg, die Sofra steigt um 1,5% auf 59,5, die Grünen verdoppeln 
sich fast auf 5%, die Schwarzen verlieren rund 3% (jetzt 21%), die Freiheitlichen verlieren über 2%. AK-Wahl in 
Kärnten: die Sofra gewinnt 3,6% (jetzt 66,5), die Freiheitlichen verlieren 2% (jetzt 19), der ÖAAB gewinnt 
knapp 2% (jetzt 13,4). 

April 2000: Die evangelische Kirche in Österreich war traditionell dem rechten Rand und dem Rechtsextremis-
mus nicht so fern. In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich das verbessert, die Superintendentin Gertraud 
Knoll ist jetzt die Galionsfigur dieser Entwicklung. Damit haben die dem Geist von seinerzeit Verpflichteten na-
türlich keine so große Freude, Frau Knoll wurde zur Feindfigur, auf die man sich mit offiziellen Unterschriftenlis-
ten und inoffiziellen anonymen Drohungen einschoß.  

Das Rechtsaussenblatt AULA rief zum Widerstand gegen den „gesteuerten Linksruck der evangelischen Kirche” 
auf. Ein bezeichnender Ausspruch einer der Unterschriftensammlerinnen (Ilse Arthofer) gegen Knoll, die aus-
nahmsweise der ÖVP und nicht der FPÖ angehört, sie verteidigt sich gegen den Vorwurf, die Aktion gegen Knoll 
sei rechtsextrem: „Alles, was heute nicht paßt, soll rechts sein. Ich habe die Hitlerzeit noch miterlebt, aber in den 
Medien wird darüber sehr viel Unsinn verzapft”. Womöglich heißt es dort gar, auch der Hitler sei rechts gewe-
sen? Ein anderer Sammler (FP-Landtagsabgeordneter Eduard Nicka) ist der Sohn vom NSDAP-Kreisleiter. So ein 
Zufall. Das FP-Mitglied Fischl sagte, Frau Knoll vernachlässige ihre Gemeinden, „statt dessen geht sie mit Kom-
munisten und gewalttätigen Extremisten auf Demos”. Das hätte es beim Hitler nicht gegeben! 

16.April 2000: Regionalwahlen in Italien, die regierende Mitte-Links-Koalition erreicht nur 45%, die rechte Op-
position über 50%. Wobei man sich diese rechte Opposition als Koalition zwischen KRONEN ZEITUNG und FPÖ 
vorstellen kann, um einen griffigen Vergleich mit Österreich zu machen. Der italienische Dichand, Silvio Berlus-
coni, ist der große Oppositionsführer. 

16.April 2000: Die Leserbriefe in der KRONEN ZEITUNG sind seit Wochen voller inbrünstiger Entrüstung darüber, 
dass die EU-Staaten keine rechtsrechten Parteien in den Regierungen der Mitgliedsländer für angebracht halten. 
Obwohl Dichand eigentlich auch vorerst keine Freude mit dem Haider-Schüssel-Deal hatte, jetzt setzt man voll 
auf die Stimme aus den Kreisen der Anständigen. Ein Leserbrief faßt die Harmonie zusammen: „Mit Zustimmung 
lese ich als alter Freund der "Kronen Zeitung" mit Vorliebe ihre Kolumnisten. Staberl und Wolf Martin treffen 
nahezu immer ins Schwarze, und auch Günther Nenning ist ein Genuss. Besonders freut es mich aber, dass Sie mit 
Andreas Mölzer einen liberal-konservativen Schreiber gewonnen haben, der immer häufiger im Blatte aufscheint. 
Wenn er diesmal über den CSU-Chef Edmund Stoiber als "wahren Freund Österreichs" schreibt, reiht sich Möl-
zer würdig in die Reihe von Nenning und Nimmerrichter ein, die in diesen Tagen zur Verteidigung Österreichs 
mehr tun als die meisten unserer Politiker. Wolfgang Achsnit, Wien” 

Da hat er recht, eine wahrhaft würdige liberal-konservative Reihe: Nenning, Nimmerrichter, Mölzer! 

18.April 2000: Gesetzlich ist in Österreich immer noch festgelegt, dass in der Gesundheitsfürsorge die „Grund-
sätze der Erb- und Rassenpflege zu beachten” sind. So zumindest in der nie aufgehobenen Verordnung über das 
Aufgabengebiet der Gesundheitsämter. Jetzt will man solche Überbleibsel aus der NS-Zeit streichen. Vorerst ent-
fernt man diese Teile aber nur aus einer Gesetzestextsammlung im INTERNET.  

18.April 2000: Ein unbekannter Täter klatscht dem Wiener FP-Chef Kabas eine Torte ins Gesicht und entfleucht. 
Entrüstung bei den Freiheitlichen, sonst Gelächter. Der Attentäter outet sich im FALTER als Fan von Laurel & 
Hardy. 

18.April 2000: Den ehemaligen burgenländischen FP-Funktionär Robert Dürr erwartet eine Anklage wegen NS-
Wiederbetätigung. Er wird beschuldigt, über das INTERNET NS-Propaganda verbreitet zu haben. 

19.April 2000: Der Linzer Bischof Aichern entschuldigt sich nach päpstlichem Vorbild für alles „was in unserem 
Land Menschen wegen ihres Glaubens oder ihrer Einstellung angetan” wurde. Wie nicht anders zu erwarten war, 
wird auch er nicht konkret. Er hätte sich etwa deutlich von einem seiner Vorgänger, dem Bischof Gföllner, distan-
zieren können, der 1933 in einem Hirtenbrief u.a. verkündete, dass den „schädlichen Einfluss des Judentums zu 
bekämpfen und zu brechen, nicht nur gutes Recht, sondern strenge Gewissenspflicht eines jeden überzeugten 
Christen (ist), und es nur zu wünschen (wäre), dass auf arischer und auf christlicher Seite diese Gefahren und 
Schädigungen durch den jüdischen Geist mehr gewürdigt, noch nachhaltiger bekämpft würden.” 

20.April 2000: Gegen die Synagoge in Erfurt (Thüringen) werfen Neonazis einen Molotow-Cocktail und hinter-
lassen ein Bekennerschreiben. Die Polizei vermutet sogleich, es könnte sich um eine linke Provokation handeln, 
weil in Deutschland die anständigen Rechten keine Brandsätze werfen zu Führers 111. Geburtstag. Zu blöd, dass 
man bald darauf die Neonazis erwischt, die dahintersteckten. 
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20.April 2000: Haider schlägt in einem NEWS-Interview vor, Österreich soll aus der EU austreten. 

23.April 2000: Die iranischen Klerikalfaschisten verbieten zwölf liberale Zeitungen und Zeitschriften.  

26.April 2000: Am Como-See gedenken italienischen Faschisten ihres Duce, der dort vor 55 Jahren von italieni-
schen Partisanen erschossen wurde.  

27.April 2000: In St.Andrä-Wördern wird ein gewisser Stanzel als FPÖ-Gemeinderat angelobt. Er war früher 
NDP-Funktionär und verteidigt sich jetzt bezüglich seiner Nazi-Vergangenheit, er sei schon 1983 aus der NDP 
ausgetreten. Allerdings vergißt er hinzuzufügen: Aus der NDP ist er zusammen mit dem Rechtsextremisten Walter 
Nepras u.a. ausgetreten, weil die NDP Norbert Burgers damals unter den österreichischen Nazis wegen der Aus-
lieferung des Attentäters Ekkehard Weil an die Polizei stark an Ansehen eingebüßt hatte. Stanzel wurde Obmann-
stellvertreter in der "Bürgerpartei" von Nepras. Die "Bürgerpartei" hat in den Neunzigerjahren ihre Anhänger zur 
Unterstützung Haiders aufgerufen, ohne einen ideologischen Gesinnungswechsel durchführen zu müssen. 

27.April 2000: Der aus Ungarn stammende US-Abgeordnete Tom Lantos besucht Wien und kritisiert Bundes-
kanzler Schüssel, weil dieser es unterlassen habe, die freiheitlichen Attacken auf Frau Knoll zurückzuweisen. Er 
sagt, die Regierungsbeteiligung der FPÖ habe bei Parteiführern, die Haider geistig nahestehen, Freude und Hoff-
nung ausgelöst. Er empfiehlt Österreich, sich bei der Aufarbeitung der Vergangenheit darum zu kümmern, nicht 
das erste Opfer, sondern der erste Verbündete Hitlers gewesen zu sein. 

27.April 2000: Eine Sparmaßnahme der Haselnussregierung, die auch das ANTIFA-INFO betrifft, wird abgemildert: 
Die Postzeitungstarife werden nicht zur Gänze abgeschafft, sondern zweimal um 15% erhöht, die Neuregelung 
wird bis 2002 verschoben.  

28./29.April 2000: SPÖ-Parteitag. Nach den politischen Irrwegen mit den Bankern, Managern und Yuppies in die 
Sackgasse, wählt sich die SPÖ versuchsweise einen Sozialdemokraten an die Parteispitze. Nu, vielleicht hilft's? 

29.April 2000: Wahlumfrage im FORMAT. SPÖ 32%, ÖVP 28, FPÖ 24, Grüne 13%, was mandatsmäßig zirka 
61/53/45/24 ergebe, die Haselnuss-Koalition wäre damit auf festen Beinen. 

Ende April/Anfang Mai 2000: Bei der steirischen Landesausstellung 2002 soll in Wagna im dortigen ehemaligen 
Aussenlager Aflenz des KZ Mauthausens der Opfer des NS-Regimes gedacht werden. Der Bürgermeister von 
Wagna, Franz Trampusch, setzt sich seit Jahren 6 in für Österreich gänzlich ungewohnter Art dafür ein, er hatte als 
Kind in direkter Nachbarschaft das KZ miterleben müssen. 

Mai 2000: Auch bei der ÖVP wird als "Ausweg" immer mehr eine "Volksbefragung" gesehen. Man glaubt mit 
einem Befragungsergebnis, das eine große Mehrheit gegen die Sanktionen gegen die österreichische Regierung 
bringt, die EU-Staaten unter Druck setzen zu können. Wir würden dazu den folgenden Stimmzettel vorschlagen: 

 

Anfang Mai 2000: Bekannt wird, dass der Sekretär von Verkehrsminister Schmid, ein gewisser Gerhard Sailer, 
Aktivist rechtsextremen AKTION NEUE RECHTE gewesen ist, noch 1997 hat er antisemitische Artikel verfasst. 

1.Mai 2000: FPÖ-Parteitag, Haider gibt formal den Parteivorsitz an Susanne Riess-Passer ab. Wie wenig er es 
wirklich tut, belegt seine angebliche Nachfolgerin, die inbrünstig verkündet, die FPÖ bleibe weiterhin die Partei 
von Jörg Haider. Nona ned. Riess-Passer erhält 91,5% der Delegiertenstimmen, schlecht schneidet Westenthaler 
bei seiner Wahl zu einem der Stellvertreter ab, er erhält nur 79%. Zu Generalsekretären werden die gefeuerte 

                                                           
6 7.Februar 1998: Der STANDARD berichtet über das ehemalige KZ-Lager Aflenz. Der steirische SPÖ-Klubobmann im steiri-
schen Landtag a.D., Franz Trampusch, der neben der Aussenstelle des KZ Mauthausen aufwuchs, versucht seit langer Zeit die 
Ereignisse dort historisch aufarbeiten zu lassen. Seine Parteifreunde bedeuteten ihm, er solle sich lieber Zukunftsfragen wid-
men.  
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ORF-Moderatorin Zierler und Peter Sichrovsky bestellt. Letzterer soll sich um die Präsentation der FPÖ im Aus-
land kümmern. In seiner Rede schimpft Haider über die Oppositionsparteien, nennt aber auch das Regierungsduo 
"Susi und Strolchi". Woraufhin bei der nächsten Gelegenheit sich Schüssel eilfertig zum Strolchi bekennt. Haiders 
Kanzlerträume sind natürlich nicht ausgeträumt, am Parteitag spricht er davon, man werde es aushalten, dass er 
"noch" nicht Kanzler sei.  

2.Mai 2000: In Auschwitz nehmen rund 6.000 Menschen am Marsch der Lebenden teil, darunter die Präsidenten 
Israel und Polens, Weizman und Kwasniewski.  

3.Mai 2000: Die auf rund 6 Milliarden geschätzten Kosten für die Entschädigung der NS-Zwangsarbeiter sollen 
zu einem Drittel von den Betrieben bezahlt werden, die seinerzeit Nutznießer der Zwangsarbeit waren. 

3.Mai 2000: FPÖ-Vorsitzende Riess-Passer zeigt sich zeitgeschichtlich beschlagen, sie sagt zu den Aussagen von 
Tom Lantos (siehe 27.4.), die FPÖ habe immer schon die Ansicht vertreten, dass Österreich nicht das erste Opfer, 
sondern der erste Verbündete Nazi-Deutschlands gewesen ist. Ein wahrhaft wahres Wort! Euer Chronist hat die 
Erfahrung gemacht, dass die alten Nazis immer besonders gegen die Theorie von Österreichs Opferrolle aufgetre-
ten sind: Sie sahen sich dadurch herabgewürdigt, schließlich wussten sie ja noch, dass ihre NSDAP 1938 die gro-
ße Mehrheit der Bevölkerung hinter sich hatte! Die Vizekanzlerin weiß es auch! 

5.Mai 2000: Erfreuliches aus England, der neoliberale Blair, der sich als Sozialdemokraten bezeichnet, fährt bei 
den Kommunalwahlen eine schwere Schlappe ein. Gewinnen tun allerdings die Konservativen, ausser bei der 
Bürgermeisterwahl in London, dort siegt der aus der "New Labour" ausgeschlossene Sozialist Ken Livingstone, 
der den Neoliberalismus mit der Diktatur Hitlers verglich.  

4.Mai 2000: In einem NEWS-Interview erklärt der US-Anwalt Ed Fagan seine Absichten mit der 260-Milliarden-
Klage gegen Österreich. Er strebt einen Ersatz von 10 Milliarden US$ an, davon 60 Milliarden Schilling für 
Zwangsarbeiter (das Zehnfache wie von Österreich geplant) und 80 Milliarden für Arisierungen. Wesentlich für 
Fagan ist allerdings, dass nicht der Staat, sondern die Nutznießer (Firmen) den Schadenersatz leisten sollen, er 
will keinesfalls eine Antisemitismus fördernde "Holocaust-Steuer". 

4.Mai 2000: Der ehemalige ÖVP-Generalsekretär Kohlmaier im Rechtsrechts-Blatt ZUR ZEIT: „Leider sind es 
heute die Juden selbst, die sich geradezu heftig zu bemühen scheinen, einer neu aufkommenden Abneigung Nah-
rung zu geben. Die Arroganz, aber auch Gedankenlosigkeit mit der Israel und jüdische Kreise in Amerika gegen-
über Österreich auftreten, ist kaum erträglich.” Diese Juden! Unerträglich wie die den Antisemitismus fördern! 

5.Mai 2000: Die Bundesregierung stellt ein 18-Punkte-Programm gegen die Sanktionen auf. Kein einziger Punkt 
hat irgendwas mit der Ursache der Sanktionen zu tun. Die Aussenministerin versucht es weiterhin mit ihrer präpo-
tenten Art: Sie geht nicht nur auf Veranstaltungen, auf die sie nicht eingeladen wurde, sie stellt Forderungen an 
die anderen EU-Staaten.  

7.Mai 2000: Was ist der Bundespräsident? Ein Lump, ein Hump oder ein Dump? Der Wiener FP-Chef Milhar 
Bakas ist sich nicht sicher, was er am Parteitag über Klestil gesagt hat. Er hat damit großen Erfolg im ganzen 
Land. Nicht einmal das ANTIFA-INFO konnte sich ein entsprechendes Titelblattscherzchen verkneifen. 

Das einfache FP-Mitglied Haider spricht auch: Den roten Marschieren werde man besondere Aufmerksamkeit 
schenken. Die anderen Redner geben die Linie für den Wiener Wahlkampf vor, gegen mit Drogen handelnde 
Scheinasylanten und für eine Wende Wien, man will die Nummer 1 werden. 

7.Mai 2000: Befreiungsfeier im ehemaligen KZ Mauthausen. Aus gegebenem Anlass versammeln sich heuer zir-
ka 14.000 Antifaschisten um der Opfer des Nationalsozialismus zu gedenken. So viele Menschen hatten sich seit 
dem Jahre 1995 (zum 50. Jahrestag des Kriegsendes) nicht mehr versammelt.  

Die österreichische Realität bildet sich auch auf dieser Feier ab. Aus allen Ländern Europas sind Delegationen 
anwesend, aus Italien alleine kommen rund 1.500 Menschen, Abordnungen aus vom Nazifaschismus betroffenen 
Gemeinden: Die Bürgermeister mit farbenprächtigen Abordnungen mit Fahnen der Gemeinden. Wieviele österrei-
chische Bürgermeister, wieviele Abordnungen von österreichischen Gemeinden waren zu sehen? Nixkommanull. 
Wenn man ein bißchen bösartig sein will, kann man sagen, es waren mehr Kurden als Österreicher im Einzug der 
Delegationen zu sehen - ein Häuflein Kommunisten, ein kaum größeres Häuflein Sozialdemokraten, einige Mit-
glieder der letzten Regierung, der neue SP-Chef Gusenbauer, sie präsentierten den österreichischen Antifaschis-
mus, der auch im Jahre 2000 ein armes Minderheitenprogramm ist.  

Dass Länder und Gemeinden mit offiziellen Delegationen der Opfer des Nationalsozialismus gedenken, das 
kommt nicht in Frage. 1% der öffentlichen Repräsentanten, die jedes Jahr vor den Kriegerdenkmälern der Hitler-
wehrmacht ihre Kränze niederlegen, hier in Mauthausen zu sehen, würde ausreichend auch ein anderes Österreich 
präsentieren. Aber dieses andere Österreich hat in wahrnehmbarem Ausmaß wohl nie existiert. Kein Bürgermeis-
ter wird es sich mit dem NS-Bodensatz seiner Gemeinde anlegen wollen und offiziell mit Pauken und Trompeten 
in Mauthausen in Erscheinung treten. Bekennende Antifaschisten in Österreich: Das sind Aussenseiter! Ein or-
dentlicher Österreicher steht zur NS-Tradition der anständigen Väter und Großväter! 

Eine Gedenkrede hält Gewerkschaftspräsident Verzetnitsch, die zweite von Bischof Aichern verliest Prälat Vieh-
böck, weil der Bischof wegen Krankheit indisponiert ist. 
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8.Mai 2000: In Rendsburg (Schleswig-Holstein) wird eine Kaserne nach dem österreichischen Wehrmachtsange-
hörigen Anton Schmid benannt, der 1942 hingerichtet wurde, weil er in Wilna 200 bis 300 Juden zur Flucht ver-
holfen hatte. In Österreich gibt es solch unanständige Kasernennamen nicht. Dabei könnte man hier sogar Namen 
vergeben, die von bewaffneten Widerstandskämpfern stammen, z.B. Sylvester-Heider-Kaserne, Sepp-Plieseis-
Kaserne, Roman-Füchsel-Kaserne? Heider 7 fiel in der Steiermark im Kampfe für ein freies Österreich, Plieseis 
gründete die Partisanengruppe im Salzkammergut, Füchsel kämpfte im Österreichischen Freiheitsbataillon.  

8.Mai 2000: Die FPÖ bestreitet die Aussage von Hilmar Kabas, Klestil habe sich wie ein Lump benommen und 
es sei eine Schande, dass wir so einen Präsidenten haben. Wie gewohnt wird der von vier Journalisten bestätigte 
Ausspruch einfach geleugnet. Die Staatsanwaltschaft ermittelt. 

Antonio Fian schreibt für den STANDARD:  
Die Vernaderten 

Der Erste {legt die Zeitung, in der er gerade gelesen hat, zur Seite): Eine Unverschämtheit, wie wir vernadert 
werden. Der Kabas blödelt, dass der Klestil ein Hump ist, und was meldet die APA? Er hätt' ihn einen Lumpen 
geheißen. Der Zweite 2000: Nicht Hump. Dump. Der Klestil ist ein Dump, hat der Kabas gesagt. Der Erste 2000: 
Dump oder Hump, jedenfalls nichts, was ehrenrührig wäre. Der Zweite 2000: Das geht ja schon ewig so. Wie der 
Haider gesagt hat, im Britten Teich raben vie henigstens eine ordentliche Geschäftigungsjolitik bemacht, haben 
sie ihm auch jedes Wort im Mund umgedreht. Der Erste: Oder der Gaugg: „Neu - attraktiv - zielstrebig - ideen-
reich." Hat er nie gesagt! Er hat gesagt: „Nah - attroktav - zeulstrobag - idoonrauch." Der Zweite: Am ärgsten 
war es mit „Bob, der Oberskrenmann". Völlig harmloses Plakat, aber wie kommt es aus der Druckerei? „Stopp 
der Überfremdung”! Der Erste: Oder die Artikel von Mölzer. Jeder einzelne eine Druckfehlerorgie. Nur damit 
man ihn wegen Wiederbetätigung anzeigen kann. Der Zweite: Man traut sich gar nicht mehr reden, so umzingelt 
ist man von Vernaderern. Der Erste: An der Hand prellen müssert man sie. Der Zweite: Genau. Durch den Storn-
schein nagen. (Er hebt sein Glas.) Trost! Der Erste: Bum Hohl! 

8./9.Mai 2000: In Wien findet ein Symposium zur NS-Euthanasie statt. Die Ermordung der Behinderten wird als 
Probelauf für den Holocaust bezeichnet. 

10.Mai 2000: SPÖ und Grüne sind im Dilemma. Die Mehrheit der österreichischen Bevölkerung ist offenbar im 
Schulterschluss mit der Regierungskoalition. Wie schon zur Waldheim-Zeit dominieren die anständigen, ordentli-
chen und gesinnungstreuen Ansichten gegen die in- und ausländischen Verschwörer und Vernaderer. Das ÖVP-
FPÖ-Ultimatum, das bei der Azoren-EU-Tagung vorgelegt wurde, wird zwar von Rotgrün nicht direkt unterstützt, 
aber man ist pragmatisch: Unter den EU-Sanktionen bringt die Regierung ihre gesellschaftspolitische Wende 
weitaus leichter durch, weil sie ein Großteil der Bevölkerung gar nicht richtig wahrnimmt oder als hinterrangig 
empfindet. Vorgeschlagen wird eine Beobachtungsstelle und eine allgemeine Regelung in allen EU-Staaten. 

11.Mai 2000: Schwer beleidigt sind die Freiheitlichen, weil sie von Pilz, Gusenbauer und Häupl als rechtsextreme 
und rassistische Partei bezeichnet worden seien. 1,2 Millionen Österreicher seien damit schwerst diffamiert und 
verunglimpft worden. Wo doch jeder weiß, dass es in Österreich überhaupst keine Rassisten und Rechtsextremis-
ten nicht gibt (siehe STANDARD-Karikatur vom 4.4.). 

12.Mai 2000: SPÖ, Grüne und das LiF werden nach Brüssel eingeladen, um über die Situation in Österreich zu 
reden. Gusenbauer sagt zu, van der Bellen hält sich bedeckt, er will eine Erfolgsgarantie. 

                                                           
7 Von ihm stammt das Partisanenlied (nach der Melodie: Dem Morgenrot entgegen):  
Ihr Brüder in den Städten dort, 
In Dörfern und im Schacht, 
Ihr Brüder in Süd, West und Nord: 
Aus Ost die Sonn' uns lacht! 
Heraus zu uns in Wald und Flur! 
Gewehr zur Hand! Und auf zum Schwur: 
Zu kämpfen und zu sterben, 
Bis Österreich frei von Schand'! 
Die Schande, die uns alle drückt, 
Ist Hitlers Tyrannei, 
Doch nur durch uns'ren Freiheitskampf 
Wird Österreich wieder frei! 
Die Freiheit, die wir meinen, 
Gilt, Bauer, dir und dir, Prolet! 
Doch wird die Sonn' uns scheinen, 
Solang' die Fahne weht! 
Die Fahne, die wir tragen, 
Sie leuchtet rot voran 
Und zeigt in schweren Tagen 
Den Weg für Weib und Mann. 
Ihr Flammenzeichen in uns glüht, 
Bis rings die Welt im Frieden blüht! 
Bis Freiheit dir geworden, 
Dir, Bauer und Prolet! 
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12.Mai 2000: In Innsbruck beginnt ein sogenannter Festkommers der schlagenden Burschenschaften. Die Univer-
sität hatte die Veranstaltung auf Uni-Gelände verhindert, das Innsbrucker Kongresshaus sprang für die rechtsrech-
te Zusammenrottung hilfreich ein. Die "Plattform gegen den Rassismus" organisiert Gegenveranstaltungen. Die 
Taktik der Burschen wird erläutert: In den einschlägigen internen Publikationen argumentiere man neofaschis-
tisch, im öffentlichen Auftreten versuche man die politische Mitte zu besetzen, dadurch solle auf Umwegen eine 
gewisse Akzeptanz für nationalsozialistisches Gedankengut geschaffen werden.  

12.Mai 2000: Die EU wird keine Beitrittsgespräche mit Staaten führen, die rechtsextreme Parteien in den Regie-
rungskoalitionen haben. 

12.Mai 2000: Die Grünen richten Anfragen an den Verteidigungsminister: Die geplante neue Regelung für die 
Militärgeheimdienste erlaube die geheimdienstliche Ausspähung aller bundesheerkritischen Personen und Einrich-
tungen, also könnten auch die Grünen als bekannt bundesheerkritisch überwacht werden. Pilz startet eine Kam-
pagne mit blauschwarzen Lauscherohren, die in ganz Österreich auf die geplanten Bespitzelungen von angeblich 
"extremistischen" Gruppen unter dem Vorwand "erweiterte Gefahrenforschung" geplant sind. 

13.Mai 2000: Rund 400 Korporierte versammeln sich zu ihrem Kommers, an Politikern sind bloß zwei FP-
Abgeordnete da und der Innsbrucker Bürgermeister van Staa, dieser bejubelt die Burschenschafter und beschimpft 
die 2.000 Antifaschisten, die gegen diese rechte Sippschaft demonstrieren. Er meint sogar, es sei eine unglaubli-
che Unterstellung, die Burschenschaftlerveranstaltung als rassistisch zu bezeichnen. Waren die schlagenden Ver-
bindungen also nicht der Urhort des extremen Deutschnationalismus, des Antisemitismus und Rassismus? 
Schreibt der Herr Bürgermeister die Geschichte neu? 

13.Mai 2000: Der bekannte rechtsrechte Publizist Werner Pfeifenberger soll Selbstmord verübt haben, aber auch 
von einem Bergunfall ist die Rede. Um die Vorgeschichte zu erläutern, ein Artikel aus dem ANTIFA-INFO NR. 62 
(1995): 

Politische Bildungsarbeit 

„ In Italien und Deutschland entstanden im ersten Drittel dieses Jahrhunderts Staatsgebilde, die sich statt der er-
hofften kommunistischen Synthese aus der Todfeindschaft zwischen Nationalismus und Sozialismus eine national-
sozialistische Gesellschaft schufen, in der die nationale Volks- und Wertegemeinschaft den Klassenkampf erübrig-
te und die sozialistischen Ziele im wesentlichen friedlich (wenn auch nicht "demokratisch") verwirklichte. (..) A-
dolf Hitlers Autobiographie läßt den Werdegang der wechselseitigen Hassorgie erkennen: "Da ich mich nun ü-
berwand und diese Art von marxistischen Presseerzeugnissen zu lesen versuchte, die Abneigung aber in eben die-
sem Maße ins Unendliche wuchs, suchte ich nun auch die Fabrikanten dieser zusammengefaßten Schurkereien 
näher kennenzulernen. Es waren, vom Herausgeber angefangen, lauter Juden... Ich stand manches Mal starr da. 
Man wusste nicht, was man mehr bestaunen sollte, ihre Zungenfertigkeit oder ihre Kunst der Lüge. Ich begann sie 
allmählich zu hassen." (..) 
Immer mehr Proletarier fielen vom internationalistischen Sozialismus ab und liefen zum Nationalsozialismus über 
- eine unerhörte ideologische Kränkung, die das Volk den Internationalsozialisten zufügte. Es sollte diese seine 
Dreistigkeit nach dem Zweiten Weltkrieg als 'Kollektivschuld' bitter zu büßen haben. (..) 
Dieser Krieg brach nicht im September 1939 aus und endete nicht im Mai 1945. Er ist viel älter und wird als all-
gegenwärtiger Nachkriegskrieg bis zum heutigen Tag ausgetragen, mit anderen Mitteln, auf anderer Ebene, aber 
nicht weniger Hasserfüllt und nicht weniger verderblich als vor einem halben Jahrhundert.“ 
Das hat kein Honsik dichtet, das hat kein Küssel g'schrieben, das stammt aus dem Beitrag "Internationalismus 
gegen Nationalismus" von einem Werner Pfeifenberger im "Jahrbuch für politische Erneuerung 1995 ", heraus-
gegeben, man errät es kaum, vom FREIHEITLICHEN BILDUNGSWERK.  

Der Wiener Journalist Karl Pfeifer schrieb damals in einem Artikel in der Zeitung der Israelitischen Kultusge-
meinde, Pfeifenberger habe die alte Nazi-Mär von der jüdischen Weltverschwörung wieder aufgewärmt. Pfeifen-
berger klagte und verlor (1997). Karl Pfeifer hat laut Gerichtsurteil den Wahrheitsbeweis erbracht. Im Jahre1998 
wurde das durch das letztinstanzliche Urteil des Oberlandesgerichts Wien rechtsgültig bestätigt. Das Gericht stell-
te fest, dass es ausreichend sei, wenn einzelne Thesen mit dem Nationalsozialismus verbunden seien, es müsse 
sich nicht um ein geschlossenes System nationalsozialistischen Gedankengutes handeln. 

Jetzt war für 26. Juni doch noch ein Wiederbetätigungsprozeß gegen Pfeifenberger angesetzt worden, nachdem 
seinerzeit die Staatsanwaltschaft die Ermittlungen schon eingestellt hatte. Wie rechtsrechten Blättern zu entneh-
men ist, soll der Dahingeschwundene dadurch ein Opfer von "Denk- und Diskussionsverboten" geworden sein. 
Die antifaschistische "Jagdgesellschaft" (bestehend u.a. aus dem DÖW, Günter Traxler und Hans Rauscher) habe 
ihn in den Tod getrieben. 

15.Mai 2000: Haider hat wieder einmal eine glänzende Idee. Politiker, die nicht so wollen wie er und sein Schüs-
selchen, sollen sich wegen "Verletzung des Treuegelöbnisses" verantworten müssen. Jeder österreichische Volks-
vertreter sei kraft seines Gelöbnisses verpflichtet, die Interessen der Republik zu wahren. Die Interessen von Hai-
der & Schüssel sind nach freiheitlicher Naturgemäßigkeit die Interessen der Republik. Justizminister Böhmdorfer 
hält dies vorerst für diskussionswert, auch die Vizekanzlerin Riess-Passer ist derselben Meinung, die Politiker sei-
en verpflichtet, für das eigene Land einzutreten. Ungeklärt erscheint dem Chronisten zu dieser Frage bloß noch, 
ob sich das "eigene Land" jetzt unter ein Volk, ein Reich, ein Schüssel oder ein Volk, ein Reich, ein Haider definie-
re.  
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Seinerzeit als es eine ordentliche Beschäftigungspolitik gab, gab es für solche Sachen eine ordentliche Regelung: 
Im Heimtückegesetz vom 20.12.1934 hieß es: "Art.I §1 Wer vorsätzlich eine unwahre oder gröblich entstellte 
Behauptung tatsächlicher Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet ist, das Wohl des Reiches oder das der Natio-
nalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei oder ihrer Gliederungen zu schädigen, wird (...) wenn er die Behaup-
tung öffentlich aufstellt oder verbreitet, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft. §2 Wer öffentlich gehäs-
sige, hetzerische oder von niedriger Gesinnung zeugende Äusserungen über leitende Persönlichkeiten des Staates 
oder der NSDAP, über ihre Anordnungen, oder über die von ihnen geschaffenen Einrichtungen macht, die geeig-
net sind, das Vertrauen des Volkes zur politischen Führung zu untergraben, wird mit Gefängnis bestraft".  

Das war ein optimaler Schutz des "eigenen Landes" gegen alle "Vernaderer"! 

Mitte Mai 2000: Ein aussenpolitische Vernaderer wird enttarnt: „Haider is a fascist thinker seeking a political 
revolution” - allerdings stammt die Aussage aus dem Jahr 1995 und von ÖVP-Klubobmann Khol. Ole! 

15.Mai 2000: Fagan kritisiert die sogenannte "Versöhnungskonferenz", die ab 16.5. mit den Entschädigungen für 
NS-Opfer befassen soll. Besonders kritisiert er, dass nur Regierungsvertreter und keine Opferorganisationen teil-
nehmen sollen. 

Wo sind wir jetzt? Umverteilung von unten nach oben, Verschärfung der Ausbeutung, ausserordentliche Ver-
schlechterung des Pensionsrechtes, Zurückdrängung der Gewerkschaften und Arbeiterkammern, Totalprivatisie-
rung aller öffentlichen Betriebe, Ausschaltung des Zivildienstes, NATO-Beitritt, Bespitzelung der Op-
positionsgruppen, das strebt die Regierung an und sie ist auf dem Wege der Durchsetzung, weil ihr einerseits die 
Ablenkung mittels der EU-Sanktionen gelingt und andererseits die Gewerkschaftsbewegung bisher viel zu zaghaft 
geantwortet hat. Wie schon in der ersten Republik wird verbal und nicht real reagiert. 

16.Mai 2000: Acht Landeshauptleute einigen sich auf eine Erklärung zu den EU-Sanktionen gegen die österrei-
chische Regierung. Darin wird die Einrichtung eines europäischen Kodex vorgeschlagen, der Demokratie, Rechts-
staat und Menschenrechte definiert. Haider lehnt die Erklärung vorerst ab, weil die von ihm dazu geforderte 
Volksbefragung nicht erwähnt wird. Als dann angefügt wird, man unterstütze die diplomatischen und politischen 
Bemühungen der Bundesregierung, die zu einer Aufhebung der Sanktionen führen sollen, ist auch Haider einver-
standen, er sieht die "Volksbefragung" als entsprechende Initiative der Bundesregierung. 

17.Mai 2000: Ein parlamentarischer Entschließungsantrag der Grünen, „ausländerfeindliche, rassistische und das 
NS-Regime verharmlosende Äusserungen von FPÖ-Politikern” zu verurteilen, erhält keine Mehrheit, FPÖ und 
ÖVP stimmen dem Antrag nicht zu. 

17.Mai 2000: In der Wiener Tageszeitung DIE PRESSE erscheint ein ganzseitiges Inserat des deutsch-lettischen 
Rechtsextremisten Joachim Siegerist 8. In diesem Inserat heißt es, die deutsche Regierung habe die Parole ausge-
geben: Schmutzkübel gegen Haider und Liebesschwüre für Castro. Die Zeitung findet nicht dabei, das 136.000 
Schilling teure Inserat gebracht zu haben. 

19.Mai 2000: Die Tätigkeit des umstrittenen Gutachters Johann Szilvassy wird beendet. Er hatte mit wissen-
schaftlich nicht haltbaren Meßverfahren die Altersbestimmung von straffällig gewordenen Ausländern ohne gülti-
ge Papiere vorgenommen. Der Gutachter war auch Autor in der rechtsextremen Monatsschrift AULA . 

20.Mai 2000: Ergebnis der AK-Wahlen in Wien und Niederösterreich. In Wien gewinnen die Sozialdemokraten 
6,7% hinzu (jetzt 64,4%), die Schwarzen verliere etwas mehr als ein halbes Prozent (16,5%), die Freiheitlichen 
büßen fast die Hälfte der Stimmen ein (8,8%). In NÖ gewinnt die Sofra 8% (ebenfalls 64,4%), die Schwarzen fal-
len auf 23,4% (minus 5,6), die Freiheitlichen auf 7,3% (minus 3%). 

Die FPÖ hat ihre Rolle als vermeintliche "Arbeiterpartei" damit erheblich eingebüßt. Wobei das Problem ja bei 
der SPÖ lag, die ihrer Aufgabe schon seit Jahren nicht mehr nachgekommen ist. Vermeintlich die Globalisierung 
managen zu müssen, führte von den gesellschaftlichen Interessenslagen her zum Gegensatz zur Arbeiterbewe-
gung. Haider hatte geerntet, was die Vranitzkys, Klimas, Rudas' und Edlingers gesät hatten. Jetzt regieren ÖVP & 
FPÖ wie einst Frau Thatcher und stellen damit die Lage wieder klarer. 

„...uns aus dem Elend zu erlösen, können wir nur selber tun”, der Haider tut es eben noch weniger als der Klima! 

20.Mai 2000: Günter Traxler schreibt unter dem Titel "Aussenpolitik neu"  im STANDARD:  
 „Niemand wird unserer Aussenministerin das redliche Bemühen absprechen, zähnefletschende Herzlichkeit von 
der Marotte eines rosaroten Spindoktors in den Rang einer aussenpolitischen Maxime der schwarz-blau regierten 
Republik erhoben zu haben. Ihre Schuld ist es nicht, wenn ihr keine anderen Mittel zur Verfügung stehen; Immer-
hin: Obwohl die FPÖ nach wie vor in der Regierung ist, hat schon ein fremdländischer Aussenminister der Dame 
den Regenschirm aufgespannt vor Fotografen! Diese Geste von tiefgründiger Symbolik ist für sie aber noch kein 
Anlass zu Azorenhochmut. Sie weiß, dass in der EU noch ein Hauch von Verdruss zu spüren ist, auch wenn die 
Sanktionen unter ihrem Lächeln schon so gut wie total dahingeschmolzen sind. 
                                                           
8 5./6.Juni 1993: Parlamentswahlen in Lettland, wahlberechtigt ist etwas mehr als die Hälfte der Bevölkerung, nur die Inhaber 
der lettischen Staatsbürgerschaft von 1940 und deren Nachkommen. Der "Lettische Weg" wird mit 38% stärkste Partei, aber 
bereits an zweiter Stelle landet mit 13% der deutsche Rechtsextremist Joachim Siegerist mit seiner "Nationalen Unab-
hängigkeitspartei", der auf Grund seiner lettischen Herkunft kandidieren konnte. 
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Um endlich auch die gegen Österreich errichtete Maginotlinie, hinter der man ja keine Ahnung hat, was Charme 
ist, zu durchbrechen, würde Schüssels reisende Pandora den unattraktiven Koalitionspartner lieber im Inland 
loswerden als im Ausland loslassen, und weil der das spürt, kündigte nun Haiders Aussenminister eine eigene 
Partei-Aussenpolitik an. 
Dieses blaue Misstrauensvotum gegen die schwarze Aussenpolitik war schon lange fällig, denn egal, ob Ferrero-
Waldner die FPÖ in der Fremde zu einem Sommerthema herabzustufen sich müht oder ob sich die Opposition mit 
dem Ausland tückisch gegen die heimische Obrigkeit verschwört es kommt immer auf dasselbe heraus: Die Frei-
heitlichen bleiben salonunfähig. Das wird sich rasch ändern, wenn Peter Sichrovsky die Sache in die Hand nimmt. 
Der Mann verfügt über enorme aussenpolitische Erfahrung. Mit seinem diplomatischen Geschick ausgestattet, 
hätte Wolfgang Schüssel die SPÖ glatt überredet, die rot-schwarze Koalition noch einmal fortzusetzen. Für seinen 
Führer hat er schon die heikelsten Missionen ins Werk gesetzt, und um ein Haar wären seine Bemühungen in Ka-
nada mit der Ernennung Jörg Haiders zum Ehrenrabbiner gekrönt worden. Der hat schließlich nur abgelehnt, 
weil ihm die Leute nicht orthodox genug waren, das hätte in der FPÖ niemand verstanden. 
Wer also mit allen Wassern gewaschen ist, der wird auch mit der arischen EU-Verschwörung gegen Österreich 
wie nix fertig. Zu diesem Behufe wird Sichrovsky im Herbst zu einer Informationsoffensive durch Europas Haupt-
städte und in die USA aufbrechen. Die kleine Rede zu hören, die er bei diesen Gelegenheiten halten wird, und die 
Sanktionen sofort aufzuheben, wird für die Staatsmänner dieser Länder eins sein. Nach den Andeutungen vom 
Donnerstag wird sie ungefähr so lauten; 
Sehr geehrte Damen und Herren! Gegen die FPÖ wird Krieg geführt. Ab sofort wird zurückgeschossen. Aus rei-
ner Notwehr stelle ich fest, dass Ihr Westentaschen-Napoleon (Westentaschen-Franco, Westentaschen-Mussolini 
etc., je nach Ort der Info-Veranstaltung), der glaubt, unsere landesverräterische Opposition der linksgrünen Ver-
naderer zum Putsch gegen die von allen Österreichern gewählte FPÖ aufstacheln zu können, ein Pfuscher ist, der 
erst einmal so ungeheure Leistungen für sein Land erbringen muss, wie Jörg Haider mit dem Kinderscheck für al-
le inländischen Mütter vom ersten Schwangerschaftstag an gelungen ist. Wir lassen nicht zu, dass Verräter die 
Hand des Vaterlandes beißen, das sie füttert. Kritik begrüßen wir, aber Hetze gegen Österreich, das sich nun ein-
mal in Jörg Haider verkörpert, wird nicht geduldet. Kritiker sind im Sinne des Justizministers sicherlich verfol-
genswert und werden bei Wasser, Brot und ordentlicher Beschäftigungspolitik in Schutzhaft genommen. Denn an-
ders als Ihr korrupter Sauhaufen ist Österreich ein Rechtsstaat. 
So schnell kann Ferrero-Waldner gar nicht lächeln, wie dann die Sanktionen aufgehoben sind.” 

20.Mai 2000: Im Berufungsverfahren wird in Südtirol Peter Paul Rainer zu zwanzig Jahren Haft verurteilt. Am 
18.2.1997 war der Südtiroler Landtagsabgeordnete Christian Waldner, Gründer der Südtiroler Freiheitlichen, die 
ihn 1995 ausschlossen, erschossen worden. Sein tatverdächtiger Ex-Mitarbeiter Peter Paul Rainer war zuerst ver-
urteilt, dann in der ersten Berufungsinstanz aber freigesprochen worden. 

22.Mai 2000: Die Wochenzeitschrift FORMAT berichtet über die Wiederkehr des Einflusses der rechtsextremen 
Burschenschaftler, acht FPÖ-Abgeordnete und mehrere Parlamentsmitarbeiter rekrutieren sich aus diesen Kreisen. 

23.Mai 2000: Laut einer Telefonumfrage liegt die ÖVP mit 31% in der Wählergunst vor der SPÖ (30%), die FPÖ 
käme auf 24%, die Grünen könnten mit 12% rechnen.  

Schüssel scheint es gelungen zu sein, den vom ihm geforderten politischen "Schulterschluss" zumindest mit neuen 
Wählern herzustellen. Die SPÖ stellt sich derweilen auch überraschend ungeschickt an. Hauptfehler: Man lamen-
tiert über die Regierungspläne, setzt aber keine konkreten Alternativen. In der Bevölkerung entsteht so der Ein-
druck, die Regierungsabsichten seien unausweichliche Notwendigkeiten. 

Zweite Maihälfte 2000: Nach dem Entwurf des neuen Minderheitenschulgesetzes für Kärnten soll die Zwei-
sprachigkeit an zweisprachig geführten Schulen für die Lehrer kein Qualifikationskriterium mehr sein, nach Mei-
nung der FPÖ würden durch die Zweisprachigkeit die nur deutschsprachigen Lehrkräfte benachteiligt. Weil die 
können, allem Anschein nach, nicht slowenisch lernen. Die Slowenenvertreter lehnen diesen Entwurf klarerweise 
ab. 

24.Mai 2000: In Chile hebt ein Gericht die Immunität des Putschisten und Faschisten Augusto Pinochet auf. Der 
liebe Freund von Frau Thatcher und den Neoliberalen könnte also für seine Massenmorde doch noch vor Gericht 
gestellt werden. 

25.Mai 2000: Haider legt nach, nicht nur die Verletzung des Treuegelöbnisses wirft er jetzt der Opposition vor, 
sondern auch Verstöße gegen den § 248 des Strafgesetzbuches: bis zu einem Jahr Haft drohe dem, der in gehässi-
ger Weise die Republik Österreich oder eines ihrer Bundesländer verächtlich macht. Das heißt, wir hätten fast 
schon ein passendes "Heimtückegesetz". Das einzige Problem wäre noch die juridische Verknüpfung, dass die 
Republik Österreich und die österreichische Bundesregierung dasselbe sind. In der Zeit, wo die Anständigen einer 
ordentlichen Beschäftigungspolitik nachgingen, war dies so. Vielleicht könnte man den § 248 neu formulieren: 
„Wer öffentlich durch gehässige, hetzerische oder von niedriger Gesinnung zeugende Äusserungen die Republik 
Österreich oder eines ihrer Bundesländer, leitende Persönlichkeiten des Staates oder der Regierungsparteien ver-
ächtlich macht und dadurch das Vertrauen des Volkes zur politischen Führung untergräbt, wird mit Gefängnis be-
straft". Dann wären der Pilz und der Gusenbauer schnell im Straflager, weil die Stapo jetzt bald ja auch wieder rich-
tig gefahrenvorbeugend ermitteln kann. 
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Wieder ist die Reaktion der Opposition eine zaghafte, man zeigt nicht auf, dass Haider versucht, die Republik unter 
die Regierung zu subsumieren und damit aus Oppositionsparteien Staatsfeinde machen will.  

25.Mai 2000: Nationalratspräsident Fischer schlägt die Benennung einer Kaserne nach einem österreichischen 
Widerstandskämpfer vor. Er nennt Robert Bernadis (aus der Gruppe um Stauffenberg) und Feldmarschall Fried-
länder.  

25.Mai 2000: Portugal schlägt zu den Sanktionen gegen die österreichische Regierung ein Beobachtungsverfahren 
vor. Jetzt will Schüssel auch kein Beobachtungsverfahren mehr. 

29.Mai 2000: Im PROFIL sagt der wegen seiner einschlägigen Äusserungen sattsam bekannte 9 FP-Bundesrat Gu-
denus, die Entschädigungen für Zwangsarbeiter seien ein "Schutzgeld" wegen der Handelsbeziehungen zu den 
USA. 

30.Mai 2000: Wieder ein typischer Populismus-Gag von Jörg Haider. In Kärnten gibt es auf seine Initiative bei 
einer kleinen Diskontertankstellenkette billigeres Benzin. Es wird sogleich vermutet, es könnte ein Zusammen-
hang mit einer kürzlichen Reise Haiders zu Gaddafi bestehen. Trotz der Aktion bleibt der Benzinpreis in Kärnten 
höher als etwa in Wien. 

30.Mai 2000: In Linz wird ein Bankräuber erschossen, er stellt sich als Ehemann der steirischen Industriellentoch-
ter und FPÖ-Landesrätin Jost-Bleckmann heraus. Was wäre das für ein Gaudiobjekt für gewisse FPÖ-Sager gewe-
sen, hätte es sich bei der Ehefrau um eine Funktionärin der SPÖ oder der Grünen gehandelt? 

31.Mai 2000: Ergebnis der AK-Wahlen in der Steiermark, die Sofra siegt mit 61,4% (+7,6), der ÖAAB fällt leicht 
auf 25,6 (-1,3%), die Freiheitlichen setzen ihren Rückmarsch fort, minus 6,5 auf 8,8%. 

31.Mai 2000: Anton Pelinka tritt aus Protest gegen das Verhalten von Kanzler Schüssel als Verwaltungsrat der 
EU-Beobachtungsstelle von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Wien zurück. 

Mai 2000: Im burgenländischen Rechnitz soll am Ort des Massakers von 1945. mittels einer Baumpatenschaftsak-
tion eine Gedenkstätte eingerichtet werden. Der Mord an 180 Zwangsarbeitern vom März 1945 10 ist nach wie vor 
nicht aufgeklärt, zwar wusste der ganze Ort, wer verantwortlich und wer beteiligt war, aber bis heute schweigt die 
gesinnungstreue Volksgemeinschaft  

2.Juni 2000: Der STANDARD berichtet, ein EU-Emissionär habe Schüssel ein Angebot zum Abbau der Sanktionen 
gemacht, dieses sei aber von der österreichischen Regierung abgelehnt worden. Schüssel dementiert den Emissio-
när und das Angebot, gleichzeitig wird bekräftigt, dass man faktisch eine bedingungslose Aufhebung der Sanktio-
nen erwarte und nicht bereit sei sich einem "Beobachtungsmechanismus" zu stellen. Zwar hatte man im April eine 
solche Vorgangsweise selbst angeregt, jetzt aber wohl wahrgenommen, dass die Sanktionen enorm mithelfen, die 
Position der Regierung, vor allem der ÖVP zu verbessern. EU-seitig will man zur Zeit keine Initiativen mehr set-
zen. Die Bundesregierung schlägt die Einführung eines Verfahrens vor, mit dem Verletzungen von Grundwerten 
behandelt werden sollen. Für Österreichs Regierung verlangt man die Aufhebung der Sanktionen bis zum 18.6. 

3.Juni 2000: Am Loiblpaß findet als letzte der heurigen Befreiungsfeier die Gedenkkundgebung für die Opfer 
statt, die der Bau des Loibltunnels durch KZ-Häftlinge gefordert hat. 

3.Juni 2000: Die schon im Jänner angekündigte Tauchsuche im Toplitzsee beginnt. Man hofft versenkte Nazimate-
rialien bergen zu können. Das Wiesenthal-Zentrum Los Angeles und der Fernsehsender CBS organisierten das 
Projekt. 

3./4.Juni 2000: Landesparteitag der niederösterreichischen FPÖ. Der bisherige Obmann Hans-Jörg Schimanek 
senior tritt ab, in einer Kampfabstimmung gewinnt Ernest Windholz gegen Franz Marchat. Bemerkenswert wird 
die Konferenz durch Windholz, der das SS-Mottos "Unsere Ehre heißt Treue" bei der Ehrung langjähriger FPÖ-
Mitglieder verwendet. Als die Medien dies berichten, reagiert man dreiartig: zuerst vermutet man, Windholz habe 

                                                           
9 Mitte November 1992: Eine rechtsextreme "Bürgerinitiative zum Schutz der österreichischen Demokratie", die sich für die 
"Gewährleistung der Redefreiheit und der wissenschaftlichen Erörterung" einsetzen will, richtet eine Petition ans Parlament. 
Unbehindert soll z.B. die "Auschwitzlüge" erörtert werden dürfen. Kommentar des Bundesheerobersten und FPÖ-Abgeordne-
ten John Gudenus dazu: "Ebenso wie Sie bin ich der Ansicht, dass in einer Demokratie keine politischen Verbotsgesetz geben 
sollte und dass selbstverständlich die Freiheit der Gesinnung, der Meinungsäusserung, der Rede und der wissenschaftlichen 
Erörterung zu gewährleisten ist. - 17.Oktober 1995: Der FP-Abgeordnete John Gudenus erklärt in einem Radiointerview, die 
Existenz der Gaskammern in den Vernichtungslagern für ein "Dogma". Auf die Frage, ob er die Existenz von Gaskammern 
bezweifle, erwidert er stereotyp, er glaube alles, was dogmatisch vorgeschrieben werde. Am 18.10.95 tritt Gudenus von seinem 
Abgeordnetenmandat zurück, im Herbst 1996 kehrt er als Bundesrat wieder. 
10 24.März 1995: In Rechnitz haben am 24. März 1945 die NS-Honoratioren ein Fest veranstaltet, dieses zwischendurch rasch 
verlassen und 180 kranke jüdische Zwangsarbeiter erschossen und dann weitergesoffen. Als nach dem Krieg deswegen Ermitt-
lungen eingeleitet wurden und sich ein Ortsbewohner bereit erklärte, über die Mordbeteiligten auszusagen, wurde er umge-
bracht und sein Haus niedergebrannt. Den Behörden wurde dann ein zweiter Zeuge bekannt, eines der Opfer des Massakers 
hatte überlebt und sollte nun die Mörder identifizieren. Auf der Fahrt zur Aussage wurde auch er erschossen. Bis heute 
schweigen alle Mitwisser eisern, selbst die Lage des Massengrabes konnte bisher nicht eruiert werden. Zum 50. Jahrestag des 
Massenmordes wird in Oberwart das Stück "März. Der 24." von Peter Wagner uraufgeführt. 
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gar nichts gesagt, Haider hält die Ehre-Treue-Connection für eine wichtige Primärtugend und dann outet sich 
Windholz als zeitgeschichtlich ahnungslos, er hat überhaupt nicht gewusst, dass auch die SS schon die Ehre und 
die Treue auf ihrem Panier und ihren Offiziersdolchen hatte, extra für die niederösterreichische FPÖ hat er den 
schönen Spruch erfunden und dann stellt sich heraus, dass Hitler schon 1931 auf ganz dieselbe Idee gekommen 
war. So ein Pech dieser Zufall! 

5.Juni 2000: In Prag werden von der Polizei hunderte Exemplare der tschechischen Ausgabe von Hitlers "Mein 
Kampf" beschlagnahmt. Die Behörden hatten nichts Substanzielles unternommen, aber der Freistaat Bayern 
schritt als Inhaber der Rechte an Hitlers Schriften gegen die "Bootleg"-Ausgabe ein. 

7.Juni 2000: Im STANDARD erscheint ein Interview mit dem Vorsitzenden des Zentralrates der deutschen Juden, 
Paul Spiegel. Er sagt zur FPÖ u.a.: „Viele, die die FPÖ gewählt haben, haben dies aus Protest getan. Auch 1933 
waren nicht alle Nazis, die die Nationalsozialisten gewählt haben, (..) viele waren Protestwähler (..). Aber zum 
ersten Mal seit 1945 ist eine rechtspopulistische Partei ministrabel geworden. Ich erinnere daran, auch Hitler hat 
einmal klein angefangen. Man muss die FPÖ nicht nur nach den Taten, sondern auch den Worten messen”. Er 
bezeichnet den Rücktritt Haiders als FP-Chef als taktisches Scharmützel und sieht keine Zeichen für eine freiheit-
liche Haltungsänderung. 

7.Juni 2000: In Mörbisch wird im Auftrag der Bezirkshauptmannschaft ein 10x10 cm großes Hakenkreuz aus ei-
ner Hausmauer gestemmt. Der Hauseigentümer hatte sich bisher geweigert, das 1940 angebrachte Zeichen zu ent-
fernen. Nicht schlecht: 55 Jahre nach dem Ende der Hitlerei gibt es auch das Ende für ein Zeichen, in dem die 
Volksgenossen siegen sollten. 

8.Juni 2000: Im Kärntner Landtagssaal sollen jetzt die Wandfresken des Nazimalers Lobisser, die bisher hinter 
einer Wandverkleidung verborgen waren, entfernt werden. Dargestellt sind hakenkreuzgarnierte heilhitlernde 
KärntnerInnen. Aber (wie in Kärnten wohl nicht anders möglich) gilt Lobisser trotzdem als hervorragender Maler, 
dessen Nazigepinsel nun anderorts aufgestellt werden soll. 

Zweite Juniwoche 2000: Aussenministerin Ferrero-Waldner fährt auf eine von einer PR-Agentur sorgfältig in-
szenierte Werbetour durch Europa, eine Gruppe "Friends of Austria" wurde dazu gebastelt, Journalisten, die über 
die Reise berichten sollen, wurden selektiert, Kontakte mit Industriellenvereinigungen organisiert. Letztlich bringt 
das ganze Millionenspetakel jedoch nichts.  

Eine Meinungsumfrage in den EU-Staaten ergibt, dass überwiegend die Rücknahme der Sanktionen bei gleichzei-
tiger genauer Beobachtung Österreichs erwartet wird. Die österreichische Regierung nimmt davon nur den Teil 
war, dass die Sanktionen zurückgenommen werden sollen, die Beobachtung will man nicht. 

Erste Junihälfte 2000: Bemerkenswert, dass der ORF eine Zeitlang in völliger sprachlicher Gleichschaltung mit 
der Regierung agiert: Tagelang spricht man nur noch von "Sanktionen gegen Österreich", bis man endlich wieder 
merkt, dass es solche nicht gibt. Aber die Regierung lebt eben davon, Regierung und Österreich gleich zu setzen, 
siehe Haiders Ruf nach Haftstrafen wegen Verächtlichmachung der Republik durch Kritiker der Koalition. Wozu 
man jetzt fragen müßte: Was passiert, wenn die FPÖ-ÖVP-Regierung bei den nächsten Wahlen abserviert werden 
sollte: wird dann es dann heißen, "Österreich" sei abgewählt worden? 

10.Juni 2000: Auf Gusenbauer hatte die österreichische Linke gewisse Hoffnungen setzen zu können geglaubt. In 
der PRESSE meint er nun, Österreich könne nur als Hochleistungsgesellschaft bestehen und er sei kein Anhänger des 
"Hängemattensozialismus". Leistet darum hoch, damit keine Klagen von den Aktionären in der Hängematte des 
Kapitalismus kommen! Für eine solche Sicht der Gesellschaft hätte sich die SPÖ auch den Klima behalte können. 
Samt dem Rudas.  

12.Juni 2000: Eine Begründung zu den sich für die SPÖ verschlechternden Wahlumfragen liefert der Meinung-
sumfrager SPECTRA: Die SPÖ-Wähler seien bei telefonischen Umfragen signifikant schlechter zu erreichen als 
Anhänger anderer Parteien. ÖVP-Wähler wiederum wären dadurch deutlich besser erreichbar. Daher zeigen die 
Rohdaten telefonischer Umfragen eine starke ÖVP-Lastigkeit, in den Ergebnissen würde die SPÖ unter- und die 
ÖVP überbewertet. 

13.Juni 2000: Die deutsch-amerikanischen Verhandlungen zwischen Otto Lambsdorff und Stuart Eizenstat sind 
abschlussreif: Für rund eine Million noch lebender Zwangsarbeiter soll eine Entschädigungssumme von 10 Milli-
arden Mark bereitgestellt werden, die Auszahlungen sollen heuer noch beginnen. 

Eine interessante Frage dazu, die in den Medien bisher nicht gestellt wurde: Warum wurden Forderungen in dieser 
Richtung erst nach so langer Zeit erhoben? Die Antwort liegt auf der Hand: Die überlebende Zwangsarbeiter 
stammten zum Hauptteil aus dem Osten, sie während der Zeit des KALTEN KRIEGES zu entschädigen, kam nicht in 
Frage.  

13.Juni 2000: Die Aussenministerin zeigt sich enttäuscht, dass sie bei den EU-Regierungen bisher keine Reaktio-
nen auf ihre Bemühungen fand. Anscheinend hatte die österreichische Regierung selber an die eigene Propaganda 
geglaubt. 

15.Juni 2000: Donnerstag-Demonstranten erreichen diese Woche mehr Beachtung: Sie stürmen eine Veranstal-
tung des Finanzministers mit Bankern im Hotel Marriott. Die FPÖ kann in der Folge wutschnaubend das Verbot 
der Demonstrationen verlangen. 
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Juni 2000: Der deutsche Aktionskünstler Schlingensief erreicht mit seinem Asylanten-Container in Wien die Mo-
bilisierung aller Freunde des ordentlichen Anstands. Phänomenal, was in diesen Wochen an Hass triefenden Le-
serbriefen zu finden ist. Die Kunst von Schlingensief manifestierte sich nicht im Container, seinen Aufschriften 
und den "Abstimmungen" über die "Abschiebungen", sondern in der Auslösung dieser Reaktionen. Auch der Ju-
stizminister spielt seine Rolle vollendet: Da Christoph Schlingensief am Container das SS-Motto "Unsere Ehre 
heißt Treue" (siehe 3./4.Juni, FP-Windholz) anbrachte, lässt Böhmdorfer wegen NS-Wiederbetätigung ermitteln!!! 
Herrlich! 

16.Juni 2000: Portugal hält ein Ende der Sanktionen für möglich, wenn die österreichische Regierung sich bis 
Ende Juni mit einer entsprechenden Prüfungsvorgangsweise einverstanden sei.  

17.Juni 2000: Bei einer Veranstaltung der schlagenden Verbindung "Olympia" in Wien tritt der deutsche Nazi-
Barde Rennicke auf.  

19.Juni 2000: Die Grazer SPÖ hatte Fragebögen an ihre Mitglieder mit dem Ersuchen ausgeschickt, Wähler aus 
dem jeweiligen Wahlsprengel nach SP-nahe und SP-ferne einzuteilen. Die Empörung müßte sich nun darauf rich-
ten, dass das Wählerverzeichnis dafür verwendet worden sein könnte. Empört sind die anderen Parteien aber we-
gen der Frage, ob jemand für oder gegen die SPÖ sei. Deswegen von "Totalitarität" oder von "Blockwarten" zu 
reden, ist ziemlicher Schwachsinn. Man kann wohl davon ausgehen, dass auch die anderen Parteien ihre Sympa-
thisantenkarteien haben, die nicht nur durch freiwillige Meldungen seitens der Wähler zustande gekommen sind 
(sondern z.B. durch Teilnahmekarten von Parteibällen-Tombolas oder aus Unterschriftenlisten).  

19./20.Juni 2000: Die Regierungspropaganda hatte versucht den EU-Gipfel in Feira als Ende der Sanktionen ge-
gen die Haider/Schüssel-Koalition darzustellen. Die 14 EU-Staaten wurden dafür als zerknirschte Sünder darge-
stellt, die freudig ihren Irrtum einsehend alles zurücknehmen und das Gegenteil behaupten würden. Die Propa-
ganda half nichts, alles bleibt wie bisher, seitens der portugiesischen Präsidentschaft wird ein "faires Angebot" bis 
Ende Juni in Aussicht gestellt. Aus der BRD heißt es, am österreichischen Wesen werde Europa nicht genesen. 
Wo aber doch gerade das österreichische Wesen ein so überaus gesundes ist! 

20.Juni 2000: Haiders "token jew" Sichrovsky bestätigt: Die FPÖ ändert sich nicht. 

21.Juni 2000: Interessanter Bericht in NEWS: Die Regierung hat angeblich den Proporz abgeschafft, sie beschäf-
tigt für die Postenvergaben eine Beratungsfirma: als oberster "Kopf-Jäger" ist ein gewisser Joachim Kappel tätig, 
ein schlagender Burschenschaftler und Mitbesitzer von Mölzers Rechtsaussenblatt "Zur Zeit". Objektivität ist also 
garantiert! 

22.Juni 2000: Typisch anständiger Leserbrief in der Kronenzeitung: „ Entschuldigungssyndrom 
Auch nach mehr als einem halben Jahrhundert hat ein Teil der Österreicher das Entschuldigungssyndrom nicht 
abgelegt und zahlt freiwillig für irgendwen und irgendwas eine hohe Summe aus Steuermitteln, woher sonst? 

Der größere Teil unserer Politiker ist unheilbar von der Entschuldigungskrankheit infiziert. Die Zahl der während 
und nach dem Krieg Geborenen wird von Tag zu Tag größer, und die sagen sich: Wir, und auch unsere Väter und 
Großväter, haben nichts verbrochen, warum sollen wir zahlen! Noch dazu, wo das überhaupt nichts nützt. 
Auch nach der hundertsten Demutsgeste, Kniebeuge und Wiedergutmachungszahlung werden bestimmte Leute - 
die Realität beweist das - unter einem Vorwand immer wieder Zahlungen verlangen und auch kriegen. 
Unverständlich, wie ein Volk mit so großer Vergangenheit seine Würde verliert und vor den Gessler-Attrappen in 
die Knie geht. Franz Ehm, Graz” 

Na sowas! Da haben unsere braven Naziväter und Nazigroßväter überhaupt nicht das geringste angestellt und 
trotzdem bilden sich bestimmte Leute (möglicherweise Juden oder Bolschewisten?) ein, Opfer zu sein! Wenden 
vor, sie hätten Zwangsarbeit leisten müssen oder es hätte Arisierungen gegeben! Lauter Verleumdungen! Und das 
einem Volk mit so großer Vergangenheit, einem Volk das immerhin so große Söhne wie einen Hitler, einen Kal-
tenbrunner, einen Stangl, einen Brunner und einen Eichmann hervorgebracht hat! Aber die Kronenzeitung und ih-
re Leser schützen die Würde der fehler- und verbrechenslosen Vergangenheit! 

PS: im Telefonbuch gibt es übrigens in ganz Österreich keinen Franz Ehm, aber Kronenzeitungs-
leserbriefschreiber haben auffällig häufig keinen Telefonanschluss oder eine ganz geheime Geheimnummer. 

23.Juni 2000: Der deutsche Aussenminister Fischer in einem BILD-Interview über die Sanktionen gegen Hai-
der/Schüssel und deren mögliches Ende: „Das hängt in erster Linie von den Österreichern ab. Es war und ist völ-
lig richtig, wie die 14 EU-Staaten auf die Regierungsbeteiligung der rechtsgerichteten FPÖ in Wien reagiert ha-
ben. Europa kann und darf eine Regierungsbeteiligung einer rechtsradikalen Partei nicht widerspruchslos hin-
nehmen”. 

23.Juni 2000: Die ÖVP fordert ein Ende der Wiener Demonstrationen gegen die rechte Regierungskoalition. Bis-
her haben 135 Demos stattgefunden, die meisten davon ohne die vorgesehene Anmeldung. Da es aber ein oberst-
gerichtliches Urteil gibt, nicht angemeldete Demos seien nur bei Verstößen gegen die öffentliche Ordnung aufzu-
lösen, unterblieben bisher polizeiliche Auflösungen, was der ÖVP nicht recht ist. 

26.Juni 2000: Nach einem neuen Gutachten gilt der NS-Arzt und mutmaßliche Behindertenmörder Gross weiter-
hin als verhandlungsunfähig. 



 30

26.Juni 2000: Bekannt wird, dass Peter Sichrovsky ein Theaterstück geschrieben hat. Es handelt davon, dass 
SPD, CDU und Grüne den Vorsitzenden der deutschen Juden zum Bundespräsidenten machen wollen und dieser 
Vorsitzende stellt sich dann als das weggelegte "arische" Kind einer KZ-Wächterin heraus.  

27.Juni 2000: Die EU-Vierzehn wollen einen "Weisenrat" einsetzen, der die Lage in Österreich und die FPÖ be-
urteilen soll, die Sanktionen gegen die österreichische Rechtsregierung bleiben weiterhin aufrecht. 

27.Juni 2000: Ein Bericht des Europarates beklagt Rassismus in verschiedenen europäischen Staaten, besonders 
in Polen halte sich ein weit verbreiteter Antisemitismus, in der Slowakei mache die Lage der Roma und Sinti Sor-
gen. 

27.Juni 2000: Im Gemeinderat der Gemeinde Seekirchen (Salzburg) steht ein Antrag des Vizebürgermeisters und 
stellvertretenden FP-Landtagsklubobmannes Naderer zur Debatte: Keine Entschädigungen an NS-Zwangsarbeiter, 
dafür Entschädigungen von Deutschland und den ehemaligen Alliierten für gefallene, vermißte oder gefangene 
Wehrmachtsangehörige. Als dann sogar die eigenen Parteifreunde dagegen sind, zieht Naderer den Antrag zurück. 

28.Juni 2000: Anläßlich des Todes von Ernst Jandl druckt der STANDARD einen Vierzeiler von ihm: 
d'oide antisemitin 
waa heit gean a jiidin 
dos sogn kennt: schauz mi aan. 
d'nazi hom uns nix daun 

28.Juni 2000: Der Grazer Kirchengeschichtler Liebmann fordert die Auseinandersetzung mit dem Verhalten der 
katholischen Kirche nach 1945. Zu den Nazis sei man nächstenliebend gewesen, der NS-Opfer habe man sich 
nicht angenommen. 

29.Juni 2000: NEWS berichtet über den Rechtsstreit mit Westenthaler über eine angebliche Bildfälschung und 
bringt ein neues Gutachten: Zum News-Cover vom 17.2. wurden die Bilder nicht retuschiert: 

 

Wirklich retuschiert hätten die Bilder z.B. so ausschauen können: 

 

29.Juni 2000: Reaktionen auf den Brief der EU-Vierzehn: Die ÖVP will mit dem "Weisenrat" zusammenarbeiten, 
die FPÖ ist auf jeden Fall für eine Volksbefragung. 

30.Juni 2000: Der STANDARD berichtet, dass im Archiv der Finanzlandesdirektion in Wien zehntausende Akten 
über die Arisierungen und Deportationen lagern. Die österreichischen Nachkriegsregierungen hatten die Existenz 
dieses Aktenmaterials aus der NS-Zeit über Jahrzehnte beharrlich verschwiegen. Juristisch nennt man sowas 
"Komplizenschaft nach der Tat", glaub' ich. Der Vorsitzende der Israelitischen Kultusgemeinde fordert Aufklä-
rung.  

30.Juni 2000: FPÖ und ÖVP wollen ihre "Volksbefragung" zwar ansetzen, aber wenn rechtzeitig (bis September) 
ein für die rechte Regierung positiver Bericht des "Weisenrates" vorliegt, nicht durchführen. 

30.Juni 2000: Der parlamentarische Verfassungsausschuss stimmt der Zwangsarbeiterentschädigung zu. 



 31

Ende Juni 2000: Heftige Proteste ruft ein neuerlicher Zensurversuch von FPÖ und ÖVP hervor. Die beiden Kura-
toren Khol und Westenthaler wollen eine "Überprüfung" der Sendereihe "Journal-Panorama" (täglich in Ö1 von 
18h25 bis 18h55), die politische Hintergrundinformationen und Berichte zu Spezialthemen bringt, die nicht unbe-
dingt zur rechten Ideologie der Regierung kompatibel sind.  

2.Juli 2000: Martinek reimt in der Kronenzeitung:  
Gegriffen hätt man einst zum Schwert 
Und zehnmal schon den Krieg erklärt 
Für das, wie man uns jetzt behandelt. 
Gottlob, die Zeit hat sich gewandelt. 

Na, da sind die Portugiesen, Franzosen, Belgier aber froh, dass heutzutage nimmer zurückgeschossen wird! Wenn 
der Scheibner mobilisieren und der Schüssel den Westfeldzug ausrufen täte, in drei Wochen wär' der Martinek in 
Lissabon! 

2.Juli 2000: In der TV-Pressestunde erklärt Vizekanzlerin Riess-Passer, die FPÖ wolle an der Ansetzung einer 
Volksbefragung zu den EU-Sanktionen festhalten. Besondere Empörung in der FPÖ ruft die Aussage Jospins her-
vor, er rechne nicht, dass die Maßnahmen gegen die österreichische Rechtsregierung im kommenden Halbjahr der 
französischen EU-Präsidentschaft aufgehoben werden. Haider fordert in einem Interview mit TÄGLICH ALLES eine 
österreichische Veto-Politik in der EU. 

4.Juli 2000: Die Regierungskoalition beschließt die Vorbereitung einer Volksbefragung zu den gegen sie gerich-
teten EU-Sanktionen. Als Termine werden der 29.10. oder der 26.11. ins Auge gefaßt. Was diese Befragung brin-
gen soll, ist nicht nachvollziehbar. Wahrscheinlich will man (wenigstens indirekt) Europa beweisen, dass eine 
große Mehrheit der ÖsterreicherInnen so ist wie der Haider und der Schüssel. Die Hauptfrage lautet: „Soll Öster-
reichs Regierung im Zuge der bevorstehenden Reform des EU-Vertrages mit allen geeigneten Mitteln sicherstel-
len, dass die ungerechtfertigten Sanktionen gegen Österreich sofort aufgehoben werden”. 

Da würde auch Euer Chronist sofort mit JA stimmen. Wenn er allerdings gefragt würde, ob gerechtfertigte Sank-
tionen gegen die österreichische Rechtsregierung aufgehoben werden sollten, könnte er glatt das NEIN ankreu-
zen... 

Gleichzeitig legt die Regierung fest: Bis 2002 soll das Staatsdefizit abgebaut sein. Kann man gespannt abwarte, 
wann die ersten Wähler FPÖ-Funktionäre wegen gebrochener Wahlversprechen verklagen werden 11.  

Nach dem 4.Juli 2000: Der Beschluss zur "Volksbefragung" verstärkt in den EU-Staaten die kritische Haltung 
gegenüber Österreich, sogar die bisher der österreichischen Regierung recht wohlwollenden gegenüberstehenden 
deutschen Unionsparteien äussern sich kritisch. Hans Rauscher schreibt dazu am 7.7. im STANDARD: „Wie rea-
giert die österreichische Bundesregierung (auf die EU-Kritik)? Sehr österreichisch: Jede Mittäterschaft wird ge-
leugnet, man will nur Opfer sein. Weil die anderen nicht anerkennen wollen, dass wir eh die reinen Lamperln 
sind, wird die Regierung aggressiv nach aussen. Der Effekt: Österreich ist auf Jahre von jeder gestalterischen 
Rolle in der EU ausgeschlossen. Mit und ohne "Sanktionen". Weit gebracht”. 

Auch ÖVP-Politiker sind nicht einheitlich auf der Haider-Schüssel-Linie, einige VP-Abgeordnete waren während 
der Abstimmung über die Volksbefragung abwesend gewesen, EU-Kommissar Fischler, Ex-Vizekanzler Busek, 
Ex-Nationalratspräsident Neisser kritisieren die Entscheidung und/oder kündigen ihre Nichtteilnahme an der 
"Volksbefragung" an. Kardinal Schönborn hält sie ebenfalls für fragwürdig. Aber der kleine Schüssel tanzt eben 
nach der Pfeife des großen Bärentalers und hält sich für einen großen Bundeskanzler. Man bequemt sich lediglich 
dazu, das Eigenschaftswort "ungerechtfertigt" aus dem Text zu entfernen, um keine "Suggestivfrage" zu stellen. 

Ein Element von Komik steuert die Aussenministerin bei, in einem Brief an Kommissionspräsident Prodi läßt sie 
diesen wissen, die Volksbefragung sei kein Regierungsbeschluss, sondern einer der Regierungsparteien.  

Laut einer Meinungsumfrage halten 32% die "Volksbefragung" für eine gute und 52% für eine schlechte Idee, 
62% meinen, dass dadurch die Stimmung gegenüber Österreich verschlechtert wird. Es wird erwartet, dass nur 30 
bis 40% der Wahlberechtigten an der Befragung teilnehmen. 

5.Juli 2000: Das Pensionsrecht wird von den Regierungsparteien so beschlossen, wie sie es von Haus aus geplant 
hatten. Mit dem Prinzip, die Regierung regiert, scherte man sich keinen Deut um die bisher üblichen Formen sozi-
alpartnerischer Verhandlungen. Die Gewerkschaften hatten sich seit Jahrzehnten von jeder kämpferischen Ausei-
nandersetzung ferngehalten und stehen nunmehr daneben. Verzetnitsch ist völlig überfordert und hißt nach ein 
bißchen kindischem Geplänkel faktisch kampflos die weiße Fahne. Solche Funktionäre hätte sich die österreichi-
sche Gewerkschaftsbewegung dann doch nicht verdient, denn unter den betroffenen Menschen wäre wahrlich aus-
reichend genug Kampfeslust vorhanden! Aber Gestalten wie Verzetnitsch sehen sich auch weiterhin als Verwalter 
der neoliberalen Entwicklungen und nicht als Gegenregulierer und sind daher in solchen Funktionen kaum eine 
Hilfe für die arbeitenden Menschen. Solche Funktionäre stehen sogar deutlich rechts von der christlichen Sozial-

                                                           
11 4.Juli 1998: Sonderparteitag der FPÖ in Linz. (...) Den anwesenden Abgeordneten aus Landtagen und dem Nationalrat wird 
ein sogenannter Demokratievertrag zur Unterschrift vorgelegt. Der ehemalige Volksanwalt Helmuth Jossek wird als "Bürger-
anwalt" gewählt, er soll die Einhaltung der Verträge überwachen.  
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lehre, weil sie nämlich selber überhaupt keine weltanschaulichen Einsichten besitzen. Auf diese Art begeht der 
ÖGB Harakiri, denn weitere Verschlimmerungen der Lage der Unselbständigen werden mit diesem zagen und 
zahmen Verhalten des ÖGB kaum sehr lange auf sich warten lassen. 

 

6.Juli 2000: Das neue Spitzel-"Recht" wird von FPÖ und ÖVP beschlossen. Die Polizei- und Militärgeheimdiens-
te dürfen künftig alles bespitzeln, was ihnen verdächtig erscheint. Man tut zwar so, als richtete sich diese Maß-
nahmen gegen Mafia und Dealer, zutreffender ist es wohl aber so zu sehen: 

 

Nicht nur Peter Pilz, auch die Vorsitzende der Richtervereinigung, Barbara Helige, hat massive Bedenken, dass 
das neue Spitzelgesetz massiv in die Grundrechte der Menschen in Österreich eingreift. So ist z.B. der sogenannte 
"Rechtschutzbeauftragte" nicht unabhängig und nur dem zuständigen Minister berichtspflichtig. 

Und überhaupt: Was soll das ganze Spitzelwesen? Jeder Bundesheerkritiker wird zu einem gesetzlich geregelten 
Spitzelopfer des Heeresnachrichtendienstes. Euer Chronist wurde mindestens zwei Jahrzehnte von der Stapo we-
gen seiner politischen Ausrichtung bespitzelt. Jetzt wird er es wieder werden.  

Big Brother will be watching me! And YOU too!  

6.Juli 2000: Der deutsche Bundestag beschließt mit 556 gegen 42 Stimmen (aus der CDU/CSU-Fraktion) die Ent-
schädigung ehemaliger Zwangsarbeiter. Fünf Milliarden DM zahlt die BRD, fünf Milliarden soll auch die deut-
sche Wirtschaft als Profiteur der seinerzeitigen "ordentlichen Beschäftigungspolitik"  bezahlen, bisher wurden 3,2 
Milliarden DM von dieser Seite aufgebracht. 

6.Juli 2000: Kurioses aus Deutschland. Eine gewisse Erika Steinbach ist die Vorsitzende des "Bundes der Ver-
triebenen", sie und ihr Verband fordern vehement das "Heimatrecht für uns Vertriebene". Jetzt stellte sich heraus, 
der Vater von Frau Steinbach war aus Bremen, ihre Mutter aus Hanau (bei Frankfurt am Main), sie ist zufällig in 
Polen zur Welt gekommen, wo ihr Vater als Feldwebel samt Frau in einem Fliegerhorst stationiert war.  

Erste Julihälfte 2000: Auf Grund eines Gerichtsurteils droht deutschen Einrichtungen in Griechenland jetzt die 
Pfändung. Ein griechisches Gericht hat Deutschland wegen des Massakers von Distomo vom Juni 1944 zu Scha-
denersatzzahlungen an die Hinterbliebenen verurteilt. Die BRD steht auf dem Standpunkt, die Griechen seien be-
reits ausreichend entschädigt worden. 
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7.Juli 2000: Auch in Österreich wird vom Parlament die Entschädigung der ehemaligen Zwangsarbeiter beschlos-
sen, sechs Milliarden Schilling sollen dafür bereitgestellt werden. Das Versöhnungsfondsgesetz wird einstimmig 
(!) beschlossen. US-Anwalt Fagan will seine Klage über 260 Milliarden Schilling aufrecht halten. 

Ebenfalls einstimmig wird der Schutz der Volksgruppen als "Staatszielbestimmung" in die Verfassung aufgenom-
men. Damit kann vermutet werden, dass in der nächsten Zeit möglicherweise die immer noch nicht erledigten Be-
stimmungen des Staatsvertrages (z.B. mehrsprachige Ortstafeln im Burgenland) erfüllt werden. Diese Beschluss-
fassung steht eindeutig mit der EU-Kritik an Österreich im Zusammenhang, weil bisher selbst die SPÖ aus oppor-
tunistischer Rücksicht auf die Nazis und sonstigen Deutschnationalen entsprechende Schritte nicht getan hatte. 

7.Juli 2000: Vertreter der LEGA NORD und der ALLEANZA NAZIONALE  treffen in Klagenfurt mit Jörg Haider zu-
sammen.  

8.Juli 2000: Haider besucht Jesolo, wo ihn der Bürgermeister und Haider-Fan Renato Martin empfängt und ihm 
den Schlüssel der Stadt verehrt. Wegen Demonstrationen gegen Haider muss dieser das Rathaus hinterrücks betre-
ten. Er verkündet präpotent, nicht Österreich habe ein Problem mit Europa, sondern Europa mit Österreich. 

8.Juli 2000: Nationalratspräsident Fischer (SPÖ) nennt eine SPÖ-Koalition mit den Grünen als "erste Option" 
nach einem entsprechenden Wahlergebnis. Was eigentlich keine solche Sensation sein kann: Mit wem will die 
SPÖ sonst koalieren? Mit dem Haider? Mit dem Schüssel? 

9.Juli 2000: In Purbach im Burgenland randalieren Skinheads, singen Nazilieder, plärren "Heil Hitler" und ritzen 
Hakenkreuze in Autos.  

10.Juli 2000: In PROFIL wird der Ohlsdorfer EX-ÖVP-Bürgermeister und Wirtschaftsbundfunktionär Johann A-
samer zitiert: „Die Juden treiben's noch so weit, bis sie wieder eine auf den Deckel kriegen”.  

Da stellt sich ein gestandener ÖVP-Mann hin, benennt den Holocaust als "eine auf den Deckel kriegen" und kün-
digt den nächsten Holocaust an? Oder wie sollte man diese Aussage verstehen? Kein Schüssel sagt was dazu, kein 
Staatsanwalt scheint zu ermitteln. Wenn man in der FPÖ zur Zeit mit Äusserungen dieses Kalibers eher vorsichtig 
ist, dann findet sich eben zur Abwechslung ein Schwarzer, der beweist, dass es in Österreich um die Gesinnungs-
treue der anständig Volksgenossen gut bestellt ist. 

In diesen Tagen erschallen noch mehr Stimmen der Antisemiten: Wiedergutmachungen brauch ma nimma, weu de 
Jud'n haum eh scho vü z'vü kriagt. Wieder geistert die groteske Zahl von 300 Milliarden Schilling bereits geleiste-
ter Wiedergutmachung durch die Kronenzeitung, wieder werden als solche auch Rentenzahlungen aufgrund öster-
reichischer Versicherungszeiten bezeichnet. 

10.Juli 2000: Der STANDARD berichtet über einen freiheitlichen "Machtrausch" in Kärnten. Postenvergaben erfol-
gen undurchsichtig, Lehrer fühlen sich bespitzelt, der freiheitliche Landesschulinspektor Palasser und andere FP-
Funktionäre seien über Lehreräusserungen "gerade zu im Wortlaut" informiert. Unliebsame Journalisten sehen 
sich Drohungen, Interventionen und Zensurversuchen ausgesetzt. VP-Chef Lexer sagt, „die FPÖ ist im Macht-
rausch”. 

11.Juli 2000: Grünen-Chef van der Bellen sagt, die FPÖ zeige ein totalitäres Verständnis vom Staat, für das die ÖVP 
mit ihrer "Vaterlandskampagne" den Nährboden bereite, als Beleg nennt er die Unverschämtheit Haiders, den Staat 
mit der Regierung gleichzusetzen und Regierungskritik als Herabwürdigung des Staates verfolgen zu wollen. 

12.Juli 2000: Der sogenannte Weisenrat wird bekanntgegeben: Der ehemalige finnische Staatspräsident, der So-
zialdemokrat Martti Ahtisaari, der ehemalige konservative spanische Aussenminister Marcelino Oreja und der 
deutsche Völkerrechtler Jochen Frowein sollen die Lage in Österreich und "die Entwicklung der politischen Natur 
der FPÖ" beurteilen.  

Allgemein wird zu dieser Zusammenstellung Zustimmung signalisiert, sogar die FPÖ und Haider sind einverstan-
den. 

12.Juli 2000: Das Ergebnis einer Meinungsumfrage zu den Entschädigungen für NS-Opfer: 67% stimmen zu, 
dass Arisierungsschäden abgegolten werden sollen, aber 62% meinen auch, dass "endlich Schluss" sein müßte, ei-
ne Mehrheit stimmt auch der Entschädigung für lebende Zwangsarbeiter zu (je nach Frage 59 bis 74%). 

12.-15.Juli 2000: In Gmunden findet das ÖTB-Landesturnfest statt. Die WELSER GEGEN FASCHISMUS und die 
Gmundner Plattform LEBENSLUST STATT RASSENREINHEIT verschicken eine Postwurfsendung an die Gmundner 
Haushalte (siehe Seite 18ff). 

Bemerkenswert das Verhalten der OÖNachrichten, die früher immer rabiate Parteigänger der treudeutschen Jahn-
Turner waren. In einem Bericht in der Wochenendbeilage präsentiert man zum Landesturnfest nur den Lebenslauf  
eines alten Turners ohne mit einer einzigen Silbe auch nur in die Nähe der politisch-ideologischen Hintergründe 
des Turnerbundes zu kommen. Die Presseaussendung der beiden antifaschistischen Organisationen wird kurz er-
wähnt, eine Gegenstellungnahme des ÖTB ebenso kurz. Leserbriefe, die dazu bestimmt in Massen bei den OÖN 
eingelangt sein werden, druckt man nicht ab. Man hat anscheinend dazugelernt, auch die Affäre Marschall 12 

                                                           
12 4.Februar 2000: Die OÖNachrichten kündigen den Redakteur Gerhard Marschall, der „angesichts der neuen politischen Si-
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könnte die Lernfähigkeit der erzkonservativen Eigentümer des Blattes etwas gehoben haben: Damals soll der Zei-
tung ja eine größere Anzahl jüngerer Bezieher verloren gegangen sein. 

13.Juli 2000: Ex-Aussenminister Mock bezeichnet in einem NEWS-Interview die Maßnahmen der EU-Vierzehn 
als "Schlag ins Gesicht des österreichischen Volkes". Hat das Volk in Österreich schon wieder ein Einheitsge-
sicht? Und wer schlägt ins Gesicht der Einheitsösterreicher? 

14.Juli 2000: Hans Rauscher bringt im STANDARD seine Variante der politischen Natur der FPÖ als zentrale Vor-
stellungen Haiders: „Systemumsturz in Richtung eines autoritären und plebiszitären Modells. Aggressiver Natio-
nalismus, enger nationaler Egoismus und Verwendung von Fremdenfeindlichkeit als politische Waffe. Überdurch-
schnittlich demagogischer Stil, der sich in aggressiver Sprache und Verunglimpfung des Gegners zeigt. Diffuses 
Verhältnis zum Nationalsozialismus. Feindschaft gegenüber dem europäischen Konsens, dass die EU immer mehr 
zusammenwachsen, sich um die Staaten Ost- und Südeuropas erweitern und in der es keine nationalistischen Son-
derwege mehr geben soll”.  

Eine Beschreibung, die belegbar ist. Was allerdings dabei auffällt: Der Charakter der EU erscheint dadurch undis-
kutierbar, es wird gleichsam postuliert, dass die EU eine neoliberale Einheit zu sein hat. Nicht, dass Haider in ir-
gendeiner Weise gegen den Neoliberalismus wäre, aber in den Auseinandersetzungen um Haider scheint in Öster-
reich jede gesellschaftspolitische Diskussion über die EU untergegangen zu sein.  

Das europäische Problem der nächsten Jahre wird nicht die FPÖ sein, sondern das Diktat des Neoliberalismus: Ein 
Diktat, das nicht wahrgenommen wird, denn einerseits werden bürgerliche Demokratie und Neoliberalismus 
gleichgesetzt, andererseits erscheint der Neoliberalismus als Sachzwang. Die stringente, einheitliche, alternativlo-
se Gestaltung der kapitalistischen Gesellschaft erscheint den Menschen unausweichlich. Im Feudalismus benötigte 
man zur ideologischen Herrschaftsbegründung noch die Herrscher "von Gottes Gnaden", die Herrscher von Gna-
den der Aktionäre haben sich bisher noch nicht mit der Hinterfragung ihrer Macht auseinanderzusetzen. 

15.Juli 2000: Wirtschaftsbündler Asamer (siehe 10.7.) tritt von seinen Funktionen zurück und aus dem VP-
Wirtschaftsbund aus. Im Laufe der Woche dürfte man ihm erklärt haben, dass es seit der Führer nicht mehr im 
Amt ist, so direkt nimmer der Brauch ist, den Juden eine auf den Deckel zu geben. Er hat auch eine überaus intel-
ligente Entschuldigung: Was er gesagt habe, sei eine Meinung aus den arabischen Ländern.  

Mitte Juli 2000: Die Regierung kürzt die Zuschüsse für den JEWISH WELCOME SERVICE für Besuche nach dem 
"Anschluss"  Vertriebener in Wien.  

17.Juli 2000: Auf heftige Kritik stößt ein Papier des Innenministeriums zur Verschärfung des Fremdenrechtes. 
Der Innenminister sagt, es handle sich um ein Diskussionspapier. 

17.Juli 2000: Ergebnis einer SPECTRA-Meinungsumfrage, die nicht auf Telefoninterviews beruht (siehe dazu 
12.6.). Demnach könnte die SPÖ 33% der Stimmen bekommen, die ÖVP 26%, die FPÖ 24%, die Grünen kämen 
auf 10%, das LiF auf 3%, alle anderen (wer?) auf 4% (mit Telefoninterviews wäre das Ergebnis: 31/28/26/11/2/2). 

An Mandaten täte dies schätzungsweise 65 für die SPÖ, 51 für die ÖVP, 47 die FPÖ und 20 für die Grünen erge-
ben. Haselnuss siegte also weiter über Regenbogen. 

17.Juli 2000: Die Salzburger SPÖ fordert den FP-Funktionär Naderer zum Rücktritt auf. Dieser war    von einem 
schwedischen Nazi-Blatt für seine Forderungen (siehe 27.6.) gelobt worden. 

17.Juli 2000: In einem FORMAT-Interview sagt Innenminister Strasser, er könne nicht endgültig beurteilen, ob die 
FPÖ rechtsextreme Ränder habe, man müßte sich manches näher anschauen. 

17.Juli 2000: Der amerikanische Biochemiker österreichischer Herkunft Erwin Chargaff in der SÜDDEUTSCHEN: 
„Der Dollfuss war so etwas Ähnliches wie jetzt dieser widerliche Schüssel. Sie sehen sogar ähnlich aus: böse 
Zwerge. Das einzig wirklich nazistische Volk sind komischer Weise nicht die Deutschen, sondern die Österreicher. 
Sie sind nur zu feig. Die Deutschen in ihrer Beschränktheit haben diese Sachen zum Teil noch geglaubt, sie waren 
das Volk von Blut und Boden. Die Österreicher machen ja nur so als ob, aber sie tun es. Wenn man mit den Leu-
ten redet, merkt man die Verbohrtheit, die Karl Kraus in den "Letzten Tagen" beschrieben hat.”  

Seine Meinung über Schüssel stimmt frappant mit der meiner Mutter überein, auch sie empfand den Bundeskanz-
ler Schüssel als Reinkarnation von Dollfuss. 

18.Juli 2000: Wegen "übler Nachrede" soll die SJ eine Strafe von 5.000 Schilling zahlen, man hatte geäussert, 
dass Haider die Nähe zum Nationalsozialismus dulde bzw. offen lasse. 

                                                                                                                                                                                        

tuation nicht tragbar” sei. Eine organisierte Hetzkampagne aus schwarzbraunen Leserkreisen hatte Stimmung gegen den für 
dieses Blatt aussergewöhnlich weltoffenen politischen Redakteur gemacht. Mit Antritt der neuen Regierung reagierten die erz-
konservative Eigentümerfamilie Cuturi und der ebenso konservative Chefredakteur Köppl wie schon im Falle Haderer solida-
risch mit den Gestrigen. Für oö. Zeitungsleser ist es ein echtes Problem: es gibt die oö. Ausgabe der KRONEN ZEITUNG, die VP-
Parteizeitung VOLKSBLATT und die ebenso schwarzen OÖN. Lokal und regional kann man sich politisch nur schwarz, schwär-
zer, am schwärzesten informieren.  
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Dabei duldet der Haider höchstens eine ordentliche Beschäftigungspolitik und eine anständige gesinnungstreue 
Gesinnung, aber keine Nähe zu NS-Traditionen! 

Die SJ beruft, zwei weitere solche Prozesse mit Haider als Kläger werden auf den Herbst vertagt.  

18.Juli 2000: Im Alter von 94 Jahren stirbt in Steyr Alois Zehetner. Mitglied der SAJ, der Sozialdemokratischen 
Partei, des Schutzbundes, Teilnehmer der Februarkämpfe 1934, Flucht in die Sowjetunion, Beitritt zur KPÖ, als 
Angehöriger der ROTEN ARMEE nahm er an den Kämpfen um die Befreiung Österreichs vom Nationalsozialismus 
teil – ein gänzlich atypischer österreichischer Lebenslauf. 

18.Juli 2000: Lautstark verkünden katholische Kirchenfunktionäre in Deutschland: Zwangsarbeiter hätten sie 
niemals nicht nirgends beschäftigt. Man ist wieder einmal ohne Schuld. Die evangelische Kirch hatte sich ohne 
Scheinheiligkeit aus eigenem bereit erklärt in den Entschädigungsfond für die Zwangsarbeiter einzuzahlen.  

19.Juli 2000: Eine ARD-Fernsehsendung belegt: Auch die katholische Kirche hat Zwangsarbeiter beschäftigt. 
Wahrscheinlich wurde sie von Hitler dazu gezwungen oder so. 

20.Juli 2000: Im Anschluss der Gedenkveranstaltung für die Opfer des 20.Juli 1944 findet in Berlin erstmals auch 
eine offizielle Gedenkveranstaltung zu Ehren der Wehrdienstverweigerer und Deserteure der Wehrmacht statt.  

21.Juli 2000: Skinheads prügeln in Wien den Präsidenten der "Humanitären Hilfe für Afrika", Anthony M. Ste-
venson und seinen dreijährigen Sohn krankenhausreif. Einer der mutmaßlichen Täter kann gefaßt werden. 

22.Juli 2000: Haider in Venedig, er will dort den Kärntner Kultursommer präsentieren. Aber auf eine von Jörg 
Haider präsentierte Kultur ist man nicht so scharf dort und so geht die Veranstaltung in stundenlangen Protesten 
unter. Haider faßt zusammen, er habe die letzten Kommunisten aus dem Winterschlag geweckt. 

Für Frankreich hat Haider auch eine Sondermeldung, er sagt, Frankreich habe Avancen, Europa dirigieren zu wol-
len, so habe auch der deutsche und der italienische Faschismus angefangen. Von Seiten der ÖVP wird diese Äus-
serung als „absolut unpassend” kritisiert. Auch die bisherigen italienischen Freunde Haiders sind jetzt etwas auf 
Distanz bedacht, was das einfache Kärntner Parteimitglied zur Bekräftigung der Forderung nach einer Großregion 
Friaul, Veneto und Kärnten veranlaßt. 

24.Juli 2000: FORMAT faßt die Wahlmeinungsumfragen zusammen, im Durchschnitt der verschiedenen Befra-
gungen käme demnach zur Zeit die SP auf 32%, die FP auf 23%, die VP auf 31% und die Grüne Partei auf 11%. 
Das wären zirka an Mandaten: 61 SP, 43 FP, 59 VP und 20 Grüne (1999: 65/52/52/14). Die Haselnuss verlöre 
zwar leicht, hätte aber immer noch eine ganz klare Mehrheit. 

24.Juli 2000: Das Verfahren gegen Ernest Windholz, dem Ehre-heißt-Treue-Sprecher der FPÖ, wird eingestellt. 

24.Juli 2000: Der Grazer Kirchengeschichtler Liebmann verkündet: Die katholische Kirche habe in Österreich 
keine Zwangsarbeiter beschäftigt. 

25.Juli 2000: Der mutmaßliche Behindertenmörder Gross klagt den ORF, weil dieser in einer Fernsehsendung die 
Unschuldsvermutung verletzt habe. Diese Klage könnte auch zum Bumerang werden: Wenn sich der ORF um ei-
nen entsprechenden Wahrheitsbeweis bemühte. 

27.Juli 2000: Vor zehn Jahren starb Bruno Kreisky. Er war ein Sozialdemokrat jüdischer Herkunft, der nach dem 
Krieg im Exil bleiben sollte (der damalige SP-Chef Schärf hatte sich ja besonders darum bemüht, die Emigranten 
von Österreich fernzuhalten, vermutlich wusste er um die Zweitklassigkeit seines Kreises, man fürchtete die Kon-
kurrenz). Anfangs der Fünfzigerjahre kam Kreisky doch zurück und wurde zum bedeutendsten österreichischen 
Politiker des 20. Jahrhunderts. Trotz der Fehler, die man ihm speziell auch im Zusammenhang mit der Vergan-
genheitsbewältigung vorhalten muss. 

27.Juli 2000: Mit Kosten von fast einer Million Schilling sollen die Fresken des Nazi-Malers Lobisser aus dem 
Kärntner Landtag abmontiert und vielleicht im Kärntner Landesmuseum ausgestellt werden. Die Tochter Lobis-
sers, Burgi Breitner, spricht von Schwachsinn, so viel Geld dafür auszugeben. Sie schlägt vor, das Geld für Kul-
tureinrichtungen zu verwenden und die Fresken zu übermalen. 
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27.Juli 2000: Die "Drei Weisen", Martti Ahtisaari (Finnland), Marcelino Oreja (Spanien) und Jochen Frowein 
(BRD) kommen nach Wien. Sie sollen sich ein Bild über die Lage in Österreich und "die Natur der FPÖ" machen. 

27.Juli 2000: NEWS berichtet über interessante juridische Zusammenhänge: In Medienverfahren klagt die FPÖ 
mittels der Kanzlei des Justizministers, ein wesentlicher Richter in Medienangelegenheiten, Ernest Maurer, wurde 
von der FPÖ ins ORF-Kuratorium entsandt. Österreichische Medienurteile werden daher zwangsläufig häufiger 
vor dem europäischen Gerichtshof landen. 

27.Juli 2000: Bombenattentat in Düsseldorf, neun Menschen werden zum Teil lebensgefährlich verletzt. Da sechs 
der Verletzten russische Juden sind, die von einem Sprachkurs kamen, wird vermutet, dass es sich um einen ras-
sistischen Anschlag handelt. 

27.Juli 2000: Eine Plakataktion kritisiert in Salzburg die Haltung zur NS-Kunst, Statuen des Nazisteinmetzes 
Thorak, Jahndenkmäler, über zwanzig nach Nazikünstlern benamste Straßen. Zur Errichtung eines Denkmales für 
die Naziopfer ist man seit zehn Jahren über Absichtserklärungen nicht hinausgekommen. 

30.Juli 2000: Der Besuch der "drei Weisen" ist schon wieder zu Ende, man hat mit verschiedenen Funktionsträ-
gern 13 gesprochen, nicht aber mit Haider. Man hält sich offenbar an dessen Status in der Partei: Jörg Haider ist ja 
nur noch ein "einfaches Parteimitglied". 

Gegen Ende Juli 2000: Bei einem Empfang in der irakischen Botschaft anläßlich des irakischen Nationalfeierta-
ges tritt ein Rudel FPÖ-Funktionäre auf. Voriges Jahr hatte Generalsekretär Westenthaler noch lautstarke Entrüs-
tung geäussert, weil sich ein hoher irakischer Funktionär in Wien medizinisch behandeln ließ, jetzt ist plötzlich 
Liebe & Grießschmarrn mit den Iraki. 

31.Juli 2000: Unterlagen beweisen: Auch die katholische Kirche in Österreich hat Zwangsarbeiter beschäftigt. 

1.August 2000: Die Zunahme rechtsextremistischer Ausschreitungen in Deutschland führt zur Forderung nach ei-
nem Verbot der NPD, wozu aber alsbald verschiedene Meinungen kundgetan werden. Der jetzige Vorsitzende der 
"Nationaldemokratischen Partei Deutschlands", Udo Voigt, hat die Schlagkraft (im Sinne des Wortes) seiner Par-
tei dadurch erhöht, dass er den Zugang zur rechten Subkultur und auch zu rechten Intellektuellen offen hält.  
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August 2000: Die Diskussion in Deutschland über ein Verbot der NPD oder ähnlicher Organisationen bewegt 
sich zum Teil in ähnlichen Sphären wie seinerzeit in Österreich. Bevor damals in den Achtzigerjahren der Verfas-
sungsgerichtshof klarstellte, dass das österreichische NS-Verbotsgesetz unmittelbar anzuwendendes Verfassungs-
recht ist, überlegte man ja auch, ob es günstig, praktikabel und sinnvoll sei, nazistische Organisationen aufzulö-
sen. Als dann den im Staatsaparat durchaus zahlreich vorhandenen heimlichen Freunden der Neonazis nix anderes 

                                                           
13 Adamovich, Böhmdorfer, Ferrero-Waldner, Fischer, Gehrer, Gusenbauer, Helige, Klestil, Küberl, Küng, Leitl, Muzicant, 
Schakfeh, Scheibner, Schüssel, Strasser, Sturm, Van der Bellen, Verzetnitsch, Westenthaler und die drei Volksanwälte 
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übrig blieb als NDP und ANR für illegal befinden zu müssen, wurde damit dem Neonationalsozialismus der 
Schutz des Parteiengesetzes entzogen, die Möglichkeit sich bei Wahlen in Szene zu setzen entschwand und für die 
Funktionäre von Ersatzorganisationen wie die VAPO (Volkstreue ausserparlamentarische Opposition) gab es Auf-
enthalte im Café Gitter.  

Die Anwendung des NS-Verbotsgesetz hat sich durchaus bewährt, wenn in Österreich die Gewalttätigkeiten von 
Neonazis durchaus auch deswegen geringer sind als in anderen Ländern, weil sie vertuscht und/oder verharmlost 
werden. Mit dem Zwang, das Verbotsgesetz anwenden zu müssen, sind ja die klammheimlichen NS-Sym-
pathisanten nicht aus dem Staatsapparat verschwunden, sie agieren jetzt anders, man erinnere sich z.B. an den A-
sylantenmord 14 in Wels, der vorerst offiziell zum unpolitischen Zivildelikt umgelogen wurde. 

4.August 2000: Paul Spiegel, der Vorsitzende des Zentralrates der Juden in Deutschland, fordert ein Bündnis ge-
gen den Rechtsextremismus. 

4.August 2000: In Israel wird das Ergebnis der Forschungen von drei jüdischen und drei katholischen Zeitge-
schichtsforschern veröffentlicht: Danach war Papst Pius XII. ausreichend über den Massenmord an den Juden in-
formiert und hat trotzdem beharrlich dazu geschwiegen. 

5.August 2000: Für diesen Tag riefen diverse deutsche rechtsextreme Gruppierungen zu einer Soli-
daritätsdemonstration in Freilassing mit der österreichischen Regierung auf. Dann wird diese Demo kurzerhand 
verboten, nix ist es mit der Kameradschaft mit Schüssel und Haider! 500 Polizisten hindern trotzdem angereiste 
Fans der österreichischen Bundesregierung an der Entfaltung ihrer Sympathie. 

5.August 2000: VP-Klubobmann Khol nimmt in einem STANDARD-Beitrag Stellung zur geplanten Volksbefra-
gung. Der Tenor seiner Ausführung ist die Gleichsetzung der Schüssel-Regierung mit der Republik Österreich: 
„Kann man so mit einem Mitgliedsland umgehen?” - Alleine in dieser Geisteshaltung zeigt sich schon die man-
gelnde Tiefe demokratischen Denkens. Regierung ist gleich Land, das ist immer noch nicht weit weg von "der 
Staat bin ich". 

5.August 2000: In Israel sagt der bekannte Rabbiner Ovadia Joseph (Ideologe der Shass-Partei!) im Rundfunk, 
die Holocaustopfer seien umgebracht worden, weil sie die Reinkarnation von Sündern gewesen wären: Nach ei-
nem ausschweifenden und sündhaften Leben seien sie wiedergeboren worden, um zu sühnen. 
Adolf Hitler und seine Kumpane: Werkzeuge Jahves zur verdienten Züchtigung von Sündern? Das wird die alten 
und neuen Nazis freuen! Vielleicht sind auch die massakrierten Asylanten bloß reinkarnierte Bösewichte, die nur 
Sünden büßen. Unter den religiösen Wahrheitsverkündern gibt es anscheinend allerorts immer wieder bemer-
kenswerte Idioten. 
Ein Funktionär des Likud-Blockes klagt in der Folge den Rabbiner, weil dieser mit seiner Behauptung, die Holo-
caust-Opfer wären Sünder gewesen, die den Holocaust als göttliche Strafe erhalten hätten, die ermordeten Mit-
gliedern seiner Familie verunglimpft habe. 

6.August 2000: Ein Funktionär der "Slowakischen Nationalpartei" fordert nach dem Vorbild der Indianerreserva-
te in Amerika die Einrichtung von Reservaten für Romas. 

8.August 2000: In Berlin wird ein ehemaliges NPD-Mitglied wegen Vorbereitung eines Sprengstoffanschlages zu 
zwei Jahren Haft verurteilt. 

8.August 2000: Das oberste Gericht Chiles hebt die Immunität Pinochets auf. Der mutmaßliche Massenmörder 
könnte jetzt in seinem Heimatland vor Gericht landen, wenn er nicht wegen seines Alters und Gesundheitszustan-
des davor verschont wird. 
Gegen eine Anklage Pinochets ist die chilenische Handelskammer. Die Wirtschaft weiß eben wofür der Faschis-
mus gut ist! 

In UNO-Kreisen wird überlegt, ob nicht auch gegen den ehemaligen paraguayischen Diktator Alfredo Stroessner 
ein Verfahren eingeleitet werden könnte. 

10.August 2000: Simon Wiesenthal erhält die höchste USA-Auszeichnung, die PRESIDENTAL MEDAL OF FREE-
DOM. 

                                                           
14 17.Mai 1997: Bei einem Brandanschlag auf ein Ausländerwohnheim in Wels wird ein Mazedonier getötet. Ein bald festge-
nommener tatverdächtiger Skinhead wird vorsichtshalber als "unpolitischer" Zündler präsentiert.  

27.Februar 1998: In Wels wird ein 17jähriger Lehrling wegen nationalsozialistischer Wiederbetätigung zu einer Haftstrafe 
von sechs Jahren, davon vier Jahre bedingt, verurteilt. Er hatte im Mai 1997 ein Ausländerwohnheim in Brand gesetzt, wo-
durch ein Mazedonier ums Leben kam. Die Welser Polizei hatte damals alles daran gesetzt, vor der Öffentlichkeit den rechts-
extremistischen Hintergrund der Tat zu verheimlichen.  

Die Grünen stellen dazu jetzt eine Anfrage an den Innenminister. Zu hinterfragen wäre auch das Strafausmaß für den verurteil-
ten Skinhead. Wenn NS-Wiederbetätiger wie Küssel und Schimanek langjährige Haftstrafen für NS-Gesinnungstaten (NS-Ma-
terial verbreiten, NS-Organisationen bilden usw.) bekommen, dann sind wohl zwei Jahre unbedingt für Brandstiftung mit To-
desopfer absolut lächerlich. 
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12.August 2000: Die katholische Kirche in der BRD muss einbekennen: Sie hat während der NS-Zeit insbesonde-
re auf den landwirtschaftlichen Gütern flächendeckend Zwangsarbeiter eingesetzt. 

12./13.August 2000: Haider nimmt einen alten Feind ins Visier. Der EU-Osterweiterungsbeauftragte der Bun-
desregierung, Erhard Busek, wird zum Feind Nummer Eins. Nach Haider gibt es keinen Weg Tschechiens in die 
EU ohne Aufhebung der Benes-Dekrete (Vertreibung der Sudetendeutschen). Ein Widerspruch Buseks dagegen 
macht diesen nicht nur zur Zielscheibe Haiders (Busek wird dazu wegen seines Namens rassistisch-nationalistisch 
als Tschechen-Abkömmling eingeordnet), sondern auch der KRONEN ZEITUNG, die nun wochenlang täglich auf 
der Leserbriefseite wüste Hassorgien verbreitet. Schließlich war der damalige ÖVP-Obmann im Frühjahr 1995 
schon durch die inbrünstigen Feindschaft Dichands in dieser Position gescheitert, ein politisches Comeback Bu-
seks, in welcher Form auch immer, lässt das Blatt, das Österreichs Meinungsmache dominiert, nicht zu. 

Anmerkung zu den Benes-Dekreten 2000: Das Dekret Nummer 12 hatte die Einziehung des Besitzes von "Verrä-
tern und Feinden des tschechoslowakischen Volkes" verfügt, Dekret Nummer 33 hatte verfügt, Deutsche und Un-
garn gingen der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft verlustig, wenn sie nicht nachweislich antifaschistisch 
eingestellt gewesen wären. Da über 90% der Sudetendeutschen Anhänger des NSDAP-Ablegers "Sudetendeutsche 
Partei" von Konrad Henlein  waren, gelang diese Entschuldung relativ selten. In Jugoslawien wurden 1945 ähnli-
che Bestimmungen erlassen. Zu Konrad Henlein (1898 - 1945): gründete 1933 die Sudetendeutsche Heimatfront 
(ab 1935: Sudetendeutsche Partei) als Ersatzorganisation für die in der Tschechoslowakei verbotene NSDAP. Der 
Deutschnationalismus war in den Sudetengebieten immer besonders extremistisch, H.'s Partei erreichte bei den 
letzten freien Wahlen in der CSR über 90% der deutschen Stimmen und trug wesentlich zur Zerschlagung des 
Staates bei. 1938 Gauleiter und Reichsstatthalter im Sudetenland, von den Amerikanern festgenommen verübte H. 
am 10.5.1945 Selbstmord. 

14.August 2000: Ergebnis einer Meinungsumfrage: Welche Partei vertritt am deutlichsten wessen Interessen. Die 
SPÖ siegt bei den einfachen Arbeitern und Pensionisten (je 54%), den Arbeitslosen (44%), den Beamten (44%), 
den Angestellten (42%), den Kinder und Jugendlichen (31%), die ÖVP ist anerkannter Vertreter der Kirche 
(63%), der Bauern (56%), der Kapitalanleger (52%), der Unternehmer (52%), des Großkapitals (45%), der Freibe-
rufler (39%), die FPÖ ist nur mittels des versprochenen Kinderschecks Erster bei den jungen Müttern (29%), die 
Grünen haben auch nur einen ersten Platz (bei den Ausländern, 36%), das LiF gilt als Vertreter von sexuellen 
Minderheiten (43%).  

In den allgemeinen politischen Fragen liegt das Schwergewicht der SPÖ bei der Schaffung und Erhaltung von Ar-
beitsplätzen, Verbesserung und Sicherung der Bildung und der Pensionen, für mehr Demokratie und Kultur, Er-
haltung der Neutralität. Die ÖVP steht für Unternehmerfreiheit, Steuererhöhung, starken Schilling, NATO-
Beitritt, Stärkung der Familien. FPÖ: Entpolitisierung, Senkung der Kriminalität, Recht und Ordnung, Chancen-
gleichheit (!) und Sparsamkeit, die Grünen vertreten Lebensqualität, Umwelt- und Naturschutz (nona), das LiF 
steht für Fraueninteressen. 

16.August 2000: Die deutsche Bundesregierung stellt 75 Millionen DM zur Aufklärung über und Prävention vor 
den Rechtsextremismus zur Verfügung. 

16./17. August 2000: In der BRD veranstalten neonazistische Gruppen nachts eine Serie von Gedenkveranstaltun-
gen anlässlich des dreizehnten Todestages von Vizehitler Rudolf Heß.  

19.August 2000: Die Zwangsarbeiterentschädigung in Deutschland spießt sich immer noch. Insgesamt 220.000 
Betriebe wurden von der Stiftungsinitiative der deutschen Wirtschaft wegen Beitragsleistungen angeschrieben, 
3.676 haben bisher ihre Bereitschaft erklärt65, rund 1,8 Milliarden DM fehlen noch. 

19.August 2000: Eine interessante These zum Umgang mit Nazi-Gruppen bringt der Sozialpädagoge Albert 
Kaufmann im STANDARD zu Papier. Er berichtet, die sozialpädagogische Behandlung von nazistischen Gewalttä-
tern habe sich bisher als sinnlos erwiesen: „Mit solchen Leuten zu diskutieren hat überhaupt keinen Sinn, weil ihre 
psychopathologische Situation (..) eine Reflexion gar nicht zulässt. (..) Der Neonazi versteht nur konkrete Hand-
lungen, man muss ihm durch kontinuierliche Repression klar machen, welche Grenzen er nicht überschreiten darf. 
(..) Im Sinne der Grundsätze der Verhaltenstherapie muss der neonazistische Schläger unmittelbar nach seiner 
Verfehlung, gleichsam in einem Dressurakt abgerichtet werden.” 

Wahrscheinlich hat der Mann recht: Entnazifizierung als Konditionierung im Sinne Pawlows: Wer schlägt, der 
wird geschlagen. 

20.August 2000: Bundeskanzler Schröder tritt in einem Zeitungsinterview für ein Verbot der NPD ein, Bundestag 
und Bundesrat sollten einen gemeinsamen Verbotsantrag an den Verfassungsgerichtshof stellen. 

21.August 2000: Vizekanzlerin Riess-Passer will in der Regierungskoalition eine Ablöse des EU-Osterweite-
rungsbeauftragten Erhard Busek diskutieren. Klubobmann Westenthaler sagt, Busek habe ausser Diffamierung 
und Beschimpfung der FPÖ herzlich wenig geleistet. 

22.August 2000: Haider sagt, man werde alles tun um einen EU-Beitritt Tschechiens und Sloweniens zu verhin-
dern, wenn in diesen Ländern die Beschlüsse über die Enteignung und Vertreibung der Volksdeutschen nach 1945 
nicht aufgehoben werden. 
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22.August 2000: Die TAZ veröffentlicht unter dem Motto "Gesicht zeigen" Fotos von 22 deutschen Rechtsextre-
misten und Neonazis. 

23.August 2000: In der Schweiz gibt die Staatsanwaltschaft die Aushebung eines Waffenlagers in Bern bekannt. 
Rechtsextremisten hatten neben Schusswaffen auch zwanzig selbst gebaute Bomben gelagert. 

24.August 2000: Meinungsumfrage zur Aufarbeitung der Vergangenheit. Für den berüchtigten "Schlussstrich", 
den erfahrungsgemäß die treuen Freunde des Dritten Reiches besonders vehement fordern, sind 57% der Bevölke-
rung, 39% sind für eine Aufarbeitung. Bei den Schülern sind die Zahlen umgekehrt: 37% sind für den "Schluss-
strich", 45% fürs Aufarbeiten. Nach Parteipräferenzen: Für die Aufarbeitung sind 70% der Grünen, 37% der SPÖ-
Anhänger, 29% bei der ÖVP und nur 14% bei den FPÖ-Nahen.  

Der Führer könnte noch heute stolz auf seine Ostmärker sein. 

24.August 2000: Laut NPD gibt es auch einen Mitgliederandrang aus Österreich. Der deutsche Obernazi Voigt 
überlegt eine Zulassung seiner Partei in Österreich. Da wird er ein ziemliches Pech haben, das NS-Verbotsgesetz 
in Österreich macht's unmöglich: Artikel I Verbot der NSDAP  - § 1 Die NSDAP, ihre Wehrverbände (SS, SA, 
NSKK, NSFK), ihre Gliederungen und angeschlossenen Verbände sowie alle nationalsozialistischen Organisatio-
nen und Einrichtungen überhaupt sind aufgelöst; ihre Neubildung ist verboten. Ihr Vermögen ist der Republik ver-
fallen. (...) § 3 Es ist jedermann untersagt, sich, sei es auch ausserhalb dieser Organisationen, für die NSDAP oder 
ihre Ziele irgendwie zu betätigen... 

24.August 2000: Wer soll der nächste Bundeskanzler sein: 27% Schüssel, 15% van der Bellen, 8% Gusenbauer, 
6% Riess-Passer, 47% keiner von diesen. 

29.August 2000: Die "Drei Weisen" empfangen in Heidelberg Vertreter österreichischer NGOs und Vizekanzle-
rin Riess-Passer, die hinterher mit gewohnter schnippischer Präpotenz verkündet, sie könne sich einen negativen 
Bericht über die FPÖ nicht vorstellen. 

29.August 2000: Die Busek-Hetze der FP-Granden war vorerst vergeblich. Sogar Schüssel überreißt, dass ein 
Nachgeben der ÖVP eine politische Bankrotterklärung wäre, er stellt deshalb klar: Busek bleibt Regierungsbeauf-
tragter in Angelegenheiten der EU-Osterweiterung. Die FPÖ reagiert darauf mit der Feststellung, ihr Beauftragter 
sei Busek nicht. 

29.August 2000: Mehrere Tausend Zwangsarbeiter haben während der NS-Zeit in Deutschland für Einrichtungen 
der katholischen Kirche arbeiten müssen, die deutsche Bischofskonferenz beschließt eine Entschädigung von zehn 
Millionen DM. Allerdings wird die Einzahlung in den Stiftungsfonds verweigert, fünf Millionen sollen über die 
Caritas verteilt werden, fünf Millionen sollen zwecks "Versöhnungsarbeit" in kirchliche Organisationen wie PAX 
CHRISTI fließen. Ein Sprecher des Stiftungsfonds spricht von einer kleinherzigen und unangemessenen Lösung, 
der Beauftragte der Bundesregierung für die Entschädigungsverhandlungen, Otto Lambsdorf, bedauert die Vor-
gangsweise und nennt sie schwer verständlich. 

29.August 2000: Der Berichtsentwurf der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) ge-
langt an die Öffentlichkeit. Darin wird die „Sorge über den Gebrauch rassistischer Propaganda in der Politik” 
Österreichs geäussert. Der Kommission zufolge ist Gebrauch rassistischer und fremdenfeindlicher Äusserungen 
weit verbreitet, die FPÖ bediene sich erfolgreich solcher Propaganda. Dieser Einfluss der extremen Rechten habe 
sich auch auf die anderen Parteien ausgewirkt, die aus Angst vor dem Verlust von Wählerstimmen dazu tendier-
ten, sich von der Idee einer Gesellschaft zu entfernen, die auf Gerechtigkeit und Solidarität basiert. Konkret wird 
die Polizei wegen diskriminierenden Vorgehens gehen Afrikaner kritisiert. 

30.August 2000: Auch in Norwegen ist der Rechtspopulismus auf dem Vormarsch. Die dortige, "Fortschrittspar-
tei" benamste Haider-Variante mit rund 25% zu erwartende Wähler sogar an der Spitze aller Parteien. 

30.August 2000: In einer gemeinsamen Pressekonferenz von SP-Justizsprecher Jarolim und Bundesgeschäftsfüh-
rerin Kuntzl wird der "Kurs der Einschüchterung" kritisiert. Die Medienurteile des FPÖ-nahen Richters Maurer, 
der Justizminister Böhmdorfer, dessen Kanzlei weiter unter seinem Namen läuft, die Klagsflut der FPÖ gegen alle 
Kritiker werden angeführt. Österreichische Medienurteile entsprächen nicht dem Standard des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte. 

30.August 2000: Urteile in Halle: nach dem rassistischen Mord vom Juni an einem 39jährigen Mosambiker wer-
den die drei Angeklagten zu hohen Strafen verurteilt. Ein 24jähriger erhält lebenslänglich, zwei mitangeklagte 
16jährige erhalten je neun Jahre.  

31.August 2000: Haider stellt klar, ein wie einfaches FPÖ-Mitglied er ist: Erstens ist er selber der beste EU-
Osterweiterungsexperte und zweitens wird es in diese Richtung keinen Schritt der Regierung ohne seine Zustim-
mung geben, schließlich sei er ja immer noch Mitglied des Koalitionsausschusses. 

Ende August 2000: Der amerikanische Präsidentschaftswahlkampf bringt eine ungute Note ins Spiel, die Kandi-
daten versuchen sich gegenseitig als eifrige religiöse Eiferer zu präsentieren. Besonders Lieberman, der jüdisch-
orthodoxe Kandidat der Demokraten für den Vizepräsidenten gebärdet sich als Wanderprediger: Nach seiner An-
sicht seien alle Amerikaner "Kinder Gottes" - das bringt ihm Kritik der Antidefamation League ein: „Religion 
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wird im politischen Wahlkampf in einem Maß verwendet, dass es beinahe heißt: wähle mich, denn ich glaube an 
Gott, aber dieses Land ist auch auf der Basis der Religionsfreiheit begründet”. 

Ende August 2000: Ganz neue Erkenntnis von Frau Aussenminister Ferrero-Waldner: „Hitler-Deutschland hat 
Österreich militärisch überfallen und okkupiert, jede andere Darstellung ist falsch”.  

Und wie sich die Zeitgeschichte erinnern kann, haben 1938 beim Einzug von Wehrmacht und Hitler Millionen 
Österreicher "Pieke go home" gerufen und am Wiener Heldenplatz hunderttausende antifaschistische Österreicher 
den Führer ausgepfiffen als er den Eintritt seiner Heimat ins großdeutsche Reich bekanntgab, mit vorgehaltener 
Schusswaffe wurden obendrein hunderttausende brave Österreicher zum Eintritt in die zutiefst verabscheute 
NSDAP gezwungen. 

Aber mit der Zeitgeschichte hat die Aussenministerin überhaupt ziemliche Probleme, sie meinte ja auch, die FPÖ 
sitze seit 1945 im Parlament. 15 

1.September 2000: Der ehemalige Sicherheitsgeneraldirektor Michael Sika veröffentlicht seine "Memoiren". Zer-
schmettert wird dabei der Weltfeind der Sikarischen, die Linkslinkslinkslinken, die Ursache alles Übels sind. Z.B. 
der seinerzeitige Innenminister Einem, der partout der Meinung war, die Bombenanschläge kämen aus der rechts-
extremen Szene. Sika und die vorabddruckende KRONEN ZEITUNG sind immer noch davon überzeugt, dass Brief-
bomber Fuchs kein Rechter war. Wahrscheinlich hätte der Rassist und Fremdenhasser Franz Fuchs jeder Brief-
bombe ein Hakenkreuz beilegen müssen... 

1.September 2000: Laut Informationen des deutschen Verfassungsschutzes bestehen unterschiedliche Kontakte 
zwischen deutschen und österreichischen Rechtsextremisten. Gelegentlich treten Österreicher als Redner bei 
NPD-Kundgebungen auf, vergeblich hätten sich Republikaner um Haider bemüht, die Deutsche Volksunion (Par-
tei um die berüchtigte "Nationalzeitung") hätte wenig Kontakte nach Österreich. Engere Beziehungen bestünden 
in der Skinheads-Szene, speziell zu Konzerten deutscher Nazi-Bands würden Österreicher regelmäßig anreisen. 
Eine neue Art von Attacken gegen Ausländer verbreitet sich in der BRD: Nazis verschicken rassistische SMS-
Mitteilungen an Handys von Personen mit "undeutschen" Namen. 

In Oberösterreich beobachtet die Staatspolizei die Skinheads-Szene, trotz der Zerschlagung von neonazistischen 
Gruppen sei die Problematik nicht verschwunden. Nach dem Verbot des "Dichtersteins Offenhausen" erfordere 
jetzt ein "Förderkreis junger Familien" entsprechende Aufmerksamkeit, NPD-Mitglieder gebe es nach dem Wis-
sen der Stapo in OÖ. nur wenige, ein NPD-Konto bei einem Geldinstitut in Braunau sei vom Institut aufgelassen 
worden. 

1.September 2000: 1999 sind Straftaten nach dem Verhetzungsparagraphen und dem Verbotsgesetz in Österreich 
auf 717 angestiegen, das ist ein Zuwachs um 83%, Gewalthandlungen stiegen um knapp 34% auf 378. Gewaltbe-
reite Gruppen existieren im Burgenland, der Steiermark, Oberösterreich und Kärnten. 

Anfang September 2000: Das Sparprogramm der FPÖ-ÖVP-Regierung kommt zum Abschluss, das Nulldefizit 
soll bis 2002 erreicht werden, dazu sind neben einem massiven Beamtenabbau auch Steuererhöhungen und Strei-
chungen von Absetzbeträgen geplant. Zwar ist nicht nachvollziehbar, warum es bis 2002 ein Nulldefizit geben 
muss. Bisher zahlten "wir alle" für das Defizit, nun zahlen "wir alle" für die Sanierung - ob uns diese Sanierung 
nicht größere Probleme liefern wird als ein Budgetdefizit, liegt nicht von vornhinein auf der Hand! Aber für die 
Koalition scheint das Spar- und Belastungspaket auch ein politischer Erfolg zu werden. Wir sollten daher viel-
leicht vorsichtshalber nicht damit rechnen, dass es 2003 einen Regierungswechsel geben wird.  

3.September 2000: Der Papst spricht zwei seiner Vorgänger selig, Johannes XXIII. und Pius IX. Der letztere am-
tierte im 19. Jahrhundert und ist noch heute für seine militant-klerikale Gesinnung berüchtigt. Man kann in ihm 
problemlos den geistigen Stammvater des Klerikalfaschismus sehen. Die Salazars, Francos, Dollfüße und Pavelice 
sind auf demselben geistigen Mist gewachsen. 

Das berüchtigtste Dokument dieses Papstes war der SYLLABUS  von 1864, in welchem er alle Wissenschaft und 
Philosophie verdammt, die sich nicht der kirchlichen Autorität unterwirft, verzeichnet werden alle "Irrtümer", das 
heißt alles, was irgendwo und irgendwann gegen die Interessen der Kirche verstoßen hat. 

Auch die neue österreichische Verfassung von 1867 (Staatsgrundgesetz) bezeichnete dieser Papst als "abscheuli-
ches Gesetz". Der Artikel 14 war die Ursache dafür: Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist jedermann ge-
währleistet. Der Genuss der bürgerlichen und politischen Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse unabhängig; 
doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten durch das Religionsbekenntnis kein Abbruch geschehen. Niemand 
kann zu einer kirchlichen Handlung oder zur Teilnahme an einer kirchlichen Feierlichkeit gezwungen werden, in 
sofern er nicht der nach dem Gesetze hiezu berechtigten Gewalt eines anderen untersteht. 

Pius Nummer 9: Statt dass sich die katholische Kirche für ihn schämt und für sein Wirken um Entschuldigung bit-
tet, wurde er zum Vorbild ernannt! 

                                                           
15 23.März 2000: Die Frau Aussenminister äussert sich zur FPÖ: „Die FPÖ ist eine auf der Verfassung beruhende, im Parla-
ment seit Ende des Krieges vorhandene Partei”. 
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4./5.September 2000: In Konstanz am Bodensee beraten die Innenminister von Deutschland, Österreich, der 
Schweiz, Liechtenstein, Italien und Frankreich die grenzüberschreitende Bekämpfung des Rechtsextremismus und 
der Schlepperkriminalität. 

5.September 2000: In Ostdeutschland beschlagnahmt die Polizei in einschlägigen "Fachgeschäften" rechtsextre-
mistische CDs, Videos und Plakate, ein Verlagsinhaber wird wegen Verhetzung angezeigt. 

5.September 2000: Der Vorsitzende der italienischen Volkspartei, Castagnetti, warnt Europa vor einer neuen 
Rechten nach dem Modell der Haider-FP. 

6.September 2000: Der mutmaßliche Schänder16 des Eisenstädter Judenfriedhofes, Christian Anderle, soll sich in 
Südafrika aufhalten. 

6.September 2000: Haider will den 10.Oktober, den Tag der Volksabstimmung von 1920 über Unterkärnten, zum 
Landesfeiertag machen. Die Wirtschaft ist dagegen, darum soll nun jeder Teilnehmer an den Feierlichkeiten, der 
einen Urlaubstag investiert, ein Taggeld dafür bekommen. 

Erinnert irgendwie an die Geschichte von der Abgabe von Würstl und Bier an die Teilnehmer des Aufmarsches 
der Kommunisten am 1.Mai. Mit dem Unterschied, dass die Kommunisten diese Gabe immer vehement demen-
tierten und als sozialdemokratische Verleumdung bezeichneten. 

6.September 2000: Die Polizei rechnet mit einer neuen rechtsextremen Welle, allerdings fehle der österreichi-
schen Szene eine Leitfigur.  

8.September 2000: Eine neue Expertise im Fall Omofuma belastet die Polizeibeamten schwer. Auch das zweite 
bulgarische gerichtsmedizinische Gutachten belegt: Keine Herzkrankheit, sondern Erstickungstod. Den Prozess 
wegen "Quälen eines Gefangenen mit Todesfolge" können die Mundverkleber für Anfang 2001 erwarten. 

 8.September 2000: Der Bericht der DREI WEISEN empfiehlt den EU-Staaten die Aufhebung der Sanktionen ge-
gen die österreichische Bundesregierung. Begründet wird der Vorschlag damit, dass eine Aufrechterhaltung kont-
raproduktiv wäre, weil dadurch die nationalistischen Tendenzen, gegen die sich die Sanktionen ursächlich richte-
ten, weiter anstiegen. 

Der Regierung und den einzelnen Ministern wird (mit Ausnahme von Justizminister Böhmdorfer) korrektes Ver-
halten bestätigt, das Urteil über die "Natur der FPÖ" fällt klar negativ aus (rechtspopulistische Partei mit radikalen 
Elementen).  

Die Reaktionen zum Bericht sind in Österreich durchwegs zustimmend, die Regierungsparteien wollen den Be-
richt (selektive wahrnehmend) als Bestätigung ihrer Unschuld und als Kritik an den Sanktionen sehen, die 
Oppositionsparteien hoffen auf ein Ende des Waldheim-Effektes der Solidarisierung breiter Kreise mit der 
rechtslastigen Regierung. 

Die FPÖ nimmt die Kritik an ihrer Politik kaltschnäuzig auf, man erklärt, dass man sich nicht geändert habe und 
auch nicht ändern werde.  

Ein Ausspruch von Riess-Passer: „Es gibt keine radikalen Elemente in der FPÖ, die Wähler haben das beurteilt, 
das ist für uns die einzige Instanz”. Interessant: die Wähler haben die FPÖ gewählt, weil sie keine radikalen Ele-
mente aufweist?  

9.September 2000: Die SPÖ bezeichnet Böhmdorfer als untragbar und fordert seinen Rücktritt, ein Mißtrauen-
santrag wird angekündigt. Der Justizminister hatte bekanntlich die Forderung Haiders nach Strafverfolgung 17 von 
Oppositionspolitikern für überlegenswert gehalten.  

9.September 2000: Die NEW YORK TIMES übt heftige Kritik an Edward Fagan, dieser habe die Interessen seiner 
Klienten vernachlässigt und sich mehr um seine Anwaltshonorare gekümmert, für die große Anzahl an Klienten 

                                                           
16 31.Oktober 1992: Zwei oder drei Täter schänden den jüdischen Friedhof in Eisenstadt. Mit Hakenkreuzen, SS-Runen und 
Aufschriften wie "Sieg-Heil" und "Sieg-Haider" werden Grabsteine beschmiert, in einem Bekennerschreiben einer "Rassisch-
sozialistischen Arischen Widerstandsbewegung" heißt es u.a. "dass Primitive, Äfflinge und deren Kadaverstätten im Arischen 
Lebensraum nicht länger duldbar sind (...) auf diese Weise wollen wir unserem Vorbild Jörg Haider einen Arischen Gruss zu-
kommen lassen (...) Heil Haider!" 16.August 1996: Die Rücktrittsaufforderungen der anderen Parteien an den FP-
Bundesgeschäftsführer Karl Schweitzer wegen dessen Kontakte zu den mutmaßlichen Eisenstädter Friedhofschändern werden 
von der FPÖ zurückgewiesen. Man könne schließlich den Leuten nicht in die Köpfe schauen. Bekannt wird inzwischen auch, 
dass der flüchtige Tatverdächtige Christian Anderle 1992 Listenzweiter auf der GRW-Liste der FPÖ von Stadtschlaining war 
und ein Mandat knapp verpaßte. 
17 15.Mai 2000: Haider hat wieder einmal eine glänzende Idee. Politiker, die nicht so wollen wie er und sein Schüssel, sollen 
sich wegen "Verletzung des Treuegelöbnisses" verantworten müssen. Jeder Volksvertreter sei kraft seines Gelöbnisses ver-
pflichtet, die Interessen der Republik zu wahren. Die Interessen von Haider & Schüssel sind nach freiheitlicher Naturgemäßig-
keit die Interessen der Republik. Justizminister Böhmdorfer hält dies vorerst für diskussionswert, auch die Vizekanzlerin Riess-
Passer ist derselben Meinung, die Politiker seien verpflichtet, für das eigene Land einzutreten. Ungeklärt erscheint dem Chro-
nisten zu dieser Frage bloß noch, ob sich das "eigene Land" jetzt unter ein Volk, ein Reich, ein Schüssel oder ein Volk, ein 
Reich, ein Haider definiere.  
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habe er auch viel zuwenig Mitarbeiter, er hätte sich zudem hauptsächlich um die Popularisierung seines Namens 
bemüht. 

11.September 2000: Der Liebling der KRONEN ZEITUNG macht wieder von sich reden, Ex-Innenminister Schlögl 
plädiert für eine Annäherung der SPÖ an die FPÖ und erntet damit überwiegend Kritik, der steirische SP-Chef 
Schachner-Blazizek  ist allerdings angesichts der bevorstehenden Wahlen sehr opportunistisch: die steirische SP 
habe die FP nie ausgegrenzt. Dazu passend, dass die steirische SPÖ in einer Inseratenkampagne die ÖVP beschul-
digt, billige ausländische Arbeitskräfte ins Land zu holen.  

Im STANDARD nennt der Ex-AZ-Journalist Günter Traxler Schlögl "Sprechpuppe der Kronen Zeitung" und für 
seine Aussage, er wolle das Gemeinsame über das Trennende stellen "Kaiser Wilhelm aus Purkersdorf", aber 
mehr als Vizekanzler unter einem Kanzler Haider könne Schlögl nicht werden. 

12.September 2000: EU-Entscheidung, die Sanktionen gegen die österreichische Rechtsrechtsregierung werden 
aufgehoben, allerdings „bleiben ernsthafte Gründe, die FPÖ mit ganz besonderer Aufmerksamkeit zu beobach-
ten”. Der deutsche Aussenminister Fischer betont, es dürfe zu keiner Selbstverständlichkeit in einem vereinten 
Europa werden, dass eine Partei wie die FPÖ, die Fremdenfeindlichkeit zum Programm erhoben habe, in der 
Regierung sei.  Die USA bleiben zur österreichischen Regierung weiter auf Distanz, Israel wird seinen Botschafter 
auch künftig nicht nach Wien entsenden. Es ist auch kaum damit zurechnen, dass Frankreich oder Deutschland 
demnächst der Schüssel-Partie um den Hals fallen werden. Die wahren Freunde der Regierung werden sich nach 
wie vor aus rechten und ganz rechten Kreisen rekrutieren. Das Triumphgehabe des Herrn Schüssel ist daher unan-
gebracht. 

Die Meinungsumfrager vertreten die Auffassung, die ÖVP werde vom Sanktionenende profitieren, möglicherwei-
se auch die FPÖ, für die SPÖ erwartet man Nachteile. 

12.September 2000: In der Stadt Auschwitz wird eine Synagoge eröffnet, seit der NS-Zeit hatte keine mehr be-
standen. 

13.September 2000: Haider nennt die Durchführung einer Volksabstimmung über die EU-Osterweiterung eine 
gute Idee. Wobei man ihm sachlich nicht unbedingt widersprechen muss, wenn eine Erweiterung tatsächlich von 
einer Mehrheit der Bürger abgelehnt würde, brächte die Durchführung echte Probleme, da das Demokratie-Argu-
ment nicht entkräftet werden kann. Diese Frage eignete sich aber vortrefflich als Konfliktstoff in der Koalition: In 
der Vorbereitung einer Volksbefragung wäre die eine Partei dafür und die andere dagegen, möglicherweise entwi-
ckelten sich auch in der FPÖ zwei unterschiedliche Linien. 

13.September 2000: Groteske in Kärnten, ein Landtagswahlrechtsentwurf der FPÖ (!!) sieht die Senkung der 
10%-Sperrklausel auf 5% und ein Volksgruppenmandat für die slowenische Minderheit vor. Die SPÖ hatte sol-
ches in ihrer opportunistischen Anpassung an rechtsrechte Stimmungen immer abgelehnt. 

13.September 2000: Verdientes Lob auf der Kronenzeitungsleserbriefseite: „Der erste Blick in die tägliche Kro-
ne - Wolf Martin. Immer mit dem Nagel auf den Kopf. Ausgezeichnet und danke schön, Konrad Windisch” - abge-
sehen, dass man ansonsten den Nagel auf den Kopf trifft: Konrad Windisch ist als "Schriftleiter" der KOMMENTA-
RE ZUM ZEITGESCHEHEN ein hochgradiger Ganzrechter (sieben Eintragungen im Rechtsextremismushandbuch). 

15.September 2000: In Deutschland werden zwei nazistische Organisationen, "Blood and Honor" und "White 
Youth" verboten. Beide gelten als gewaltbereite Vorfeldorganisationen der NPD. 

15.September 2000: Westenthaler verspricht für den Wahlkampf in der Steiermark den FP-Schwerpunkt "Aus-
länder", man werde "keinen Millimeter" von der erfolgreichen bisherigen Linie abweichen. 

17.September 2000: Immer gut informiert durch die KRONEN ZEITUNG: In einem Leserbrief wird der frühere 
französische Präsident Francois Mitterrand zu einem Minister (!!!) in der Nazi-Kollaborationsregierung Petains 
ernannt, der "mittels eleganter Linksflanke" zum Präsidenten aufgestiegen sei. Vielleicht liest man dort dem-
nächst, Gerhard Schröder wäre Gauleiter gewesen und hätte auch "mittels eleganter Linksflanke" Karriere ge-
macht??  

17.September 2000: Auf einer Wallfahrt nach Mariazell danken die ÖVP-Regierungsmitglieder dafür, dass der 
Himmelvater die Prüfung der EU vorübergehen hat lassen.  

18.September. Laut Riess-Passer ist eine Rückkehr Haiders als FPÖ-Obmann ist nicht ausgeschlossen. 

18.September 2000: Aufklärung über die Rolle der Opposition bei der Verhängung der Sanktionen gegen die 
rechtsrechte österreichische Regierung verlangen Khol und Westenthaler. Auf die Vernaderer! Mit Geschrei! 

September 2000: In den USA fällt bekanntlich der Rechtsextremismus unter die Meinungsfreiheit, auch die 
NSDAP ist dort eine legale Partei. Seit einiger Zeit versuchen nun Bürgerrechtsgruppen sich gegen den Rechtsex-
tremismus mit Schadenersatzklagen durchzusetzen. Jüngstes Urteil in Idaho: Die berüchtigten ARYAN NATIONS 
müssen wegen einer Schießerei 6,3 Millionen US-$ Schadenersatz zahlen. 

Mitte September 2000: Seit eineinhalb Jahren ist Haider schon LH von Kärnten und trotzdem müssen die hei-
mattreuen Kärntner immer noch fürchten von den maßlos fordernden Kärntner Slowenen an die Wand gedrückt zu 
werden. Jedenfalls verlangt der berühmte KÄRNTNER HEIMATDIENST in seinem neuen Mitteilungsblatt: „Halt! 
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Stoppt das slowenische Forderungskarussell!” - Die slowenische Minderheit hätte die EU-Sanktionen gegen die 
österreichische Regierung dafür ausgenutzt, „nach oben unbegrenzte Forderungen” zu stellen, die „aus Südkärn-
ten ein "Slowenisch-Kärnten" machen würden”.  

Aber jetzt sind diese Sanktionen ja aufgehoben, jetzt dürfen die anständigen Kärntner hoffen, dass der tüchtige 
Landeshauptmann wieder eine ordentliche Minderheitenpolitik macht. Weil sonst kommt es noch so weit, dass 
sich der Heimatdienst mit Wehmut an die SPÖ-Landeshauptleute erinnert, denen die strammdeutschkärntner Be-
dürfnisse Herzensanliegen waren. 

18.September 2000: Westenthaler kündigt an, nun werde man mit der SPÖ und ihrer Rolle bei den EU-
Sanktionen abrechnen, die SPÖ sei „in einen Konflikt mit Österreich gegangen” und dürfe sich der Diskussion 
nicht entziehen. Wie schon gehabt: Österreich, das ist die Bundesregierung, die Bundesregierung, das ist Öster-
reich.  

18.September 2000: Der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, Reinhard Höppner (SPD), nennt die FPÖ „noch 
gefährlicher als die DVU”. Die rechtsextreme DEUTSCHE VOLKSUNION hatte 1998 bei den dortigen Landtagswah-
len rund 13% der Stimmen erreicht.  

18.September 2000: Ein Meinungsumfrageergebnis in FORMAT: Demnach sind 40% der Österreicher gegen und 
45% für die EU-Osterweiterung, 46% sind für eine Volksbefragung, 48% sind dagegen. Daher sollte man nicht 
prinzipiell gegen eine Abstimmung über die Osterweiterung sein. Sonst hätte die FPÖ bis Sanktnimmerlein die 
Möglichkeit zu sagen, die Erweiterung sei gegen den Willen der Österreicher erfolgt. Und dann muss man ja be-
rücksichtigen, dass in der Vorbereitung einer solchen Abstimmung die eine Regierungspartei dafür und die andere 
dagegen sein muss. Was ja auch ganz interessant werden könnte. 

18.September 2000: Im dritten Prozeß gibt der rechtskonservative Publizist Kurt Diemann eine Ehrenerklärung 
gegenüber den Homosexuellen ab, deren "Züchtigung" er 1997 18 gefordert hatte. 

19.September 2000: Die Bundesregierung legt ihre Sparmaßnahmen fest: Vier Wochen Wartefrist auf das Ar-
beitslosengeld auch bei einvernehmlichen Kündigungen, massive Einsparung bei den Beamtenarbeitsplätzen, Ein-
führung von Studiengebühren, Besteuerung von Unfallrenten etc. sollen bis 2003 ein Nulldefizit im Bundeshaus-
halt bringen. Von der Taktik ist die Vorgangsweise nicht unschlau: Es trifft in kaum einen Punkt alle Österreicher 
gleich, aber auf verschiedene Art alle. So zahlt zwar fast jeder, aber nicht aus demselben Grund: zerteile und kas-
siere. 

20.September 2000: In Norwegen liegt Meinungsumfragen zufolge die dortige FPÖ-Variante "Fortschrittspartei" 
zur Zeit in der Wählergunst an der Spitze, noch vor der Sozialdemokratie. 

Zweite Septemberhälfte 2000: Einer der Punkte im Bericht der DREI WEISEN war die Kritik an der Flut der FPÖ-
Klagen gegen politische und sonstige Kritiker. Andre Heller hatte über die FPÖ folgendes geäußert: „Man kann 
von Haider, Böhmdorfer, Westenthaler, Riess-Passer und wie diese seelenhygienisch heruntergekommenen Polit-
emporkömmlinge und sonstige Bierzeltanimateure heißen mögen, nicht die geringste Einsicht in ihre eigene Pein-
lichkeit, Niedertracht und häufige Absurdität verlangen”. Oder doch? Es werden nämlich jetzt von der FPÖ die 
gegen Heller eingebrachten Klagen zurückgezogen. 

21.September 2000: Josef Kleindienst, karenzierter Polizist und ehemaliger Vorsitzender der FPÖ-Gewerkschaft, 
kündigt für den 28.9. das Erscheinen seines neuen Buches, "Ich gestehe", an. 

22.September 2000: Gibt es in Österreich mehr oder weniger Fremdenfeindlichkeit als im EU-Durchschnitt lau-
tete eine Meinungsbefragung. Die braven Österreicher sind überzeugt: 39% weniger und nur 8% mehr (Rest un-
entschieden oder gleichviel). 

22.September 2000: Unmut ruft wieder einmal Haider hervor als er verlangt, die Kosten für die Betreuung von 
48 in Kärnten untergebrachten Kosovo-Flüchtlingen müßten binnen einer Woche vom Bund übernommen werden, 
sonst lasse er sie nach Traiskirchen abschieben. 

24.September 2000: Die Beschränkung der Ausländer in der Schweiz auf 18% wird in einer Volksabstimmung 
fast mit Zweidrittelmehrheit abgelehnt. Zur Zeit leben etwas über 19% Ausländer in der Schweiz, diese hohe Quo-
te wird dadurch verursacht, dass die Schweiz ihre Staatsbürgerschaft sehr restriktiv verleiht (seinerzeit recht ko-
mödiantisch im Film "Die Schweizermacher" dargestellt). 

25.September 2000: Innerhalb von dreißig Tagen muss sich in Chile Oberfascho Pinochet einer Untersuchung 
über seine Verhandlungsfähigkeit unterziehen. 

                                                           
18 13.Juli 1998 2000: 44 Homosexuelle hatten die extremkatholische Zeitschrift DER 13. wegen Beleidigung und Beschimp-
fung geklagt, eine Anzeige wegen Verhetzung war von der Staatsanwaltschaft zurückgelegt worden. Im Prozeß blieb darum 
der Strafbestand der Beschimpfung von vier in der Zeitschrift abgebildeten Homosexuellen über, wofür in erster Instanz Ent-
schädigungszahlungen verhängt werden. Kurt Dieman hatte in einem Artikel gefordert, Lesben und Schwule müßten „mit 
Peitsche und Ochsenziemer zurechtgewiesen“ werden. Interessant, dass dies laut Staatsanwaltschaft keine Verhetzung dar-
stellt. Vielleicht wird nächstens durch einen entsprechenden Autor von echt katholischer Tradition, die Steinigung oder 
Verbrennung gefordert werden? Weil wir gerade dabei sind, eine weitere Frage: Ist Groër schon geochsenziemert worden? 
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26.September 2000: Wegen seiner Straflager-Äusserung von 199519 hatte ein Kurier-Journalist Haider kritisiert 
und wurde von ihm deswegen verklagt. Jetzt wird der Journalist freigesprochen. Bei der Verhandlung zeigt Hai-
der, dass seine zeitgeschichtlichen Kenntnisse auf derselben Höhe wie die der Frau Außenminister sind (die 
glaubte, die FPÖ sei seit 1945 im Parlament und Österreich sei ein bloßes Opfer der Hitlerei gewesen). Haider er-
nennt in der Verhandlung Julius Raab zum 1. Bundeskanzler der Zweiten Republik und zum KZ-Opfer (er ver-
wechselt ihn mit Leopold Figl). 

28.September 2000: Der deutsche Bundestagspräsident Thierse (SPD) sagt, der Rechtsextremismus sei in der 
BRD kein Randphänomen, sondern reiche in die Mitte der Gesellschaft hinein. Er ist für Verbote rechtsextremisti-
scher Parteien, damit diesen Organisationen der Schutz durch das Parteienprivileg entzogen werde.  

Auf dem Gebiet der ehemaligen DDR gibt es inzwischen sogenannte "national befreite Zonen", damit meinen 
Neonazis Bereiche, in denen sie ungehindert agieren können. 

28.September 2000: In Rom beginnt ein Prozess gegen neun Offiziere. 1980 wurde nördlich von Sizilien ein Pas-
sagiermaschine mit 81 Insassen höchstwahrscheinlich von einem NATO-Jäger abgeschossen und der Vorfall an-
schließend vertuscht. Die wirklich Schuldigen sind bis heute unbekannt, die Anklagen behandeln bloß die Vertu-
schung.  

Supersache so ein NATO-Rechtsstaat! Höchste Zeit, dass sich auch Österreich dieser Vereinigung anschließt, gell 
Herr Schüssel? 

28.September 2000: "Ich gestehe" erscheint, der ehemalige Vorsitzende der FPÖ-Gewerkschaft Josef Klein-
dienst plaudert aus der Schule: Das Buch ist hauptsächlich eine Sammlung von Anekdoten über Unzukömmlich-
keiten und Ungeheuerlichkeiten aus dem Gendarmerie- und Polizeiapparat. In der öffentlichen Wahrnehmung des 
Buchinhaltes kommt zuerst der Wiener Puffbesuch von FP-Kabas in die Medien und schließlich liest man auch 
über die Informationsbeschaffungen durch Parteien und Politiker und die Innenpolitik hat für Wochen ein brisan-
tes Thema. 

Die Abschnitte aus dem Buch von Kleindienst, die Anlass zu den Ermittlungen in der Spitzelaffäre werden 
2000: 
 „Nun sind wir bei der heikelsten Spielart des Themas "Datenklau": den Informationsflüssen aus der Polizei in die Politik. Ob 
es nun aus ideologischen oder persönlichen Gründen, aus Frustration oder ganz banal materiellen Gründen passiert - dass 
politische Fraktionen verschiedener Coleurs regelmäßig mit Infos aus dem Exekutivbereich versorgt werden, ist aufmerksamen 
Beobachtern längst klar. 
Der Zweck - Oppositionspolitik, Regierungskritik, Parteipolemik oder politisches Kleingeld - ist ebenso unterschiedlich wie die 
Anwendungen. Ob es nun als Argument dient, das den politischen Gegner in der TV-Diskussion mundtot machen soll. Ob der 
Polizeicomputer missbraucht wird, um vor den Wahlen persönliche Adressen für ein Directmailing als "Wahlerinnerung" zu 
bekommen. Oder ob ganz einfach eine Original-Anzeige gegen einen hohen Funktionär in eine Zeitungsredaktion gefaxt wird. 
Was aber allen diesen Handlungen gemeinsam ist, ist der schon ganz normale Datenklau. 
Durch ein Netzwerk von Polizisten. Einem Netzwerk, dessen sich Politiker skrupellos und immer häufiger bedienen. Zur Über-
prüfung und Ausspionierung von unliebsamen, politischen Gegnern, zum Sammeln belastenden Materials. Treffen kann es alle. 
Und es betrifft auch alle: von Personen des öffentlichen Lebens über karitative Organisationen bis zum kleinen Mann; von 
Andre Heller bis Helmut Zilk; von Josef Broukal bis Marcus Omofuma.  
(...) 
In allen Bundesländern arbeiten Exekutivbeamte für eine Partei, teils werden sie bezahlt, teils mit politischen Mandaten und 
Funktionen belohnt oder geködert, teils geschieht es aus Ideologie, Idealismus oder auch einfach aus Wichtigtuerei. Wer profi-
tiert? 
Die Informationen gehen an verschiedene Stellen in der Partei und ihren Organisationen. Aber auch das Büro des Chefs hat 
stapelweise Papiere und Dossiers gebunkert. Der Parlamentsklub ist eine weitere Anlaufstelle für Informanten, in den ge-
schäftsführenden Stellen sind heikle, personenbezogene Auskünften gern gesehen. Und es werden auch immer wieder Daten 
aus dem Polizeicomputer diverser ideologischer Gegner erbeten. 
Prominentes Beispiel der jüngeren Zeit: Andre Heller engagierte sich bei etlichen "Mitmensch"-Veranstaltungen. Dadurch 
war er sehr interessant für die Politik geworden: seine gesamten Lebensumstände wurde deshalb auf Aufforderung hin durch-
leuchtet. 
Ein Gendarmerieposten-Kommandant erzählte mir kürzlich betrübt, dass im Haus des Landespolitikers, der in seinem Revier 
wohnt, mehr brisante Akte gelagert seien wie am Posten selbst. 
Politische Schulungszentren verarbeiten Infos eher programmatisch als tagesaktuell. Ganz anders die Landesorganisationen. 
Hier geht es in erster Linie um Infos aus dem Polizeiapparat, um die Medienarbeit attraktiver zu gestalten. Neben der "Beloh-
nung" einzelner Beamten fließen viele Millionen in die Vorfeldorganisationen. Eine zentrale Schaltstelle in der Exekutive für 

                                                           
19 8.Februar 1995 2000: Parlamentsdebatte zum Anschlag von Oberwart. Haider: “Denn das Nichtintegrieren einer ethni-
schen Minderheit, die schon einmal vor 50 Jahren fast vernichtet wurde in den Straflagern des Nationalsozialismus, sie wieder 
auszusiedeln und auszugrenzen, hängt damit zusammen, dass man den Willen, den man hier bekundet, in der praktischen Poli-
tik gar nicht einbringt.“ Abgesehen von den "Straflagern" (siehe unten): Inhaltlich hat er ganz sicher nicht unrecht mit dieser 
Aussage. Die Versäumnisse der letzten 50 Jahre auf diesem Gebiet ermöglichen ihm sogar populistische Aussagen zum Bom-
benanschlag gegen die Roma!  
Mit dem "Straflagern" ist ihm allerdings das passiert, was man gelegentlich in der Stadt über einen Zuwanderer vom Land sagt, 
wenn er in eine ländliche Ausdrucksweise verfällt: Da hat ihn der Bauer getreten. Bei Haider war es nicht der Bauer, sondern 
der Nazi. Das mit den "Straflagern" ist seine Vater- und Muttersprache, er wird eben von Kind auf schon gehört haben, dass 
der Hitler die Gauner und Verbrecher zum Schutze der ordentlichen, braven und arbeitsamen Bürger strafweise ins KZ sperren 
hat lassen. 
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den Info-Fluss ist natürlich die Personalvertretung. Die jährlichen Budgetverhandlungen sind immer wieder geprägt von der 
Diskussion über die gelieferte und noch zu liefernde Informationsmenge und deren medialer Verwendungswert für die Politik. 
Ausser Infos, zu denen dienstlicher Zugang möglich ist, kommen immer wieder Daten von Exekutivbeamten, die mit den poli-
zeiinternen Zuständen nicht zufrieden sind, in die Politik. So war es einem Hofrat der BPD Wien ein dringendes Bedürfnis, et-
wa die Wiener FPÖ über Jahre mit geheimen Kriminalstatistiken zu versorgen. 
Besonders in der Ära Einem wanderten große Aktenmengen aus dem Innenressort in Partei-Tresore. Auch Einem selbst war 
natürlich lange Zeit Zielscheibe hektischer Info-Beschaffungsversuche aus allen Richtungen. 
Was letztlich nicht etwa daran scheiterte, dass man dem Herrn Minister so loyal gegenüberstand. Im Gegenteil, Einem war 
viel zu unbeliebt im Innenministerium; zu viele betrachteten ihn als "gefährlichen" Querdenker. (...) Die Informationsbeschaf-
fung gegen Einem scheiterte letztlich nur daran, dass es eben nicht mehr auszugraben gab.  
In Wien werden mindestens fünf Polizisten seit Jahren regelmäßig von Geldern einer Partei bezahlt. Was von ihnen erwartet 
wird, liegt auf der Hand. Und selbstverständlich erfolgt die Abrechnung nicht direkt über die Partei selbst. 
Einigen aus dem Netzwerk ist es im Laufe der Jahre zu viel geworden - die Informations-Anforderungen wurden im Lauf der 
Zeit immer unverschämter. Und die Gefahr der Entdeckung somit immer höher. Wobei es allerdings eher der allzu sorglose 
Umgang mit den Quellen als der polizeiinterne Sicherheitsmechanismus ist, der zur "Enttarnung" von Informanten führt. Denn 
trotz vielgepriesener Kontrollmechanismen und personenbezogenen Zugangscodes zum EDV-System gibt es eben immer wie-
der Mittel und Wege, die Sicherheitssysteme auszutricksen. (siehe unten!) 
Ein Aussteigen aus dem Netzwerk gibt es so gut wie nicht. Wer nicht klug genug ist, sich von Beginn an zurückhaltend zu zei-
gen, oder sich anderweitig mit Infos zu versorgen, ist auf Gedeih und Verderb mit der Organisation verbandelt. Mitgehangen, 
mitgefangen. 
Auch das Büro des ehemaligen Obmanns Jörg Haider (COMBO) war über viele Vorgänge innerhalb der Exekutive sehr gut 
informiert. Haider hat bekanntlich Informationen immer wieder öffentlich verwendet. Allerdings bestand für Info-Zuträger 
immer die Gefahr, enttarnt zu werden. Abgesehen davon hatten auch angebliche Informanten Haiders größte Probleme. 
Und zuletzt hat es einem Salzburger Polizisten eine längere Suspendierung eingetragen, weil Jörg Haider eine Datenanfrage 
allzu eifrig in laufende TV-Kameras hielt. 
Jörg Haider war sehr rasch dafür bekannt, dass er nicht gerade zimperlich mit Informanten umging. Somit stand jeder, der ihn 
oder sein Büro informierte, im Konflikt, sich der Gefahr auszusetzen, verraten zu werden oder beim "Chef" persönlich gut an-
gesehen zu sein. Wie man hört, haben sich einige Informanten deshalb schon andere, diskreter vorgehende Anlaufpunkte in der 
Politik gesucht. 
Warum übt(e) Jörg Haider auf Exekutivbeamte überhaupt so eine Faszination aus? (..) Jörg Haider war eben der erste, der 
den politischen Wert der Exekutiv-Beamtenschaft erkannt und für sich genutzt hat. Er hat als erster Politiker damit begonnen, 
sich vermeintlich auf die Seite der Exekutive zu stellen, ihre Arbeit, ihre Leistung und ihren Einsatz für Österreich her-
vorzuheben und immer wieder öffentlich zu würdigen. Klar, dass da ein - vor allem früher auch politisch geschmähter - Be-
rufsstand, der so gut wie ohne positive Rückkoppelung arbeiten muss, sich diesem Charme nicht entziehen kann, wie immer der 
einzelne Beamte nun politisch auch gestrickt sein mag. So erklärt sich auch, dass weit mehr Polizisten Haider (mehr als 50 %) 
wählten als der blauen Vorfeldorganisation AUF ihre Stimme geben. Und warum Informationen aus dem Exekutivbereich all-
mählich zur allseits begehrten Waffe wurden... 
Interessant auch ein anderer Aspekt: immer wenn Jörg Haider zusätzlich zum offiziellen Polizeischutz Leute brauchte, wurde 
ihm das von Getreuen organisiert:  
Fünf, zehn Polizisten oder Gendarmen, teils im Dienst, teils in der Freizeit, teils dienstfreigestellte Personalvertreter und Ge-
werkschafter waren gleich an der Hand, um bei Veranstaltungen auf Haider aufzupassen. 
(zu den Zugriffsmöglichkeiten:) 
Um unberechtigte Zugriffe im internen Bereich und Datenmissbrauch weitgehend auszuschalten, bekommen Beamte persön-
lich zugewiesene Zugangscodes. Jeder Zugriff wird protokolliert, so ist im Bedarfsfall genau nach zu verfolgen, wer wann wel-
che Information abgefragt hat. Zusätzlich gibt es regelmäßige Stichproben, wo Beamte dann über Grund und Bezugsakt zu ih-
rer Anfrage Auskunft geben müssen. Soweit die Theorie. 
In der Praxis sieht alles ein wenig anders aus. (..) Wie kommt man nun zu Infos aus dem Polizeicomputer? 
Ganz einfach beispielsweise, indem etwa eine Kopie eines Ausdruckes mehr gemacht wird, ein Akt allzu offen auf einem 
Dienstschreibtisch herumliegt oder "verloren wird" und von allen möglichen oder unmöglichen Personen kopiert werden 
kann, ehe er "wieder auftaucht". Es gibt auch die gar nicht so seltenen Fälle, in denen Beamter A. mit seiner Kennung ein-
steigt, dann etwa zum Telefon gerufen wird und inzwischen Kollege B., der auf einen freiwerdenden EDV-Platz wartet, gleich 
mit dem bereits geöffneten Zugang des A. anfragt. 
Es gibt aber auch andere Techniken, Informationen aus dem Polizeicomputer zu erhalten, ohne dass jemals nachvollziehbar 
ist, wo diese hingehen oder wer überhaupt angefragt hat. 
Einige dieser Methoden werden bereits jahrelang mit Erfolg angewandt... 
Beispiel: Man gehe zu einem freien Telefon auf einer Dienststelle, nehme die Behördenkennzahl des jeweiligen Bezirkes, dazu 
die existierende Dienstnummer eines Kollegen, rufe in der Polizeidirektion den Infodienst der Funkstelle an und stelle seine 
Fragen - fertig ist der ganz normale Datenklau. Denn sobald der dort Diensthabende diese "Kontrollzahlen" hat, ist er berech-
tigt - und verpflichtet - die Infos aus dem Computer abzufragen. Gedacht ist dies für den Fall, dass ein Beamter nicht auf sei-
nem Arbeitsplatz ist und unterwegs dringend Infos braucht. Aber die Praxis zeigt, dass hier auch ganz anderen Absichten Tür 
und Tor geöffnet ist. 
Alles was im EDV System der Polizei gespeichert ist, kann von jedem erfragt werden - und nie mehr wird wirklich überprüf-
bar, wer tatsächlich was an Infos bekommen hat. 
Umgekehrt kann auch jeder, der in einer Funkstelle, Leitzentrale oder Dienststelle mit Datenzugang Dienst macht, sehr leicht 
zugreifen. Er geht ins EDV-System mit der Dienstnummer irgendeines Kollegen, der gar nichts von der Anfrage weiß. Entde-
ckung ist sehr unwahrscheinlich; auf diesen Dienststellen werden tausende dienstliche Überprüfungen durchgeführt, und sollte 
jemals eine Überprüfung kommen, ist nichts mehr nachvollziehbar. 
Denn der Betreffende kann sich immer darauf ausreden, dass über Funk oder Telefon die Anfrage erbeten wurde. Die Ton-
bandmitschnitte von Funk und Telefon können und werden auch nicht so lange aufbewahrt, dass eine Überprüfung nach län-
gerer Zeit noch möglich ist. 
Und es ist nicht ohne, was man über jemanden so aus Polizeianfragen erhält, wenn man es nur darauf anlegt. Angefangen von 
den genauen Personendaten über geheime Telefonnummern, Suchtgift- und Waffenvormerkungen; Vorstrafen, die Gerichtsver-
fahren in den letzten zehn Jahren, welche Fahrzeuge im Besitz der überprüften Person stehen, den Wohnort, frühere Wohnorte 
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und den Wochenendwohnsitz, Informationen, ob Geisteskrankheiten oder Selbstmordabsichten vorliegen, Vormerkungen in der 
Fremdendatei, ob eine Aufenthaltserlaubnis oder ein Aufenthaltsverbot besteht, ob es einen Abschiebebeschluss gibt, eine Ar-
beitsbewilligung, ob jemand als Zeuge oder Auskunftsperson gesucht wird, ob Unterhalte bezahlt werden...”   

Gegen Ende September 2000: Wie weit die österreichische Sozialdemokratie degeneriert ist, zeigt sich im Um-
stand, dass ein Wechsel der Wiener SP-Stadträtin Brigitte Ederer in den Vorstand der Firma Siemens angekündigt 
wird. Einerseits ist Ederer als Finanzstadträtin an der Auftragsvergabe auch an die Firma Siemens befasst, ande-
rerseits scheint es keine Frage mehr zu sein, von der SPÖ in einen Konzernvorstand zu wechseln.  

Und nachher wundert man sich wieder darüber, warum die Leute in ihrer Verzweiflung die FPÖ für eine Partei 
des "kleinen Mannes" halten.  

29.September 2000: In einem Artikel im STANDARD erklärt der Wirtschaftsjournalist Stephan Schulmeister an 
Hand der faktisch nicht vorhandenen Besteuerung der Erträge von Stiftungen wie sehr die Regierung die Belas-
tungen der wirklich Reichen vermeidet. Wozu man allerdings erinnern muss: Diese Stiftungen für die Superrei-
chen hat sich seinerzeit ein sozialdemokratischer Minister ausgedacht... 

30.September 2000: Im STANDARD erscheint ein Beitrag in dem sich vorgeblich Alfred Hrdlicka rühmt, „ge-
meinsam mit Freunden in Krumpendorf die Ortsschilder abmontiert” zu haben. Denn „diese Woche treffen sich 
erneut die Ewiggestrigen, ehemalige SS-Angehörige und Vertreter des Landes Kärnten am Ulrichsberg, um wie 
jedes Jahr die NS-Schreckensherrschaft zu relativieren. Der Ort Krumpendorf selbst wurde im In- und Ausland 
zum Symbol der Verdrängung und der negierten Aufarbeitung des NS-Terrors”. Seine Absicht sei es, „das statio-
näre Symbol "Krumpendorf" landesweit zum Einsatz zu bringen”. 

Die Pointe 2000: Hrdlicka hatte den Text nicht geschrieben und die Ortstafeln nicht abmontiert. Aber die Ortsta-
feln sind tatsächlich weg.  

September/Oktober 2000: Der rechtsgerichtete israelische Oppositionspolitiker Ariel Sharon hatte es für drin-
gend notwendig befunden, sich demonstrativ auf den zwischen Israelis und Palästinensern umstrittenen Tempel-
berg zu begeben und damit den Anlaß für heftige Unruhen geliefert, die nun mit gnadenlosem Militäreinsatz nie-
dergeschlagen werden, zahlreiche Tote verschärfen in der Folge die Situation zunehmend, der brüchige Frieden im 
Nahen Osten schwindet dahin. Nationalistische Wichtigmacher schaffen es immer und überall der Dummheit und 
Gewalt zum Durchbruch zu verhelfen. 

1./2.Oktober 2000: Haider festredet am Ulrichsberg zu den alten Kameraden. Mit „es kann nicht so sein, dass die 
Geschichte unserer Väter und Großväter aufgrund des absonderlichen Zeitgeistes zu einem einzigen Verbrecher-
album gemacht wird und ihre Leistungen vor der Geschichte mit Füßen getreten werden”, richtet er die Veteranen 
auf, würdigt die Helden der Hitlerarmee und der SS als „gute Bürger, die ihre Jugend geopfert” hätten und atta-
ckiert die "linken Tugendterroristen".  

Am nächsten Tag feiert die Waffen-SS in Krumpendorf, ein Kurt Meyer vom SS-Kameradschaftswerk: „Ohne 
unsere Soldaten der Waffen-SS würde es heute kein freies Europa geben. Wir wären vom Kommunismus-
Bolschewismus überrollt worden - bekennen wir, dass unsere damalige Regierung den Mut hatte, 1941 den Befehl 
zum Vormarsch zu geben, das war kein Leichtsinn, das war die letzte Rettung Europas 20 (..) Ich bin sehr dankbar 
für die Rede des Herrn Landeshauptmanns am Ulrichsberg. Das, was er über Europa gesagt hat, ist genau das, 
was wir brauchen. Ich würde mich freuen, wenn irgendein deutscher Politiker eine ähnliche Rede halten würde”. 
Ein Ritterkreuzträger verteilt ein Pamphlet des bekannten NS-Apologeten Nikolaus Preradovich: „Ich bewundere 
Adolf Hitler von Tag zu Tag mehr...” Na dann: Heil Hitler. 

2.Oktober 2000: In einem FORMAT-Interview erzählt Josef Kleindienst davon, dass er anläßlich des Lichtermee-
res von 1993 21 Daten über Andre Heller aus dem Polizeicomputer weitergegeben habe. Andere Polizisten hätten 
für solche Datenübermittlungen von der FPÖ bis 60.000 Schilling im Jahr erhalten. Innenminister Strasser leitet 
Erhebungen ein. 

2.Oktober 2000: Haider vorsichtshalber über Josef Kleindienst: „Ich habe mit diesem Menschen nie etwas zu tun 
gehabt”. Auch ja? 1.Mai 1998: In Tulln wird die FP-treue FREIE GEWERKSCHAFT ÖSTERREICHS (FGÖ) gegründet. 
Erster Vorsitzender wird Josef Kleindienst, Haider wird mit der "Mitgliedsnummer 1" aufgenommen. Kleindienst 
sagte damals bei der FGÖ-Gründung, er sei „der Statthalter Jörg Haiders”. 

2.Oktober 2000: Auf die Synagoge in Düsseldorf wird von zwei rechtsextremen Halbwüchsigen mit einem Molo-
tow-Cocktail ein Brandanschlag verübt. 

3.Oktober 2000: Laufend werden neue Details über mutmaßliche Bespitzelungen politischer Gegner der FPÖ 
durch AUF-Funktionäre bekannt. Die SPÖ fordert zu den Spitzel-Vorwürfen des ehemaligen FPÖ/FGÖ-Funkti-

                                                           
20 diese Darstellung entspricht der durch NS-Propagandaminister Goebbels mehrfach verkündeten Begründung für den Angriff 
auf die Sowjetunion 
21 23.Jänner 1993 2000: Mit rund einer Viertelmillion Teilnehmer wird die Lichterkette gegen Ausländerfeindlichkeit in Wien 
zur größten Demonstration seit 1945. Alle politischen und weltanschaulichen Organisationen und Strömungen ausser der FPÖ 
und den extremen Rechten haben zu dieser Kundgebung aufgerufen und daran teilgenommen.  
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onärs und Personalvertreters der AUF (Aktionsgemeinschaft Unabhängiger und Freiheitlicher) Josef Kleindienst 
einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss. Die FREIE GEWERKSCHAFT wird nun seitens der FPÖ zu einem 
autonomen Verein, der mit der FPÖ nichts zu tun habe. Die FP-Gewerkschaft, die seinerzeit mit Pauken und 
Trompeten als Konkurrenz zum ÖGB angekündigt worden war, hatte sich ja binnen kurzem als Flop herausge-
stellt und dürfte nun erledigt sein. 

3.Oktober 2000: Die Wiener Wochenzeitung FALTER gewinnt in erster Instanz gegen Haider. In einem Interview, 
das er im November 1999 der Zeitung gegeben hatte, stellte er Hitler, Stalin und Churchill auf eine Stufe und be-
hauptete hinterher, das Interview habe es gar nicht gegeben. Die Zeitung konnte einen Tonbandmitschnitt vorle-
gen. 

4.Oktober 2000: Der deutsche Bundeskanzler Schröder besucht die durch den Brandanschlag beschädigte Düs-
seldorfer Synagoge. Er sagt u.a.: „Wegschauen ist nicht mehr erlaubt, wir brauchen einen Aufstand der Anständi-
gen”. Sowas dürfte ein führender Politiker in Österreich nicht sagen, die Anständigen sind hier alle in einer ein-
zigen Partei zusammengeschlossen, einen Aufstand dieser "Anständigen" würde nicht so sehr wünschenswert 
sein. 

5.Oktober 2000: Grabsteine auf dem jüdischen Friedhof von Potsdam werden mit Naziparolen beschmiert.  

5.Oktober 2000: Innenminister Strasser kündigt eine lückenlose Aufklärung der Spitzelvorwürfe an, in der Folge 
wird er dadurch zum FPÖ-Feindbild Nummer 1. 

5.Oktober 2000: FP-Klubobmann Westenthaler dementiert Nachrichten über geplante Ministerauswechslungen 
und eine Rückkehr Haiders nach Wien. 

8.Oktober 2000: Gemeinderatswahlen in Belgien. Eindeutiger Sieger ist der rechtsextreme Vlaams Blok, der in 
Flandern erhebliche Stimmengewinne erzielt. In seiner Hochburg Antwerpen steigt die Partei von 28 auf fast 33%. 
Aber im Gegensatz zu Österreich bildeten die belgischen Parteien einen CORDON SANITAIRE  gegen die äusserste 
Rechte. 

9.Oktober 2000: Der ORF-Redakteursrat äussert in einer einstimmigen Resolution seine Besorgnis über die stän-
digen Interventionsversuche der Regierungsparteien, besonders der FPÖ. Der Druck habe ein unerträgliches Aus-
maß angenommen, man komme vor lauter Anrufen kaum noch zum Arbeiten, besonders FP-Klubobmann 
Westenthaler liefere ein "Interventionsbombardement".  

9.Oktober 2000: BRD-Innenminister Otto Schily gibt bekannt, dass man einen Verbotsantrag gegen die rechts-
extremistische NPD vorbereite. 

10.Oktober 2000: In Thüringen werden zwei Rechtsextremisten festgenommen, die am 3.10. die Gedenkstätte im 
ehemaligen KZ Buchenwald geschändet hatten. 

10.Oktober 2000: Deutschkärnten feiert die Volksabstimmung von 1920. Rund 15.000 Personen nehmen an ei-
nem Festumzug durch Klagenfurt teil, ebenso viele bilden das Spalier. Die Aufmarschierer: Abwehrkämpfer, 
Sänger, Kameradschaftsbund, Turner, Landsmannschaft.  

Passend verselt in der KRONEN ZEITUNG Wolf Martin dazu: „Den Reisenden erfasst ein heil'ges Schaudern, fühlt 
er den Atem der Geschichte weh'n. Es hatte Deutsches, um zu überdauern, doch immer wieder in den Kampf zu 
gehen”.  

11.Oktober 2000: Als "unerträgliche Einschränkung der Freiheit der Meinungsäusserung" betrachtet ein Richter 
in St. Pölten das geltende Medienrecht. Er musste ein Urteil gegen NEWS fällen, weil die Zeitschrift über ein Ge-
richtsverfahren zu Beschimpfungsdelikten berichtet und die behandelte Beschimpfung dazu angeführt hatte. 

11.Oktober 2000: Innenminister Strasser will die Einwanderungsquote wegen des hohen Bedarfes an Computer-
experten erhöhen, die FPÖ vereitelt dieses Vorhaben. 

11.Oktober 2000: Stark gestiegen sind in der BRD die rechtsextremistischen Straftaten, bisher liegen im laufen-
den Jahr 5.800 Anzeigen vor. 

13.Oktober 2000: Der grüne Europa-Abgeordnete Johannes Voggenhuber hatte am 31. Jänner über Jörg Haider ge-
sagt: „Er ist kein Nationalsozialist, er hat auch keine Großmachtträume ... er ist ein Faschist und die FPÖ eine fa-
schistische Partei”. Jetzt klagt Haider, Voggenhuber will den Wahrheitsbeweis antreten. 

13.Oktober 2000: Der bei der "Operation Spring" im Mai 1999 anfangs als Haupttäter einer afrikanischen Dea-
lerbande beschuldigte Charles Ofoedu wird jetzt verurteilt: zehn Monate bedingt wegen Geldwäsche, er hatte für 
andere Nigerianer Auslandsüberweisungen organisiert. Dealerboß war er keiner. 

13.-15.Oktober 2000: In Mitterberg in der Steiermark findet die "35. Politische Akademie" der sattsam bekannten 
"Arbeitsgemeinschaft für demokratische Politik" (früher "Aktionsgemeinschaft für Politik", AfP) statt. Neben di-
versen ganzrechtsrechten Referenten tritt auch der deutsche Nazi-Barde Rennicke auf, dessen Gesänge aber poli-
zeilich verhindert und dessen Tonträger beschlagnahmt werden. 

15.Oktober 2000: Landtagswahl in der Steiermark, die SPÖ verliert, aber weniger als erwartet, die Grünen ge-
winnen, aber auch weniger als erwartet, die ÖVP gewinnt weit mehr als erwartet und die FPÖ verliert mehr als 
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erwartet. Die Meinungsumfragen lagen (wie immer) weit daneben - man kann von Meinungsumfragen sowieso 
keine unfehlbaren Realitätsbezüge erwarten.  

Im Detail in Prozent im Vergleich zur Nationalratswahl 1999 und zur Landtagswahl 1995:  

 LTW 2000 NRW 1999 LTW 1995 

ÖVP 47,27 26,76 36,25 

SPÖ 32,41 34,07 35,93 

FPÖ 12,43 29,42 17,15 

Grüne  5,54 5,57 4,31 

LiF 1,09 2,44 3,84 

KPÖ 1,03 0,65 0,57 

In Prozent der Stimmen für die jeweiligen Parteien im Vergleich zu den beiden letzten Wahlen ergeben sich fol-
gende Veränderungen (die NRW bzw. LTW ist jeweils 100%): 

zur 2000: NRW 1999 LTW 1995 
ÖVP +77% +30% 
SPÖ -5% -10% 
FPÖ -58% -28% 

Grüne -1% +29% 
LiF  -55% -72% 

KPÖ +58% +80% 
Die FPÖ hat also elementar Stimmen an die ÖVP verloren, was in der Folge die Koalition ziemlich belasten wird. 

15.Oktober 2000: Ergebnis einer Meinungsumfrage der KRONEN ZEITUNG: Demnach hätte zur Zeit die SPÖ 
32%, die ÖVP 29% und die FPÖ 26% an Stimmen bei NRW zu erwarten, die Grünen kämen auf 10%. Wir rech-
nen wieder die Mandate hoch: 60/55/49/19, (z.Z. 65/52/52/14) - Haselnuss 104, Regenbogen 79, wie aktuell.  

16.Oktober 2000: Nach der steirischen Landtagswahl schimpft das berühmte einfache FPÖ-Mitglied Jörg Haider 
den Bundeskanzler und VP-Obmann Schüssel, dieser habe seine Partei nicht im Griff, da immer wieder aus der 
zweiten oder dritten Reihe der VP Kritik gegen das Regierungsprogramm komme (Landeshauptfrau Klasnic hatte 
für ihren Wahlkampf erfolgreich zu einzelnen Fragen abweichende Positionen verkündet). 

16.Oktober 2000: FORMAT berichtet über Ermittlungen gegen drei FP-Politiker wegen 157 ungeklärter Abfragen 
von Politikerdaten aus dem Polizeicomputer. 

18.Oktober 2000: Ex-FP-Geschäftsführer Rumbold, Haiders Pressesprecher Petritz und Haider-Leibwächter Bin-
der sind bisher die bekanntesten Ermittlungsziele in der Spitzelaffäre,  die Wirtschaftspolizei öffnet vier Konten 
im Bereich von FP-Personalvertretern bei der Polizei. 

18.Oktober 2000: Auf Anordnung von Obfrau Riess-Passer wird gegen starken Widerspruch aus der Landes-FPÖ 
die steirische Spitzenkandidatin der LTW, Theresia Zierler, für die Position einer Landesrätin nominiert. Vorerst. 

19.Oktober 2000: Politischer Stimmungsbarometer in NEWS. Mit 32% könnte demnach die ÖVP rechnen, die 
SPÖ mit 31%, die FPÖ mit 22% und die Grün-Partei mit 12%. Was hochgerechnet an Mandaten ergebe: SP: 59, 
VP: 61, FP: 41, Grüne: 22 (z.Z. 65/52/52/14). Regenbogen zu Haselnuss: 81 zu 102.  

19.Oktober 2000: Die Regierung legt ein Entschädigungsgesetz für Spätheimkehrer aus der Kriegsgefangen-
schaft vor, nicht entschädigt sollen ehemalige NSDAP-Mitglieder werden und Personen, die von sowjetischen Ge-
richten zu Haftstrafen verurteilt, aber nach dem Ende der UdSSR nicht rehabilitiert wurden. Die Opposition kriti-
siert, dass die Entschädigung der Opfer noch nicht beschlossen ist, für Militärs aber schon ein Gesetzestext vor-
liegt. 

20.Oktober 2000: Kabas, Partik-Pablé und Haider reden in der Wiener Stadthalle auf einer FP-Kundgebung das 
Gewohnte: Demonstrieren tun der rote Mob und die linken Horden, die Drogendealer kommen durch den außer-
gerichtlichen Tatausgleich (!) mit Geldstrafen davon, mit der Einwanderung muss Schluss sein, Wien verdient es, 
endlich von den Linken befreit zu werden, seit Haider in Kärnten regiert, traut sich dort kein Linker auf die Stra-
ße. Der Gruselbauer ist ein Symbol für die Dekadenz der abgestürzten Sozialdemokratie, Innenminister Strasser 
hat seine Lehrausbildung in der Caritas gemacht.  

Zusammenfassend sieht das einfache Parteimitglied: „viel zu viele Illegale, Straftäter, Drogenhändler, es muss 
unser Interesse sein, hier eine konsequente Beseitigung herbeizuführen”. 

Was von einigen zuhörenden Skinheads gleich anschließend in der Form versucht wird, Gegendemonstranten 
krankenhausreif zu prügeln. 

20.Oktober 2000: Nach umfangreichen Aussagen von Josef Kleindienst zur Bespitzelung von politischen Geg-
nern über den Polizeicomputer leitet die Wiener Staatsanwaltschaft Ermittlungen gegen Kleindienst ein, da sich 
der dabei auch selbst beschuldigt hatte. 
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Die FPÖ vermeint einen Entlastungsskandal entdeckt zu haben: Laut kryptischer Angaben im Buch von Sika (e-
hemaliger Generaldirektor für öffentliche Sicherheit) sei 1994 eine Stapo-Verschwörung zur Bespitzelung von 
Haider inszeniert worden. Westenthaler nennt gleich die Beteiligten: Innenminister Einem und Stapo-Chef Kess-
ler. Zu dumm, dass diese beiden nie miteinander Dienst getan haben. Die Angelegenheit verläuft sich rasch im Ge-
rüchtenebel. 

21.Oktober 2000: Seit Monaten angekündigt, jetzt verwirklicht: Die durch ihre Inkompetenz berühmt gewordene 
Sozialministerin Sickl wird von der FPÖ aus der Regierung genommen und durch den FP-Sozialsprecher Herbert 
Haupt ersetzt. Wir schauen wieder nach, was wir über Haupt lagernd haben: 

7.November 1994: Der neugewählte Nationalrat konstituiert sich. Die Wahl des Präsidiums bringt bereits im ersten Wahlgang 
den FPÖler Herbert Haupt auf den Posten des dritten Nationalratspräsidenten. SPÖ und ÖVP hatten ihren Abgeordneten die 
"Abstimmung freigegeben". - 20.November 1994: In der ORF-Pressestunde fordert der Dritte Nationalratspräsident von SP und 
VP-Gnaden, Herbert Haupt (FP) eine "Nachjustierung der Zweiten Republik": Einen volksgewählter starker Präsident mit di-
rektem Einfluss auf das Regierungskabinett und regelmäßige Volksabstimmungen zu wichtigen Themen. - 1.Oktober 1995: 
Seinen „tiefen Respekt und seine hohe Achtung“ drückt Verteidigungsminister Fasslabend für die Helden der Hitlerwehrmacht 
bei der Ulrichsbergfeier in Kärnten aus. Der 3. Nationalratspräsident Haupt (FPÖ) redet von der Hand, die zur Versöhnung ge-
reicht würde, was nicht von allen gewürdigt werde. - 15.Jänner 1996: Wahl der Nationalratspräsidenten. Fischer (SPÖ) und 
Neisser (ÖVP) gehen ohne Überraschung über den Tisch. Dann kommt der 3. Präsident. Haider besteht auf der Kandidatur von 
Herbert Haupt. Aber im ersten Wahlgang erreicht Haupt weniger Stimmen als der FP-Abgeordnete Wilhelm Brauneder, er 
wird daher aus dem Rennen genommen. Im 2. Wahlgang bekommt Brauneder exakt die Stimmen der VP-FP-Mehrheit (93). 
Wie sich im Nachhinein herausstellt, hatten die Schwarzen und die Freiheitlichen die Wahl Brauneders gleich nach den Wah-
len ausgehandelt. Wahlverlierer Schüssel wollte offenbar der SPÖ vorführen, wie die Mehrheitsverhältnisse im Parlament sind. 
22.Jänner 1998: Der FPÖ-Nationalrat Haupt sagt, in Kärnten sei eine Kurskorrektur gerechtfertigt gewesen, Grasser habe den 
einen oder anderen Punkt nicht richtig erkannt, man habe das klargestellt und er hätte das ordnungsgemäß korrigiert. Die 
Kärntner Landes-FPÖ sei drauf und dran gewesen sich durch Geschäftemacherei und Postenschacher rund um die Olympiabe-
werbung von ÖVP und SPÖ korrumpieren zu lassen. Haupt hofft, dass Haider nach Kärnten zurückkehre, weil das Land drin-
gend einen Reformator wie Haider als Landeshauptmann brauche. 

Sickl hatte sich wohl auch dadurch so lange halten können, da z.B. die Zeitschrift NEWS, die besonders FPÖ-
kritisch ist, dreimal im Monat den Rücktritt Sickls ankündigte und ihn damit wohl eher verhinderte. Weitere Neu-
besetzungen von Ministerposten stünden nicht bevor, läßt Riess-Passer ausrichten. 

24.Oktober 2000: Justizminister Böhmdorfer hatte in seiner Zeit als FPÖ-Anwalt offenbar widerrechtlich besorg-
te Daten aus dem Polizeicomputer für Gerichtsverfahren verwendet. Er habe nicht gewusst, woher die Unterlagen 
stammten, meint der Minister dazu. 

24.Oktober 2000: Nach langwierigen Verhandlungen wird in Wien ein Abkommen über die Entschädigung ehe-
maliger Zwangsarbeiter unterzeichnet. Insgesamt sollen rund 149.000 noch lebende NS-Zwangsarbeitsopfer rund 
sechs Milliarden Schilling aus dem Versöhnungsfond erhalten. Die meisten Empfangsberechtigten kommen aus 
der Ukraine (41.000), Russland (25.000) und Polen (21.000). Die Entschädigungen liegen zwischen 20.000 öS für 
Zwangsarbeiter in der Landwirtschaft und 105.000 für Sklavenarbeiter in Rüstungsbetrieben.  

24.Oktober 2000: Anton Pelinka war von Haider wegen übler Nachrede verklagt worden und wird nun in erster 
Instanz freigesprochen. Wobei zur Sache allerdings gar keine Entscheidung fallen muss, da die geklagte Aussage 
(Haider habe Einwanderer mit Parasiten verglichen) in einem CNN-Interview nicht von Pelinka, sondern vom In-
terviewer stammte, Haider dürfte also den Falschen geklagt haben. 

24.Oktober 2000: Exministerin Sickl erhält keinen Sitz im Bundesrat, wie ihr zuerst in Aussicht gestellt worden 
war, sie geht daher in Pension. 

25.Oktober 2000: Laut Innenminister Strasser wird ab 2001 das Rahmenbudget für die Gedenkstätte im ehemali-
gen KZ Mauthausen von 12 auf 20 Millionen Schilling erhöht. 

25.Oktober 2000: Am Wiener Judenplatz wird feierlich die Holocaust-Gedenkstätte eröffnet. Von österreichi-
schen Opfern des Völkermordes an den Juden sind bisher 61.000 namentlich erfaßt. 

26.Oktober 2000: Die deutschen Innenminister sind sich einig: Es wird gegen die NPD ein Verbotsantrag ge-
stellt. Der Umgang mit nazistischen Parteien ist in der BRD deutlich komplizierter als in Österreich, in der BRD 
muss einer Partei eine "aggressiv-kämpferische" Haltung gegen die "freiheitlich-demokratische Grundordnung" 
nachgewiesen werden, hierzulande reicht laut Verfassungsgerichtshof zum Verlust des Status einer "politischen 
Partei" der Verstoß gegen das NS-Verbotsgesetz, das profund formuliert ist: §1 Die NSDAP, ihre Wehrverbände 
(SS, SA, NSKK, NSFK), ihre Gliederungen und angeschlossenen Verbände sowie alle nationalsozialistischen Or-
ganisationen und Einrichtungen überhaupt sind aufgelöst; ihre Neubildung ist verboten. Ihr Vermögen ist der 
Republik verfallen. (..) 

§3 Es ist jedermann untersagt, sich, sei es auch ausserhalb dieser Organisationen, für die NSDAP oder ihre Ziele 
irgendwie zu betätigen. 

27.Oktober 2000: Die Spitzelaffäre schlägt durch das Bekanntwerden weiterer Details große Wellen, FP-
Klubobmann Westenthaler erklärt den "ultimativen Gegenschlag", wobei sich im Gefolge nicht recht erkennen 
läßt, woraus dieser Schlag bestanden haben soll und wen er getroffen hätte. Eingehaut wird lautstark auf den In-
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nenminister, der aber keinen Grund hat, in Angst und Schrecken zu verfallen, da er mit seiner sachlichen Art un-
angreifbar bleibt. 

Ein von der Opposition geforderter parlamentarischer Untersuchungsausschuss zur Spitzelaffäre wird (trotz zeit-
weiser, vermutlich taktischer, Befürwortung durch Haider!) nicht installiert. 

28.Oktober 2000: In Klagenfurt findet eine große internationale Demonstration "Widerstand im Haiderland" statt. 

29.Oktober 2000: In Argentinien wird ein Haftbefehl gegen den chilenischen Exdiktator Pinochet erlassen: 1974 
waren der ehemalige chilenische Stabschef Carlos Prats und seine Ehefrau (die auf der Seite Allendes gestanden 
waren) im Exil in Buenos Aires vom chilenischen Geheimdienst ermordet worden, wofür jetzt offiziell Pinochet 
verantwortlich gemacht wird. 

30.Oktober 2000: Traditionell unbeirrbar gesinnungstreu: Der Salzburger Polizeipräsident Schwaiger. Während 
Kranzniederlegungen der SS-Kameradschaft "volksgebräuchliche Aufzüge" und deshalb bewilligungslose Ange-
legenheiten sind, bedarf eine Gedenkkundgebung für NS-Opfer einer behördlichen Bewilligung. Was heißt, am 
Salzburger Kommunalfriedhof dürfen am 1. November Hitlers treue Vasallen ihrer Helden gedenken, aber ein 
Gedenken für die Opfer wird behördlich verboten. Heil Hitler, Herr Schwaiger! 

30.Oktober 2000: Elf Polizisten werden suspendiert, darunter der Haider-Leibwächter Binder und der Salzburger 
FP-Politiker Naderer, am 31.10. werden Haider und Stadler einvernommen, 

30.Oktober 2000: Die Ermittlungen in der Spitzelaffäre betreffen auch fünf führende FPÖ-Funktionäre, u.a. ein 
Kärntner Parteimitglied namens Jörg Haider, im STANDARD zeichnete Zehentmayr einen treffenden Kommentar 
dazu: 

 

Haider weiß, woher die ganze Spitzelgeschichte stammt: Aus den kranken Gehirnen einiger Journalisten. Ja, dann 
... 

31.Oktober 2000: Schüssel bietet den Opfern der "Arisierungen" von 1938 eine Entschädigung von 150 Millio-
nen Dollar an. 

Ende Oktober 2000: In der BRD beginnt eine Debatte über die "deutsche Leitkultur". Der CDU/CSU-Fraktions-
vorsitzende im Bundestag, Friedrich Merz, hatte die Aufnahme dieses Begriffes in die deutsche Verfassung ver-
langt.  

Die "deutsche Leitkultur" war nicht unbedingt nur als nationalistische Vorgabe zu verstehen, sondern soll ur-
sprünglich als Kontrapunkt zu Versuchen fundamentalistischer Islamisten, für ihre Gruppierungen das religiöse 
Recht, die Scharia, anzuwenden, gemeint gewesen sein. Aber dafür wäre es wohl besser und gänzlich unmiß-
verständlich gewesen, wenn die Geltung der europäischen Menschenrechte vor religiösen Vorschriften betont 
worden wäre. Eine "deutsche Leitkultur" hat doch eher nicht die entsprechend tiefe Tradition für die Unterstrei-
chung von Menschenrechten, sondern immer noch die Assoziation zur Vernichtung von Menschenrechten und 
von Menschen. 

Anfang November 2000: Innenminister Strasser ist nach mehreren Hausdurchsuchungen bei FPÖ-Polizisten 
nunmehr der Feind Nr. 1 für die Freiheitlichen. Haider verlangt, Strasser soll sich zusammenreißen, er wäre eine 
Belastung für die Koalition, wenn er nicht endlich Vernunft annimmt. Der Sicherheitsdirektor Erik Buxbaum wird 
zum nächsten Ziel der FPÖ-Attacken.  

1.November 2000: Die Salzburger SS gedenkt heuer ihrer Helden ohne Musik und bereits am Morgen um acht 
Uhr: Dadurch soll „den wiederholten Störversuchen, durch welche die Friedhofsruhe missachtet wird, und dem 
Friedhofsfrevel, wie dem Missbrauch einer geweihten Stätte für Demonstrationen, die Möglichkeit entzogen wer-
den”, verkündet der Salzburger Ober-SSler. Der Kranz der SS wird von Mitgliedern der "Salzburger Offiziersge-
sellschaft" niedergelegt. 

Am Vormittag findet dann die Trauerkundgebung für die Opfer des Nationalsozialismus statt, zwar polizeilich 
verboten, aber diesmal ohne Anzeigen. Man muss sich nochmals vor Auge führen: Der SS-Aufmarsch ist ein 
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"volksgebräuchlicher Aufzug", die Ehrung von NS-Opfern wurde 55 Jahre nach dem Ende der Hitlerei behördlich 
VERBOTEN! Man fasst es einfach nicht!  

3.November 2000: Bis 6.11. müsste der Innenminister den Sicherheitsdirektor Buxbaum ablösen, sonst werde der 
Salzburger FP-Chef Schnell in seiner Partei einen Antrag auf Beendigung der Koalition stellen - Kleindienst 
macht eine umfangreiche Aussage mit der eine Reihe von FP-Politikern belastet wird, u.a. sagt er, er habe von 
Kabas monatlich 15.000 Schilling "Spesen" bekommen. 

4.November 2000: Landesparteitag der FPÖ in der Steiermark. Frau Vizehaider Riess-Passer hatte zwar die Frau 
Zierler als FP-Landesrätin verordnet, aber dieses Spiel spielt die Partei nicht und entscheidet sich für einen gewis-
sen Leopold Schlöggl, der sich auch die Unterstützung Haiders gesichert hatte. Zierler soll nun nach Wien zurück, 
als Nationalrätin und dritte Generalsekretärin. 

Die zusätzliche Überraschung: Zierlers Mentor, Infrastrukturminister Michael Schmid, haut den Hut drauf und 
tritt von der politischen Bühne in den Ruhestand ab. Womit innerhalb von neun Monaten schon drei FPÖ-Minister 
ihr Amt verlassen haben. 

Haider am Parteitag zur Spitzelaffäre: „Dieser FPÖ wird der Krieg erklärt, sie werden uns bekämpfen, aber wir 
werden uns wehren, wir werden auch mit diesem Gesindel fertig. Es wird keine zweite Partei in Österreich geben, 
die dieser linken Jagdgesellschaft das Handwerk legt, man braucht uns, sonst liefern wir Österreich diesem Mob 
aus, aber wir werden Ordnung schaffen”. 

6.November 2000: Der Salzburger FP-Chef Schnell zieht seine Aussage, die Ermittlungen in der Spitzelaffäre 
seien ärger als bei der Gestapo zurück und stellt um auf "KGB-Methoden". 

Anfang November 2000: Vom inzwischen verstorbenen Multimillionär Turnauer soll 1996 die FPÖ eine Bar-
geldspende von fünf Millionen erhalten haben, die im Spendenbericht der Partei nicht aufscheint. Die Angelegen-
heit wird FP-seitig bestritten. 

7.November 2000: Der ehemalige FP-Funktionär Robert Dürr hatte in Aussendungen konstatiert: „ Die Verfol-
gung Andersdenkender wird in Österreich von den kommunistisch-antifaschistisch instrumentalisierten Bundes-
ministerien für Inneres und für Justiz in Zusammenarbeit mit dem DÖW wahrgenommen. Das DÖW verfügt über 
eine bedrohliche Infrastruktur, wie z.B. intensive Kontakte zu österreichischen Behörden und in- und aus-
ländischen "Diensten". Es ist eine polypenartige kommunistische Tarnorganisation, die als eine Art Privat-Stasi 
linksextreme Subversion vorantreibt”. Die kommunistischen Polypen sind jetzt endlich erfolgreich: Dürr wird in 
erster Instanz (noch nicht rechtskräftig) wegen nationalsozialistischer Wiederbetätigung zu drei Jahren Haft, ein 
Jahr davon unbedingt, verurteilt. Seit 1997 hat der Andersdenker aus dem Burgenland nationalsozialistisches Ge-
dankengut in Flugschriften und über das Internet verbreitet. 

8.November 2000: Freispruch für den Journalisten Christian Rainer, der über Haider geschrieben hatte „wer (..) 
auch noch über die Naziparolen (von Haider) hinwegsehen könnte...”: Das sei eine zulässige politische Wertung, 
urteilte der Richter. 

8.November 2000: Einstimmig beschließt die deutsche Bundesregierung, beim Verfassungsgerichtshof das Ver-
bot der NPD zu beantragen. 

9.November 2000: Wahlumfrage in NEWS: 30% SPÖ, 32% ÖVP, 20% FPÖ, 14% Grüne - auf Mandate hochge-
rechnet: 57 / 61 / 38 / 27, somit 99 zu 84 für die Regierung. Interessant, wie NEWS Woche für Woche schrille Un-
tergangsszenarien für die Regierung darstellt, allerdings bewirkt dies nix. 

9.November 2000: In Graz wird die neu errichtete Synagoge eröffnet. Vor der NS-Zeit hatte die israelitische 
Glaubensgemeinschaft in Graz ca. 1.700 Mitglieder, jetzt sind es nur noch 120, meist ältere Menschen. 

10.November 2000: Schüssel vertritt in einem Interview mit JERUSALEM POST den alten Standpunkt, Österreich 
sei das "erste Opfer" Nazi-Deutschlands gewesen, er verweist bloß auf eine "moralische Verantwortung". Die 
hunderttausenden Naziaktivisten, hat es die nicht gegeben? Die "Moskauer Deklaration" von 1943 erklärte zwar 
den "Anschluss" als aufgezwungen für null und nichtig, stellte aber auch fest: Österreich wird jedoch daran erin-
nert, dass es sich der „Verantwortung nicht entziehen kann, an der Seite Hitler-Deutschlands am Krieg teilge-
nommen zu haben”. Das Opfer Österreich war also ein Verbündeter! 

11.November 2000: Im STANDARD beginnt eine Serie über die Beziehungen der Haider-FPÖ. Die angebliche 
"Partei des Kleinen Mannes" hat Verbindungen zu vielen Reichen und Superreichen, die offenbar ihre Interessen 
durch diese Partei entsprechend vertreten sehen. 

11.November 2000: Die Nachfolgerin von Infrastrukturminister Schmid wird vorgestellt: Eine Managerin aus der 
Papierbranche und allem Anschein nach aus einer traditionell deutschnationalen Familie ("blaues Urgestein"), ei-
ne gewisse Monika Forstinger, übernimmt das Regierungsamt. 

12.November 2000: In der TV-Pressestunde sagt Jörg Haider, er werde in Kärnten bleiben und nicht (wie in den 
letzten Wochen häufig spekuliert wurde) nach Wien gehen. Er habe zwei Optionen gehabt, entweder selber Kanz-
ler zu werden oder durch die Koalition mit der ÖVP „die Wende herbeizuführen”, er habe sich für das letztere 
entschieden. Er werde aber verhindern, dass man mit der FPÖ so umgeht wie in letzter Zeit. „Wer sich mit mir an-
legt, muss sich warm anziehen”. 
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13.November 2000: Schon wieder eine Wahlumfrage, von denen wimmelt es ja jetzt geradezu, Ende Oktober ließ 
der STANDARD 1.000 Leute befragen: SP 34%, ÖVP 26%, FPÖ 20%, Grüne 12% - übergesetzt auf Mandate: 68, 
52, 39, 24, das hieße erstmals knapp Regenbogen zu Haselnuss 92 zu 91. 

13.November 2000: In Cottbus werden die Beteiligten an der Ausländerhetzjagd bei der im Februar 1999 in Gu-
ben einen algerischen Asylwerber durch eine Glastür jagten, wobei sich dieser tödliche Verletzungen zuzog, zu 
Haftstrafen zwischen einem Jahr bedingt und drei Jahren unbedingt verurteilt. Die Mehrzahl der Verurteilten ist 
immer noch in der Naziszene aktiv. 

14.November 2000: Innenminister Strasser weist die vielfältigen Angriffe der FP zurück: Seine Beamten (laut FP 
"die roten Brüder”) ermitteln im Auftrag des Staatsanwaltes. 

15.November 2000: Die Freude der Freunde der Deutschen Wehrmacht war verfrüht. Ein Historikerteam stellt 
nun klar, die Grundaussagen der Ausstellung "Verbrechen der Wehrmacht" waren zutreffend, es wären jedoch 
sachliche Fehler, Ungenauigkeiten und Flüchtigkeiten enthalten gewesen. Von den 1433 Fotos der Ausstellung 
wird die Entfernung von knapp 20 Aufnahmen empfohlen, davon seien nur zwei eindeutig falsch zugeordnet ge-
wesen (sie zeigen Opfer des sowjetischen NKWD). Von Fälschungen oder Manipulationen kann keine Rede sein, 
die Beteiligung der Wehrmacht an Massenmorden an Juden, an Verbrechen gegen sowjetischen Kriegsgefangenen 
und Zivilisten ist zweifelsfrei belegt, dabei hat es sich nicht um einzelne Übergriffe oder Exzesse gehandelt, son-
dern um Handlungen, die auf Entscheidungen der Heeresführung beruhten. 

15.November 2000: Sonderparteitag der FPÖ in Villach. Haider kämpft gegen ein linkes Netzwerk von Feinden, 
das ihn mittels Spitzelaffäre vernichten wolle, „sie haben uns den Krieg erklärt”. Er erklärt jetzt die „Jagdsaison 
auf die linke Jagdgesellschaft” für eröffnet. Er wird der Kärntner Partei jedenfalls bis auf weiteres erhalten blei-
ben. 

15.November 2000: Offener Brief von Caspar Einem an Schüssel, in dem er diesen anlässlich dessen aufgewärm-
ten These von Österreich als Opfer des Dritten Reiches: „Österreich nimmt Schaden, wenn da einer an der Spitze 
der Regierung steht und offenbar nicht mehr weiß, was er tut. Wie sonst wollen Sie erklären, was Sie da in der Je-
rusalem Post von sich gegeben haben? Wie sonst wollen Sie erklären, dass Sie es für notwendig befunden haben, 
jetzt auch noch Öl ins Feuer zu gießen, als ob die Regierungsbeteiligung der FPÖ nicht schon Schaden genug wä-
re? Herr Bundeskanzler! Suchen Sie Ihren Hausarzt auf. Oder treten Sie zurück. Sie sind leider ein Schaden für 
Österreich!” 

15.November 2000: Bei den FP-Politikern Hilmar Kabas und Michael Kreißl werden Hausdurchsuchungen 
durchgeführt. Bisher wird gegen 61 Verdächtige ermittelt. 

16.November 2000: Die Suspendierung von Haider-Leibwächter Binder wird aufgehoben, der dafür zuständige 
Beamte dürfte dem Vernehmen nach aus Haider-freundlichen Gegenden stammen. 

17./18.November 2000: Die FPÖ bringt mehrere Anzeigen gegen Sicherheitsdirektor Buxbaum ein und kündigt 
"parlamentarische Schritte" (was immer auch das sein soll) gegen ihn an. 

18.November 2000: Rund 1.500 spanische Faschisten gedenken ihres Herrn: am 20.11.75 ist eine der übelsten 
Figuren Europas nach jahrzehntelanger Gewaltherrschaft abgekratzt: Franco.  

20.November 2000: Mögliche Spitzelopfer können sich beim Innenministerium �  01/31345-31346 informieren. 

22.November 2000: Günter Traxler im STANDARD:  

„Er hat die unter und dank Bundeskanzler Franz Vranitzky erreichten Fortschritte bei der Aufarbeitung der Ver-
gangenheit zurückgenommen und den Bruch mit der rot-schwarzen Koalition auch auf diesem Gebiet öffentlich 
vollzogen. Und er hat damit das Netz nach den Stimmen all jener Wähler ausgeworfen, die sich ihre Lebenslüge 
von der ausschließlichen Opferrolle Österreichs im Jahre 1938 durch die Arbeit der Historiker nicht stören lassen 
wollen: Erhöhung einer Geschichtslüge in den Rang einer Halbwahrheit zwecks politischer Profitmaximierung. 
Das ist es schon wert, dass man davon Notiz nimmt. 

Der ÖVP-Obmann hat damit der sich seit Bestehen der schwarz-blauen Koalition einschleichenden Austrofaschi-
sierung der politischen Kultur dieses Landes ein neues Gebiet erschlossen. Ein simpler Vergleich mit der Vergan-
genheit verbietet sich, aber manches erinnert an die Dreißigerjahre: Die Abruptheit, damals in Tun und Ton, heu-
te im Ton, mit der jede Zusammenarbeit mit der Sozialdemokratie abgebrochen wurde, und zwar tendenziell nicht 
nur für eine Legislaturperiode, sondern möglichst bis zu deren Vernichtung, ist eine dieser Ähnlichkeiten: So 
konnte es nicht mehr weitergehen, war damals zu hören, und so rechtfertigt Schüssel seine Vorwahllüge heute. 
Der Abbau des Budgetdefizits allein auf Kosten der Arbeitnehmer ist eine andere Ähnlichkeit. 

Damals glaubte Schuschnigg erst, die Nazis zähmen, dann, sich mit ihnen arrangieren zu können. Unser Schusch-
nigg in den Zeiten des Neoliberalismus will Haider zähmen. Dass dessen Unterwanderung des Sicherheitsappara-
tes - schon wieder so eine Ähnlichkeit - noch rechtzeitig aufgeflogen ist, ist Schlüssels Verdienst ebenso wenig wie 
die blaue Niederlage in der Steiermark. Und Haiders vielleicht nur vorübergehende Schwäche ändert nichts dar-
an, dass Schüssel ihm ausgeliefert bleibt, will er seinen Kanzlersessel retten.” 

22.November 2000: Ein französisches Gericht verurteilt den US-Internetanbieter "Yahoo!", den Zugang zu Inter-
netseiten mit Nazipropaganda zu sperren. Womit irgendwelche Idioten schon wieder die "Freiheit" gefährdet se-
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hen. Apropos Freiheit: Über das Internet war es länger schon möglich z.B. den Nazipropagandafilm "Triumph des 
Willens" von dieser Riefenstahl aus England zu bekommen. Nun wird der Film auch im ehemaligen Großdeutsch-
land als Video vertrieben. Triumph der Meinungsfreiheit? Heil Hitler! 

22.November 2000: Der Innenminister steht weiter zu seinem Sicherheitsdirektor Buxbaum, das FP-Geplärr wird 
etwas leiser. 

23.November 2000: Jahresbericht 1999 der EU-Rassismus-Beobachtungsstelle: Die in Wien ansässige Agentur 
werde von der österreichischen Regierung nur halbherzig unterstützt, Ausländer würden in Österreich diskrimi-
niert, die FPÖ habe versucht ein Klima der Angst und Intoleranz zu schüren. 

23.November 2000: Das deutsche Bundeskriminalamt kritisiert die Erstellung der Statistiken über rechtsextremis-
tische Straftaten. Bis zu zwei Drittel der Taten verschwänden seit Jahren durch falsche Zuordnung, beispielsweise 
würden Ausschreitungen von alkoholisierten Rechtsextremisten häufig bloß den Trunkenheitsdelikten zugerech-
net. 

23./24.November 2000: Der abgetretene FPÖ-Minister Schmid will eine Ministerpension nach dem alten Politi-
kerpensionsrecht von 136.000 Schilling, was die Parteiführung für unangebracht hält, Schmid aber mit dem Hin-
weis auf seine Unterhaltspflichten verteidigt. Günter Traxler bezeichnet ihn im STANDARD als „Mischwesen aus 
einem kurzzeitig erfolglosen Minister und einem langzeitig erfolgreichen Ministerpensionsbezieher”. Frau Vize-
haider Riess-Passer droht Schmid mit dem Parteiausschluss. 

25.November 2000: 1.500 Berliner Nazis demonstrieren gegen das geplante Verbot ihrer Partei. Die Kundgebung 
der NPD wird aufgelöst als sich der Demonstrationszug in Richtung einer Gedenkstätte bewegte. 

26.November 2000: SP-Vorsitzender Gusenbauer verlangt in der Fernsehpressestunde eine Volksabstimmung 
über die Belastungspolitik der Regierung. Die FP-VP-Koalition habe kein Mandat der Wähler, die VP habe den 
Gang in die Opposition angekündigte gehabt, die jetzt praktizierte Einsparungspolitik war in keinem Wahlpro-
gramm. 

26.November 2000: In Oberösterreich findet eine Volksbefragung darüber statt, ob in Linz im Berg unterm 
Schloß ein neues Musiktheater zu Baukosten von rund 1,5 Milliarden Schilling errichtet werden sollte. Der oö. 
FPÖ-Chef Achatz hatte diese Befragung durchgesetzt und massiv Propaganda gegen den Bau gemacht. Die mas-
sive Pro-Propaganda der ÖVP ändert nichts an der Ablehnung: Bei einer hohen Teilnehmerzahl von 50% der 
Wahlberechtigten sprechen sich 60% gegen den Bau aus. 

Eine wesentliche Rolle für das Stimmverhalten dürfte die Sparpolitik der Regierung gespielt haben, nach dem 
Prinzip, für die paar Opernfreunde hat man einen Haufen Geld, aber alle anderen müssen Opfer bringen, die Re-
gierungspartei FPÖ konnte dabei gleichzeitig wieder in Opposition sein. Die Wählerstromanalysen zeigen aber, 
dass auch die ÖVP-Wähler deutlich mehrheitlich dagegen gestimmt haben dürften und rund drei Viertel der FPÖ-
Anhänger gar nicht an der Abstimmung teilgenommen haben. 

Trotzdem: Irgendwie war es schön, den Pühringer-Pepi zu sehen, wie es ihn fast zerrissen hat vor lauter Wut über das 
Resultat. 

27.November 2000: In einem FORMAT-Interview sagt der Obmann der Israelitischen Kultusgemeinde, Ariel Mu-
zicant, das Schüssel-Interview in der JERUSALEM POST zeige, die ÖVP scheine die Versöhnung zwischen dem of-
fiziellen Österreich und den NS-Opfern durch die Vranitzyrede von 1993 „bewusst in den Mistkübel” befördern 
zu wollen. Es sei Schüssel offenbar wichtiger gewesen, „jene in Österreich anzusprechen, die meinen Österreich 
sei unschuldig oder ein Opfer, als auf jene zuzugehen, die sich wirklich als erste Opfer empfinden”. 

Erinnern wir uns dazu an 1993, hier einige Leserbriefe aus KRONEN ZEITUNG vom Juni des Jahres 1993 zur Mit-
schuldeinbekenntnis des damaligen Bundeskanzlers Vranitzky: Die kürzlich in Israel vorgebrachte Äusserung des Bun-
deskanzlers Vranitzky über die "Verantwortung Österreichs an den NS-Verbrechen" hat in mir Befremden hervorgerufen. Be-
kanntlich hat es in der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 27. April 1945 einen österreichischen Staat nicht gegeben. Kann daher 
eine nichtexistierende juridische Person, wie es Österreich zwischen 1938 und 1945 war, für Verbrechen verantwortlich ge-
macht werden? Im existierenden Staat Österreich, also vor 1938 und nach 1945, hat es doch nicht die Spur einer Vernich-
tungspolitik gegen jüdische Mitbürger gegeben! Dass einzelne Österreicher - und leider waren es keineswegs nur wenige - sich 
der Nazibarbarei als willige Helfer zur Verfügung gestellt haben, muss ohne jede Beschönigung festgehalten werden, so wie es  
auch eine beträchtliche Zahl von Menschen aus anderen Staaten gegeben hat (Tschechen, Polen, Franzosen, Holländer, Bel-
gier, Norweger usw.), die am großen Verbrechen als große oder kleine Täter beteiligt waren. Dem österreichischen Rechts-
staat aber erweisen wir einen schlechten Dienst, wenn wir menschliches Versagen einzelner Individuen auf ihn abwälzen. 

Dr. Lothar Fedrigoni-Etschtal, Wien  
Ihrer Glosse "Mit 48 Jahren Verspätung" kann ich nur vollinhaltlich zustimmen. Am selben Tag konnte man auch erfahren, 
dass nach Aussage des israelischen Ministerpräsidenten Rabin Österreich als Volk und Staat die Verantwortung für den Nazi-
Holocaust mit übernehmen und Entschädigung zahlen müsse. Wie will Vranitzky den nach 1945 Geborenen erklären, dass sie 
jetzt für die ehemals verantwortlichen "Ostmärkler" finanzielle Leistungen erbringen müssen? 

Karl Steiner, Bruck/Mur 
Dass Vranitzky nur wegen des Ehrendoktors diesen reumütigen Kniefall zelebrierte, ist unglaubwürdig. Bei dieser Fleißaufga-
be hat wohl eher die typisch österreichische Mentalität des Buckelns voll durchgeschlagen. 
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Franz Ehm, Graz 
Es wäre zu begrüßen, wenn es der Herr Bundeskanzler geschafft hätte, zwischen Israel und Österreich ein normales Verhältnis 
zu schaffen. Lange genug waren wir "Nazi-Verbrecher". was ich aber nicht einsehe ist, dass der Kanzler Altersheime und 
Schulen in Israel finanziell unterstützen will. Es gibt in Österreich genug alte Menschen, die allein sind und verzweifelt auf ei-
nen Heimplatz warten. Es gibt in Österreich auch viele Schulen, die einer dringenden Sanierung bedürfen. 

M. Resch, Graz 
Was ich mir über Tagesereignisse denke, finde ich meist wenig später bei "Staberl". So war es auch bezüglich des Unterwer-
fungsrituals unseres Bundeskanzlers in Israel 

Johann Schwarz, Wien  

Zweite Novemberhälfte 2000: Eigenartiges in Sachsen: 1997 soll ein Sechsjähriger, Kind einer Deutschen und 
eines Irakers, von Rechtsextremisten im öffentlichen Schwimmbad gefoltert und ertränkt worden sein. Zeugen-
aussagen scheinen dies zu belegen, Verdächtige werden festgenommen. Und alsbald wieder freigelassen, die Zeu-
genaussagen finden keine Bestätigung. War das ganze das Produkt eines paranoiden Zustands der Mutter? Was ist 
wirklich passiert? 

27.November 2000: Der Zeitgeschichtler Oliver Rathkolb relativiert den österreichischen Einsatz als Asylland: 
Die Asylwerber zur Zeit des KALTEN KRIEGES blieben kaum im Lande, Österreich war ein Transit-, kein Asyl-
land. So sind nach 1956 von 180.000 ungarischen Flüchtlingen nur 13.000 in Österreich verblieben. 

28.November 2000: Die AHS-Lehrer sind nicht damit einverstanden, was auch mit Absegnung der Gewerk-
schaftsführung mit dem Unterrichtsministerium ausgehandelt wurde. Mit überwältigender Mehrheit sprechen sich 
die Mittelschullehrer für einen Streik am 5.12. aus. Zwar sind es wahrscheinlich nicht die Lehrer, die den schwers-
ten Schlag von der FP-VP-Regierung erhalten haben, aber sie leisten wenigstens Widerstand.  

28.November 2000: Durch die Presse geistert die Meldung, Russland habe nun endlich zugegeben, dass der 
schwedische Diplomat Raoul Wallenberg 1947 in der UdSSR ermordet worden sei. Aber schon 1957 war unter 
Chruschtschow der Tod Wallenbergs am 17.7.1947 im Ljublanka-Gefängnis in Moskau bekanntgegeben worden. 
Wallenberg hatte 1944 etliche Tausend ungarische Juden aus den Händen der SS retten können und war 1945 aus 
bis heute unbekannten Gründen von der Geheimpolizei Stalins verschleppt worden. 

28.November 2000: Der Salzburger FP-Chef Schnell meint auf einer Parteiversammlung, die Bezeichnung 
"Lump" für Klestil 22 wäre ein harmloser Ausdruck, er nenne seinen Hund ja auch Lumpi und der sei ein lieber, 
netter Falott. Der Bundespräsident wäre bei der Regierungsangelobung gar nicht lieb und nett gewesen, er hätte 
sich benommen als wäre er gar kein Österreicher und er habe Österreich im Ausland schlecht gemacht. Schnell 
hat aber Pech mit seiner Meldung, nicht nur die anderen Parteien, sondern sogar die FPÖ-Führung und Haider 
fordern eine Entschuldigung. 

30.November 2000: Laut Schriftgutachten ist die Unterschrift auf einem Brief des Haider-Leibwächters Binder 
eine Fälschung. Bei einer Hausdurchsuchung bei Binder war ein Brief aus dem Jahre 1994 oder 1995 gefunden 
worden, in dem Binder seinem Parteichef Mitteilungen wegen Anfragen über den Polizeicomputer macht. Der 
Brief war vom Jänner 1994 datiert und steckte in einem an Haider gerichteten Umschlag mit Poststempel vom 
Jänner 1995. Die gefälschte Unterschrift ist jetzt Anlass für Haider, davon zu sprechen, die Vorwürfe seien jäm-
merlich zusammengebrochen. Interessant ist dabei aber, warum ein an Haider abgesandter Brief bei Binder gefun-
den wird und wem eine solche Fälschung nützt. Cui bono? Niemandem, außer der FPÖ... 

Der Untersuchungsrichter Stefan Erdei besteht trotzdem auf der Fortführung der Erhebungen, da der Brief kein 
Hauptindiz gewesen sei. 

1.Dezember 2000: FP-Klubobmann Westenthaler tobt sich wieder aus, eine Handvoll roter Spitzenbeamter habe 
das strategische Ziel der FP als Regierungspartei den Garaus zu machen. An den Innenminister hat er keine Er-
wartungen mehr, die FPÖ werde jetzt alleine die „Aufklärung des größten Skandals in der zweiten Republik”  be-
treiben. 

1.Dezember 2000: Ein Richter verfügt gegen den chilenischen Exdiktator Pinochet einen Haftbefehl und will An-
klage erheben. Eine Entwicklung, die Euren Chronisten, der in den Siebzigern im Linzer Chile-Solidaritäts-
komitee mitwirkte, mit Freude erfüllt. Die Zeiten für Faschisten sind heute auch nicht mehr das was sie einmal 
waren. Venceremos! 

3.Dezember 2000: Günthergünther Nenning versprüht Wahrheiten: In seinem Blatt, der KRONEN ZEITUNG, gibt er 
in seiner Funktion als Reserve-Staberl bekannt, dass es dem Selbst-Hass der Anti-Österreich-Dummis entspringe, 
der von Schüssel aufgewärmten These zu widersprechen, Österreich sei das erstes Hitleropfer gewesen, weil ja in 
der "Moskauer Deklaration" von 1943 gestanden ist: "Die Regierungen des Vereinigten Königreiches, der Sowjetuni-
on und der Vereinigten Staaten (..) betrachten die gewaltsame Annexion von Österreich, die Deutschland am 15. März 
1938 vollzog, als null und nichtig”.  

                                                           
22 7.Mai 2000: Was ist der Bundespräsident? Ein Lump, ein Hump oder ein Dump? Der Wiener FP-Chef Hilmar Kabas ist sich 
nicht sicher, was er am Wiener FP-Parteitag über Klestil gesagt hat. 



 55

Zwar verweist er auch auf den Schluss: „Österreich wird jedoch daran erinnert, dass es sich der Verantwortung nicht 
entziehen kann, an der Seite Hitler-Deutschlands am Krieg teilgenommen zu haben, und dass bei der endgültigen Rege-
lung selbstverständlich in Betracht gezogen werden wird, welchen Beitrag es zu seiner Befreiung geleistet haben wird", 
auf die Idee, dass der erste Teil, wo Österreich als Opfer aufscheint, die Grundlage für den zweiten Teil, wo Öster-
reich zu einem Beitrag zu seiner Befreiung aufgefordert wird, bildet, kommt der Pro-Schüssel-Dummi Nenning aller-
dings nicht. Warum sollte das zutiefst dem Nationalsozialismus verbundene Österreich von den Alliierten taxfrei zum 
Opfer erklärt worden sein? Das Motiv der Alliierten war doch klar: Österreicher sollten dadurch motiviert werden, Wi-
derstand zu leisten! Das wurde zwar damit kaum erreicht, aber der ersten Teil der Deklaration, die Beförderung zum 
Opfer, nach 1945 zum Persilschein. Und der Nenning, der tendiert auch im Jahr 2000 zu dieser Ansicht. 

3.Dezember 2000: Landtagswahlen im Burgenland. Die Wahlen waren von der VP und der FP vorzeitig ausgelöst 
worden, nachdem der Kreditskandal um die burgenländische Landesbank auch den bisherigen SP-LH Stix, der Auf-
sichtsratsvorsitzender der Bank war, belastet hatte. Die FP hatte im Wahlkampf versucht auch die EU-Osterwei-
terung einzubeziehen (Forderung nach einer Volksbefragung im Burgenland!). Das Ergebnis ist für ÖVP und FPÖ 
enttäuschend, beide verlieren Stimmen, die SPÖ gewinnt dazu und die Grünen ziehen erstmals in den burgenländi-
schen Landtag ein. VP und FP verlieren je ein Mandat an die Grünen. In der Landesregierung verlieren die Freiheit-
lichen ihren Sitz, das neue Verhältnis der Regierungssitze zwischen SP und VP ist 4:3. Es wäre jetzt sehr nützlich, 
wenn SPÖ und Grüne im Burgenland eine Koalition bildeten, um auf diese Art eine Koalition auf Bundesebene vor-
zubereiten. Die Gemeinderatswahlen im Frühling in Wien werden besonders wichtig für die weitere Entwicklung in 
Österreich. 

Die Wahl im Detail in Prozent im Vergleich zur Nationalratswahl 1999 & zur Landtagswahl 1996:  

 LTW 2000 NRW 1999 LTW 1996 

SPÖ 46,6 42,0 44,5 

ÖVP 35,3 30,7 36,1 

FPÖ 12,6 21,1 14,6 

Grüne 5,5 3,6 2,5 
In Prozent der Stimmen für die jeweiligen Parteien im Vergleich zu den beiden letzten Wahlen ergeben sich fol-
gende Veränderungen (die NRW bzw. LTW ist jeweils 100%): 

zur 2000: NRW 1999 LTW 1996 
SPÖ +11% +5% 
ÖVP +15% -2% 
FPÖ -40% -14% 

Grüne +53% +120% 
Die FPÖ verliert im Vergleich zu den NRW 40% ihrer Stimmen an VP und SP. Da wird in Kärnten a plain and 
ordinary member of the Freedom Party wieder toben.  

4.Dezember 2000: Im FORMAT werden neue Erkenntnisse aus den Ermittlungen in der Spitzelaffäre beschrieben. 
Ein weiterer AUF-Polizist hat niedergelegt: Heinz L., stellvertretender Vorsitzender der freiheitlichen Polizeige-
werkschafter, sagt, Kabas, Kreißl und Kleindienst hätten sich Informationen besorgen lassen, vor allem sei es um 
Suchtgiftdelikte und Misshandlungsvorwürfe gegangen, wo zwecks politischer Ausschlachtung Angaben gesam-
melt wurden. L. sagt auch aus, Kilometergeldentschädigungen für nicht gefahrene Kilometer kassiert zu haben. 

Wozu festzuhalten ist: In der Aussage dieses Heinz L. ist keine Rede vom Hauptvorwurf der Bespitzelung politi-
scher Gegner - könnte es sein, dass es eine neue Strategie von beschuldigten AUF-Funktionären ist, durch ihre 
Aussagen den Schwerpunkt der Datenweitergabe von persönlichen Daten auf andere Gebiete zu verschieben? 

In derselben Ausgabe von FORMAT verlangt der nö. FP-Landesrat Stadler, der Justizminister solle die ermittelnden 
Staatsanwälte abberufen. Riess-Passer ist dafür, dass die Ermittlungen gegen Haider eingestellt werden. 

5.Dezember 2000: Im Parlament liegen die Beschlussfassungen für den sozialen Kahlschlag vor, in ganz Öster-
reich sind Protestaktionen vorgesehen. Die AHS-Lehrer streiken 

5.Dezember 2000: Die Wählerströme der Landtagswahl im Burgenland: Die ÖVP verlor an die SPÖ und an die 
Nichtwähler, die FPÖ an die SPÖ und die ÖVP, die SPÖ gewann auch aus dem Bereich Nichtwähler, die Grünen 
vermehrten sich aus dem Bestand der Nichtwähler und der Kleinstparteien. 

5.Dezember 2000: H.C. Artmann stirbt im achtzigsten Lebensjahr. Obwohl der Dichter eigentlich politisch nicht 
in Erscheinung getreten ist, war auch er ein Angriffsziel der FPÖ. 1995 erhielt er eine Subvention, weil durch eine 
Steuerrechtsänderung unerwartet für einen Literaturpreis Steuer nachzuzahlen war. Unfaßbarer Skandal, Schind-
luder mit Steuergeldern, eine Freunderlgruppe von Künstlern werde einfach aus heiterem Himmel steuerfrei ge-
stellt, das finanzielle Ausmaß dieses Privilegienskandals solle bekanntgegeben werden, verlangte Haider damals. 
„Wos an Haida olas ins Gmiad geed”, könnte man dazu anmerken. 

5.Dezember 2000: Ein Personenkomitee und die Interessengemeinschaft Autorinnen und Autoren (IG) erstatten 
gegen Haider, Böhmdorfer, Kabas und Scheibner Anzeigen wegen des Verdachtes auf NS-Wiederbetätigung, es 
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geht dabei um einen Schriftsatz Böhmdorfers, in dem er der SS einen "ehrlichen Krieg" zu bescheinigen versuchte 
und um Antiausländer-Parolen des Wahlkampfes von 1999. 

6.Dezember 2000: Günter Traxler zitiert aus einer Mitgliederinformation der nö. Wirtschaftskammer eine lange 
Reihe von Leistungen der neuen Regierung für die Wirtschaft. Er schließt sarkastisch: „Jetzt dürfte auch der Ge-
werkschaftsbund die Liste mit den Verbesserungen nicht länger zurückhalten, die er durchgesetzt hat”.  

8.Dezember 2000: Rund 60.000 Menschen demonstrieren gegen die EU-Tagung in Nizza. Die Organisation des 
Kapitalismus auf höherem Niveau (des Profites) macht auch mehr Widerstand mobil. Als Achtundsechziger darf 
man ja trotz alldem nicht vergessen: Die Gesellschaftspolitik wird nicht von Schwarz, Rot, Grün, Blau oder Braun 
gemacht: Die herrschenden Ideen sind mehr als jemals die Ideen der Herrschenden. Und herrschen tun die Aktio-
näre, auch mehr als jemals. Der Widerstand gegen SHAREHOLDER VALUE ist wichtiger als der gegen profilierungs-
süchtige Populismuswürstchen. Vor allem darf ja nicht übersehen werden, dass es dann gerade wieder die Rechts-
populisten sind, die das Mißfallen kanalisieren: Schuld ist dann nicht das ungehemmte kapitalistische Profitstre-
ben. Schuld ist wieder irgend ein "Jud". 

8.Dezember 2000: In der Schweiz haben sich die rechtsextremistischen Übergriffe gegenüber dem Vorjahr ver-
doppelt. 

11.Dezember 2000: Der Wiener FP-Chef Kabas will laut PROFIL bei den Landtagswahlen 2001 die FPÖ zur 
stärksten Partei machen, Entsetzliches befürchtet er von einer rot-grünen Koalition: Cannabisfreigabe und Homo-
sexuellenehe. 

11.Dezember 2000: Hoffnungsvoll ist Bischof Krenn: „Ich würde mir wünschen, dass der Regierung die Aufhe-
bung der Fristenlösung gelingt”. 

11.Dezember 2000: Laut Westenthaler im FORMAT ist der Schuldtragende am Spitzelskandal Untersuchungsrich-
ter Stefan Erdei, „wenn wir der Meinung sind, dass die Staatsanwaltschaft befangen ist, dann muss das aufgezeigt 
werden. Ausserdem wollen wir auch die Absetzung von U-Richter Erdei, der mit fürchterlichen Fehlern behaftet 
ist, der Mann hat sie ja nicht alle.” 

11.Dezember 2000: Dem Medienrichter Maurer, bekannt durch eigenwillige Urteile im FP-Sinne, bescheinigt die 
Sprachwissenschaftlerin Ruth Wodak, dass er „nicht jene Distanz zu NS-Ideologismen aufweist, die von einem 
Richter, der sich mit politischen Fragen auseinander setzt, zu erwarten ist.” Maurer meint, dies sei eine „unge-
heuerliche Unterstellung”, will sich aber wegen der „Freiheit der Wissenschaft” nicht dagegen wehren. Oder will 
er keine Erörterungen davon vor Gericht (Wahrheitsbeweis).  

13.Dezember 2000: Unter dem Titel "Sprachterroristen" schreibt im STANDARD Günter Traxler über die Atta-
cken der FPÖ gegen die Justiz und das Schweigen der ÖVP, die FPÖ wolle anvisierte Personen öffentlich fertig 
machen und ganze Gruppen zu Staatsfeinden erklären: „Was soll es sonst heißen, wenn Haider im deutschen Ma-
gazin FOCUS von "der fünften Kolonne der Sozialisten im Staatsapparat" spricht, und auch gleich die Volkspartei 
in seine Attacken mit einschließt, wo sie ihm nicht pariert. Nicht nur die "rote Reichshälfte", auch Innenminister 
Ernst Strasser habe kein Interesse daran, dass die erfolgreiche Arbeit der blauen Exekutive weitergehe, „Ein 
bisschen schwächen schadet nichts, damit die nicht zu übermütig werden", droht er dem Koalitionspartner - und 
allen anderen; "Jetzt wird rigoros aufgeräumt in dem Staat, der in vielen Bereichen kein Rechtsstaat mehr ist. 
Das muss der Minister Strasser zur Kenntnis nehmen." Es spricht Haider, aber die Verdrehung der Tatsachen 
lässt Goebbels durchscheinen. 

Die ÖVP und übermütig - nicht doch! Noch hat sich Strasser nicht kleinkriegen lassen, aber der Rest der Mann-
schaft ist personifizierter Kleinmut im Negligé der Gelassenheit. Beredtes Schweigen ist schon das Äusserste, was 
die Stützen der Kholschen Bürgergesellschaft von sich geben, wenn die blaue Stütze ihrer Ministersessel die Ab-
setzung von Untersuchungsrichtern, die Ablösung von Staatsanwälten und mit dem sofortigen Abbruch der Erhe-
bungen gegen Haider eine kleine Demontage des Rechtsstaates verlangt. 

So ist es nicht verwunderlich, dass Haider und Westenthaler in Personalunion von Richter und Staatsanwalt mit 
ihren Untersuchungen gegen die Justiz bisher mehr Erkenntnisse zutage gefördert haben als die Justiz mit Ihren 
Untersuchungen gegen die FPÖ. Über die Justiz wissen wir immerhin, dass dort „ein Amalgam von Alt-68ern und 
frustrierten Roten" am Werk ist („Der Mann hat sie ja nicht alle"). Über die „blaue Exekutive" wissen wir bisher 
nur, dass für sie die Unschuldsvermutung gilt. Ein Rest von Rechtsstaat kann ruhig bleiben - wenn 's der Sache 
dient.” 

13.Dezember 2000: Der deutsche Bundesgerichtshof bestätigt das Urteil gegen einen Australier, der im Internet 
den Holocaust "als Erfindung jüdischer Kreise" bezeichnet hatte, mit der "staatliche Gelder" erlangt werden soll-
ten und der bei einem Deutschlandaufenthalt festgenommen und wegen Volksverhetzung zu zehn Monaten unbe-
dingter Haft verurteilt worden war. Es sei egal, wo der Text ins World Wide Web gestellt worden sei, er wäre in 
Deutschland abrufbar gewesen und damit strafbar. 

13.Dezember 2000: Das Schwinden der Zeitzeugen veranlasste eine Gruppe von dreißig oö. Lehrern in einer Se-
minarreihe, die sie bis ins Holocaust-Forschungszentrum Yad Vashem in Israel führte, sich als "Multiplikatoren" 
für den Zeitgeschichteunterricht ausbilden zu lassen. 
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14.Dezember 2000: Der Salzburger Landtag hebt die Immunität von drei FP-Abgeordneten auf, gegen die Ermitt-
lungen im Rahmen der Spitzelaffäre laufen. 

14.Dezember 2000: Der rechtskonservative Republikaner George W. Bush ist nach diversen Gerichtsurteilen ü-
ber die chaotische Stimmenauszählung bei den US-amerikanischen Präsidentenwahlen der neue US-Präsident. Die 
Mehrheit der Amerikaner hatte zwar knapp für Al Gore gestimmt, aber gerichtlich siegte Bush. Soviel zu den 
Wahlen im "Mutterland der Demokratie". 

15.Dezember 2000: Haider bringt dem Papst einen Weihnachtsbaum aus Kärnten. In Rom kommt es zu massiven 
Protestkundgebungen, aber die Faschisten der "Fiamma Tricolore" begrüßen den Kärntner Landeshauptmann mit 
tausenden Plakaten, ebenso die Rechtsextremisten der "Forza Nuova". 

15.Dezember 2000: Richter, Staatsanwälte und Justizminister Böhmdorfer veröffentlichen eine gemeinsame Er-
klärung, in der ein politisch unbeeinflusstes Arbeiten der Justiz deklariert wird. 

15.Dezember 2000: Der europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg nimmt die Klage des Kurden-
führers Öcalan gegen die türkische Regierung an.  

15.Dezember 2000: Joe Weidenholzer und Brigitte Kepplinger von der Uni Linz stellen die ab 2003 im Schloss 
Hartheim geplante Ausstellung "Wert des Lebens" vor. In der NS-Zeit waren in Hartheim rund 30.000 Behinderte 
ermordet worden. 

17.Dezember 2000: Der Wiener FP-Chef Kabas hofft im ORF-Mittagsjournal auf den Zusammenbruch der Spit-
zelaffäre, "bestimmte Kräfte" wollten der FPÖ schaden, es werde dabei aber nichts herauskommen, das "Lügen-
gebäude" „wird wie ein Kartenhaus zusammenstürzen”. 

18.Dezember 2000: Über 1.500 Richter und Staatsanwälte unterschreiben einen Protestbrief gegen die Attacken 
aus der FPÖ. Es heißt darin: "Die Justiz dient nicht persönlichen Interessen, sondern der Durchsetzung des Rechts 
ohne Ansehen der Person. Unabhängigkeit und Gewaltentrennung sind in Gefahr, wenn mit unverhohlenem poli-
tischem Druck auf laufende Verfahren Einfluss genommen werden soll. Es sind daher alle Repräsentanten dieser 
Republik aufgerufen, Versuchen entgegenzutreten, die Justiz der Politik dienstbar zu machen. Wir, die unterzeich-
nenden Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, verwahren uns gegen solche Bestrebun-
gen und fordern alle Akteure des öffentlichen Lebens auf, rechtsstaatliche Grundsätze zu wahren und zu respek-
tieren." 

Der Brief ist verhältnismäßig hilfreich. FPÖ-Funktionäre, die sich schon in der Dritten Republik von Haider & 
Westenthaler wähnten, bremsen sich etwas ein. 

20.Dezember 2000: In Wien konstituiert sich das Kuratorium des Versöhnungsfonds unter der Leitung von Lud-
wig Steiner. Nachdem jahrzehntelang auch unter besonders tatkräftiger Mithilfe der SPÖ (und ihrer engagierten 
Antisemiten wie Adolf Schärf und Oskar Helmer) die Entschädigung von Opfern des NS-Regimes verschleppt 
worden war, ist die Konstellation jetzt günstig: Die gegenwärtige österreichische Rechtsregierung kann es sich in-
ternational nicht leisten, diesen Irrweg fortzusetzen. 

20.Dezember 2000: Die Standesvertreter der Richter und Staatsanwälte fordern die Abschaffung des Weisungs-
rechtes des Justizministers. 

Vor Weihnachten 2000: In Friaul-Julisch-Venetien trägt man sich mit der Absicht eine Art internationale Haider-
Partei zu gründen. Man will im Regionalbereich Kärnten, Slowenien bis Venetien unter dem Slogan "Mit Haider 
für die Freiheit" tätig sein. Wohl bekomm's.  

22.Dezember 2000: Nach einer Meinungsumfrage sind rund zwei Drittel der Österreicher mit Entschädigungs-
zahlungen an NS-Opfer einverstanden. 

27.Dezember 2000: Haider kritisiert in einem Schreiben die Kritik der Richter und Staatsanwälte. Diese hätten 
früher auf Kritik aus Reihen der SPÖ oder der Grünen nicht reagiert, also „Kritik von links stillschweigend” ge-
duldet. Wäre interessant zu wissen, wann jemals jemand Richter und Staatsanwälte im Westenthaler-Stil kritisiert 
hätte... 

27.Dezember 2000: Praktischer Einkommensverzicht eines Politikers: Der einzige KP-Stadtrat in Österreich, der 
Grazer Ernest Kaltenegger hat zwei Drittel seines Stadtratbezuges Hilfssuchenden gegeben. Was mit dem Sozial-
fonds der FPÖ genau geschieht, hat man bisher nicht so recht in Erfahrung bringen können. Vielleicht könnten 
sich die freiheitlichen Gutverdiener von Kaltenegger ein paar Tipps geben lassen? 

28.Dezember 2000: Der Kärntner Bischof Kapellari stellt klar, die Meldung er habe Haider als "guten Katholi-
ken" bezeichnet, sei "frei erfunden". 

29.Dezember 2000: Osterweiterungskommissar Verheugen (SPD) sagt in einem FORMAT-Interview: „Ich sehe in 
Österreich eine Partei in der Regierung, der ich zutraue, an die niedrigsten Instinkte jedes Österreichers und je-
des Europäers zu appellieren und das Thema Osterweiterung zu instrumentalisieren”. Zwar würden auch anders-
wo Ängste geschürt, aber diese Tendenz ist in Österreich stärker, „weil wir anderswo eine solche Partei nicht in 
der Regierung haben”. 
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31.Dezember 2000: Man glaubt es kaum: Staberl Nimmerrichter feiert jetzt erst seinen achtzigsten Geburtstag! 
Nach seinen Kolumnen hätten wir ihn schon für wesentlich betagter geschätzt. Das Staberl-Buch "Unbotmäßige 
Gedanken" wird übrigens seit fast zwei Jahren mit 80% Preisnachlass abverkauft, die Auflage dürfte weitgehend 
aus schwer anbringlichen Restexemplaren bestanden haben. ÖS 48 statt 248.- 

Ende der Chronik 2000 

 

 


